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Ordnung zur Änderung der Fächerspezifische Bestimmungen 
für das Unterrichtsfach Psychologie  
für ein Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen 
zur Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang  
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 23. September 2015 
 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) 
sowie § 1 Abs. 2 der Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang vom 18. Juli 2013 (AM 
17 / 2013, S. 20 ff.), zuletzt geändert am 20. August 2014 (AM 15 / 2014, S. 3 f.), hat die 
Technische Universität Dortmund folgende Ordnung erlassen: 
 
Artikel I 
Die Fächerspezifischen Bestimmungen für das Unterrichtsfach Psychologie für ein Lehramt an 
Gymnasien und Gesamtschulen zur Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang an 
der Technischen Universität Dortmund vom 19. Februar 2015 (AM 4 / 2015, S. 90 ff.), werden wie 
folgt geändert: 
 
§ 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Im Unterrichtsfach Psychologie sind die folgenden Prüfungen abzulegen: 









Theorie-Praxis-Modul Modulprüfung schriftlich benotet 1 Studienleistung  7* 
M-VAIP: "Anwendung 
in der Praxis" 













Modulprüfung schriftlich benotet 1 Studienleistung 6 
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Modulprüfung schriftlich benotet erfolgreicher 
Abschluss des 
Moduls M-VAIP sowie 
1 Studienleistung 
6 




(1) Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. 
(2) Sie gilt für alle Studierenden, die die ab dem Wintersemester 2014 / 2015 erstmalig in den 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 
worden sind sowie für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 
Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind und ab dem Wintersemester 
2014 / 2015 das Lehramt, das Unterrichtsfach oder die sonderpädagogische Fachrichtung 
wechseln. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 16. Juli 2015 und des Beschlusses 
des Fakultätsrates der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie vom 
9. September 2015. 
 
Dortmund, den 23. September 2015 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015           Seite 3 
 
Ordnung zur Änderung der Fächerspezifische Bestimmungen 
für das Unterrichtsfach Psychologie  
für ein Lehramt an Berufskollegs 
zur Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 23. September 2015 
 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) 
sowie § 1 Abs. 2 der Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang vom 18. Juli 2013 (AM 
17 / 2013, S. 20 ff.), zuletzt geändert am 20. August 2014 (AM 15 / 2014, S. 3 f.), hat die 
Technische Universität Dortmund folgende Ordnung erlassen: 
 
Artikel I 
Die Fächerspezifischen Bestimmungen für das Unterrichtsfach Psychologie für ein Lehramt an 
Berufskollegs zur Prüfungsordnung für den Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen 
Universität Dortmund vom 19. Februar 2015 (AM 4 / 2015, S. 105 ff.), werden wie folgt geändert: 
 
§ 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Im Unterrichtsfach Psychologie sind die folgenden Prüfungen abzulegen: 











Modulprüfung schriftlich benotet 1 Studienleistung  7* 
M-VAIP: 
"Anwendung in der 
Praxis" 













Modulprüfung schriftlich benotet 1 Studienleistung 6 
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Modulprüfung schriftlich benotet erfolgreicher 
Abschluss des 








(1) Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. 
(2) Sie gilt für alle Studierenden, die die ab dem Wintersemester 2014 / 2015 erstmalig in den 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 
worden sind sowie für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 
Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind und ab dem Wintersemester 
2014 / 2015 das Lehramt, das Unterrichtsfach, die berufliche Fachrichtung oder die 
sonderpädagogische Fachrichtung wechseln. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 16. Juli 2015 und des Beschlusses 
des Fakultätsrates der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie vom 
9. September 2015. 
 
Dortmund, den 23. September 2015 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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für den Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 23. September 2015 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 









§ 1 Geltungsbereich der Ordnung, Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums, 
 Zugangsvoraussetzung 
§ 2 Bachelorgrad 
§ 3 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 4 Prüfungen 
§ 5 Prüfungsanmeldung und -abmeldung, Prüfungsverfahren 
§ 6 Prüfungsausschuss 
§ 7 Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 8 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
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§ 10 Zulassung 
§ 11 (entfallen) 
§ 12 Umfang und Art der Bachelorprüfung 
§ 13 Bachelorarbeit 
§ 14 Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 
§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und 
 Bestehen der Bachelorprüfung 
§ 16 Wiederholung der Bachelorprüfung 
§ 17 Zeugnis, Bescheide und Bescheinigungen 





§ 19 Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 21 Aberkennung des Bachelorgrades 
§ 22 Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 







Geltungsbereich der Ordnung, Zweck der Prüfung 
und Ziel des Studiums, Zugangsvoraussetzung 
(1) 1Diese Prüfungsordnung gilt für den Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften 
an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Technischen Universität 
Dortmund. 2Sie regelt gemäß § 64 HG die Strukturen des Bachelorstudiums. 
(2) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums 
im Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät der Technischen Universität Dortmund. 2Durch die Bachelor-
prüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandidaten die für den 
Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben ha-
ben, die Zusammenhänge ihres Faches überblicken und die Fähigkeit besitzen, wissen-
schaftliche Methoden und Erkenntnisse selbstständig anzuwenden. 
(3) 1Das Bachelorstudium soll auf ein wirtschaftswissenschaftliches oder hiermit verwand-
tes Masterstudium vorbereiten. 2Das Studium soll den Kandidatinnen und Kandidaten 
unter Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die er-
forderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie 
zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und zu verantwortlichem Handeln befähigt werden. 
(4) 1Aufbauend auf einem breiten Grundlagenwissen in den Bereichen der Betriebswirt-
schaftslehre, der Soziologie und der Volkswirtschaftslehre erfolgt im zweiten Studien-
abschnitt eine schwerpunktbezogene Vertiefung, um eine Orientierung auf die ange-
strebten beruflichen Tätigkeitsfelder zu ermöglichen. 2Das Studium soll auf diese Weise 
die Eingangsmöglichkeit insbesondere für Berufsfelder in Industrie, Handwerk und 
Handel, bei Banken, Versicherungen und anderen Dienstleistungsunternehmen, in For-
schungsinstituten, Verbänden und in der öffentlichen Wirtschaft schaffen. 3Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass der Einstieg in den Beruf häufig zusätzlich über Ausbildungspro-
gramme einzelner Wirtschaftszweige oder Unternehmen erfolgt. 4Angestrebt wird somit 
nicht Berufsfertigkeit in dem Sinne, dass eine unmittelbare Einsatzfähigkeit in spezifi-
schen betrieblichen Positionen vorliegt, sondern Berufsfähigkeit in dem Sinne, dass 
nach einer Zeit der Einarbeitung in der Wirtschaftspraxis komplexe und vielfältige Auf-
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gabenstellungen zu bewältigen und dabei auch die wirtschaftlichen und sonstigen Um-
weltgegebenheiten mit ihren vielfältigen Veränderungen zu berücksichtigen sind. 
(5) Zugangsvoraussetzung für das Bachelorstudium ist das Vorliegen der Hochschulzu-
gangsberechtigung oder einer sonstigen Qualifikation im Sinne des § 49 HG. 
(6) 1Für das Studium werden über das durchschnittliche Schulniveau hinausgehende 
Kenntnisse der englischen Sprache dringend empfohlen, da die englische Sprache 
Kommunikationsmittel in der Fachliteratur, auf Kongressen und bei der Pflege interna-
tionaler Kontakte ist. 2Darüber hinaus sind gute mathematische Kenntnisse für ein er-
folgreiches Studium unerlässlich, so dass die Teilnahme an den von der Fakultät ange-
botenen Mathematik-Vorkursen vor Beginn des Studiums ebenfalls dringend empfoh-
len wird. 3Hilfreich sind Fähigkeiten auf dem Gebiet der Elektronischen Datenverarbei-
tung. 




Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 
durch die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät den akademischen Grad „Ba-
chelor of Science“ („B.Sc.“). 
 
§ 3 
Regelstudienzeit und Studienumfang 
(1) 1Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 
European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. 2Jedem Modul wird gemäß sei-
nem Arbeitsaufwand (workload) eine Anzahl von Leistungspunkten zugeordnet. 3Ein 
Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt und 
wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand von etwa 30 Stunden erfor-
dert. 4Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Anfertigung der Bachelorarbeit 
sechs Semester (drei Jahre). 
(2) 1Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt pro Semester 900 stu-
dentische Arbeitsstunden, die 30 Leistungspunkten entsprechen. 2Insgesamt umfasst 
das Studium 5.400 studentische Arbeitsstunden, die 180 Leistungspunkten entspre-
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chen. 3Die Studieninhalte sind so auszuwählen und zu begrenzen, und das Prüfungsver-
fahren ist so zu regeln, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen wer-
den kann. 4Dabei ist zu gewährleisten, dass die Studierenden im Rahmen dieser Prü-
fungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen können und Pflicht- und Wahl-
pflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbstständigen Vorbe-
reitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstal-
tungen stehen. 5Im Wahlpflichtbereich können die Lehrveranstaltungen auch in engli-
scher Sprache angeboten werden; dies ist im Modulhandbuch anzugeben. 
(3) 1Das Studium gliedert sich in 17 Module, die sich jeweils über höchstens zwei aufei-
nander folgende Semester erstrecken. 2Die Module sind inhaltlich und zeitlich abge-
rundete, in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von mindestens 7,5 
Leistungspunkten. 3Die Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich absol-
vierter Modulprüfungen oder Teilleistungen vergeben. 4Mit der Modulprüfung oder den 
für ein Modul vorgesehen Teilleistungen wird das Erreichen der für das Modul beschrie-
benen Lernziele überprüft. 5In den Modulen, für die eine Modulprüfung vorgesehen ist, 
werden die für das Modul vorgesehenen Leistungspunkte auf der Grundlage der erfolg-
reich absolvierten Modulprüfung einschließlich der unbenoteten Studienleistungen 
vergeben. 6In den Modulen, für die Teilleistungen vorgesehen sind, werden die für das 
Modul vorgesehenen Leistungspunkte vergeben, wenn alle für das Modul vorgesehenen 
Teilleistungen erfolgreich absolviert sind. 
(4) 1In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen Studienelemen-
te, die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. 2Die Modulbeschrei-
bungen des Modulhandbuchs sind nicht Bestandteil dieser Prüfungsordnung. 3Sie wer-




(1) 1Jedes Modul wird in der Regel mit einer Prüfung abgeschlossen. 2Der Modulabschluss 
erfolgt in der Regel durch eine benotete Modulprüfung. 3Alternativ kann ein Modul auch 
durch kumulativ erbrachte benotete Teilleistungen abgeschlossen werden. 
(2) 1Modulprüfungen oder Teilleistungen werden in der Regel in Form von Klausurarbeiten 
oder Referaten (Vorträgen auf der Basis schriftlicher Ausarbeitungen) oder Hausarbei-
ten oder Fallstudienbearbeitungen oder mündlichen Prüfungen und der Bachelorarbeit 
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erbracht. 2Sämtliche Prüfungsleistungen werden studienbegleitend abgelegt. 3Die je-
weils für den Erwerb von Leistungspunkten notwendigen Prüfungsleistungen sollen im 
direkten Anschluss an das entsprechende Modul (Modulprüfung) oder an die entspre-
chenden Lehrveranstaltungen (Teilleistungen) erbracht werden. 4Gegenstand der Prü-
fungsleistungen sind die Inhalte der den Modulen oder Teilen von Modulen zugeordne-
ten Lehrveranstaltungen. 
(3) In den Klausurarbeiten sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, dass sie 
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Me-
thoden ihres Faches erkennen und lösen können. 
(4) Eine Klausurarbeit dauert 60 Minuten oder 90 Minuten. 
(5) 1Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 2Die 
jeweils zugelassenen Hilfsmittel werden von den Prüferinnen und Prüfern mindestens 
zwei Wochen vor dem jeweiligen Klausurtermin durch Aushang bekanntgegeben. 
(6) 1Jede Klausurarbeit ist von mindestens einer Prüferin oder einem Prüfer gemäß § 15 
Absätze 1 und 2 zu bewerten. 2Die Bewertung der Klausurarbeit wird den Kandidatinnen 
und Kandidaten spätestens vier Wochen nach dem Klausurtermin durch Aushang mit-
geteilt, wobei die Anforderungen des Datenschutzes zu beachten sind. 3Der Prüfungs-
ausschuss legt den Zeitraum fest, in dem die Prüferinnen und Prüfer den Kandidatinnen 
und Kandidaten Einsicht in ihre Klausurarbeiten zu gewähren haben. 
(7) Abweichend von Absatz 6 Satz 1 sind Prüfungsleistungen, mit denen ein Studiengang 
abgeschlossen wird, und Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbeste-
hen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, stets von zwei Prüferinnen oder zwei 
Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten. 
(8) 1In den mündlichen Prüfungen sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, 
dass sie die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennen und spezielle Fragestel-
lungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermögen. 2Durch die mündlichen Prü-
fungen soll ferner festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandidaten über brei-
tes Grundlagenwissen verfügen. 
(9) 1Mündliche Prüfungen werden vor zwei Prüferinnen oder zwei Prüfern oder einer Prüfe-
rin und einem Prüfer bzw. einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sach-
kundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers (§ 7 Absatz 1 Satz 6) als Grup-
penprüfungen oder als Einzelprüfungen abgelegt. 2In Gruppenprüfungen werden jeweils 
nicht mehr als vier Kandidatinnen bzw. Kandidaten gemeinsam zugelassen. 3Vor der 
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Festsetzung der Note gemäß § 15 Absatz 1 hat die Prüferin oder der Prüfer die Beisitze-
rin oder den Beisitzer zu hören. 4Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 sowie § 15 Absatz 2 gel-
ten entsprechend. 
(10) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidatin oder je Kandidat mindestens 15 Minuten 
und höchstens 30 Minuten. 
(11) 1Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfungen sind für jede 
Kandidatin oder jeden Kandidaten in einem Protokoll festzuhalten. 2Das Ergebnis der 
einzelnen Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündli-
che Prüfung bekannt zu geben. 
(12) 1Studierende, die in einem späteren Prüfungszeitraum die gleiche mündliche Prüfungs-
leistung erbringen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhö-
rerinnen bzw. Zuhörer zugelassen, es sei denn, die Kandidatin oder der Kandidat wider-
spricht. 2Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses. 
(13) 1In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können unbenotete Studienleis-
tungen gefordert werden. 2Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in Form und 
Umfang deutlich unterhalb den Anforderungen einer Modulprüfung oder Teilleistung. 
3Näheres regeln die Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 
(14) 1Auch ganz oder teilweise im Antwortwahlverfahren (sog. „Single Choice“ oder „Multip-
le Choice“) zu erbringende Prüfungsleistungen gehören zu den Klausurarbeiten. 2Insbe-
sondere bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die Prüfungsauf-
gaben auf die in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen vermittel-
ten Inhalte und Kenntnisse abgestellt sind, dass sie zuverlässige Prüfungsergebnisse 
ermöglichen. 3Bei Prüfungsleistungen, die von zwei Prüferinnen oder zwei Prüfern oder 
einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten sind, werden die Prüfungsaufgaben von 
beiden Prüferinnen oder beiden Prüfern oder von der Prüferin und dem Prüfer gemein-
sam erarbeitet. 4Bei der Erstellung der Prüfungsfragen ist festzulegen, welche Lösun-
gen als zutreffend anerkannt werden. 5Nicht richtig gelöste Aufgaben oder Teilaufgaben 
dürfen nicht mit Minuspunkten bewertet werden. 6Bei einer ganz oder überwiegend im 
Antwortwahlverfahren zu erbringenden Prüfungsleistung ist von den Prüferinnen und 
Prüfern zusammen mit den Hilfsmitteln (Absatz 5 Satz 2) auch die zum Bestehen hin-
reichende Punktzahl (§ 15 Absatz 3 Satz 1) bekanntzugeben. 
(15) 1In Seminaren und Projektseminaren mit höchstens 30 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele und zur 
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Einübung eines wissenschaftlichen Diskurses eine regelmäßige aktive Beteiligung der 
Studierenden erforderlich ist, kann aus didaktischen Gründen eine Anwesenheitspflicht 
für die Studierenden ausgesprochen werden. 2Diese wird durch die jeweilige Prüferin 
oder den jeweiligen Prüfer in Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss unter Berück-
sichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. 3Dabei ist im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen Lehr-
veranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang die 
Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das Lernziel 
auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten Arbeits-
gemeinschaften, erreicht werden kann. 4Nur unter diesen engen Voraussetzungen ist 
ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrechtlichen Recht-
fertigung legitimiert. 5Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall losgelös-
te Feststellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. 6Die 
genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter 
Form zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 7Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 so-
wie § 15 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend. 
 
§ 5 
Prüfungsanmeldung und -abmeldung, Prüfungsverfahren 
(1) 1Die Bachelorprüfung wird durch Erwerb von Leistungspunkten gemäß § 12 erbracht. 
2Zu jeder Prüfung ist eine Anmeldung bis spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen 
Prüfungstermin erforderlich. 3Der Anmeldezeitraum muss mindestens zwei Wochen be-
tragen. 4Die erstmalige Anmeldung zu den Prüfungen soll spätestens zum Ende des je-
weils in § 12 Absatz 2 und 3 vorgesehenen Semesters erfolgen. 5Erfolgt sie nicht inner-
halb der nächsten drei Semester, erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, die Kan-
didatin oder der Kandidat weist nach, dass sie oder er das Versäumnis der Frist nicht zu 
vertreten hat. 6Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um 
die dort angegebenen Zeiträume. 
(2) 1Nach einer Anmeldung zu einer schriftlichen Prüfung kann sich die Kandidatin oder der 
Kandidat ohne Angabe von Gründen bis einen Tag vor dem Prüfungstermin wieder ab-
melden; bei einer mündlichen Prüfung beträgt diese Frist eine Woche. 2Die Kandidatin 
oder der Kandidat gilt dann als nicht zu der Prüfung angemeldet. 3Bei Seminaren und 
Projektseminaren gilt als Prüfungstermin der Zeitpunkt der verbindlichen Erklärung ei-
ner Teilnahme gegenüber der Prüferin oder dem Prüfer. 4§ 9 Absatz 2 bleibt unberührt. 
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(3) 1Die Termine für Klausurarbeiten werden von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier Wochen 
vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. 2Zeiträume für mündliche Prüfun-
gen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt gege-
ben. 3Die individuellen Prüfungstermine werden eine Woche vor der mündlichen Prü-
fung bekannt gegeben. 
(4) 1Machen Studierende durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung 
nicht in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form oder Frist abzulegen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung zu erbringen ist. 2Bei 
Zweifeln wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter 
Studierender beteiligt. 
(5) Das Prüfungsverfahren berücksichtigt die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie Aus-
fallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender Kinder, 
die Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder 
des eingetragenen Lebenspartners, einer oder eines in gerader Linie Verwandten oder 
ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser pflegebedürftig ist. 
(6) Sofern ein ordnungsgemäßes Prüfungsverfahren sichergestellt ist, kann der Prüfungs-
ausschuss zur Förderung der Internationalität auf vorherigen Antrag und mit Zustim-
mung der Prüferin oder des Prüfers Ausnahmen im Prüfungsverfahren hinsichtlich Art, 
Ort und Zeitpunkt der Prüfung bewilligen, wenn zum vorgesehenen Prüfungszeitpunkt 
ein begründeter studienfördernder Auslandsaufenthalt angestrebt wird und die Teil-




(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiese-
nen Aufgaben bildet der Fakultätsrat einen Prüfungsausschuss. 2Der Prüfungsaus-
schuss besteht aus der oder dem Vorsitzenden, deren bzw. dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter und fünf weiteren Mitgliedern. 3Vier Mitglieder werden aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, ein Mitglied wird aus der Gruppe der aka-
demischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Grup-
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pe der Studierenden des Bachelorstudienganges Wirtschaftswissenschaften gewählt. 
4Entsprechend werden für die Mitglieder des Prüfungsausschusses Vertreterinnen oder 
Vertreter gewählt. 5Die Mitglieder des Prüfungsausschusses wählen in der ersten Sit-
zung einer jeden Amtszeit aus dem Kreis der im Prüfungsausschuss vertretenen Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer die oder den Vorsitzenden sowie die oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden. 6Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer und aus der Gruppe der akademischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder 
ein Jahr. 7Wiederwahl ist zulässig. 8Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
ist bekannt zu geben. 
(2) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden, und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung von Prüfungen. 
2Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in Prü-
fungsverfahren getroffene Entscheidungen. 3Darüber hinaus hat der Prüfungsaus-
schuss dem Fakultätsrat regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung 
der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. 4Er gibt Anregungen zur Reform der Prü-
fungsordnung und der Studienpläne. 5Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung be-
stimmter Aufgaben (z. B. Anerkennungsfragen, Eilentscheidungen) im Rahmen der lau-
fenden Geschäfte auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht 
für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an den Fakultätsrat. 
(3) 1Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden 
oder der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei weiteren Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrer mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder an-
wesend sind. 2Er beschließt mit einfacher Mehrheit. 3Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme der oder des Vorsitzenden. 4Die studentischen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbeson-
dere bei der Beurteilung und Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen, der 
Festlegung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung von Prüferinnen und Prüfern so-
wie Beisitzerinnen und Beisitzern, nicht mit. 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter, die Prüferinnen und Prü-
fer sowie die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
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3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
(6) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Ver-




Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben. 2Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. 3Zur Prüferin 
oder zum Prüfer dürfen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sowie weitere prü-
fungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. 4Zur Prüfe-
rin oder zum Prüfer darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Bachelor-, Master- 
oder Diplomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung im entsprechenden Fachgebiet 
abgelegt hat. 5Die Bestellung erfolgt getrennt für Erstprüferinnen und Erstprüfer einer-
seits sowie für Zweitprüferinnen und Zweitprüfer andererseits. 6Als Beisitzerin oder als 
Beisitzer, die von der zuständigen Prüferin oder dem zuständigen Prüfer benannt wer-
den, darf an der Prüfung nur mitwirken, wer die entsprechende Bachelor-, Master- oder 
Diplomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung im entsprechenden Fachgebiet abge-
legt hat. 
(2) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) 1Die Kandidatinnen und Kandidaten können für die Bachelorarbeit Prüferinnen und Prü-
fer vorschlagen. 2Auf die Vorschläge der Kandidatinnen und Kandidaten soll nach Mög-
lichkeit Rücksicht genommen werden. 3Die Vorschläge begründen jedoch keinen 
Rechtsanspruch. 
(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass der Kandidatin 
oder dem Kandidaten durch Aushang die Namen der Prüferinnen und Prüfer rechtzeitig, 
mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prüfung, bekannt gegeben 
werden. 
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Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 
findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle Stu-
diengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
 
§ 9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn die Kandi-
datin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint 
oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zu-
rücktritt. 2Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
2Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder 
dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines deutsch-
sprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. 3Bei Krankheit der Kandidatin oder des 
Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. 4Bei dem nach-
träglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest her-
vorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die Studie-
rende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und 
vernünftigerweise kein Anlass bestand, die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 
5Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die ei-
ne Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der Prüfungsaus-
schuss eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarz-
tes der Technischen Universität Dortmund verlangen. 6Erkennt der Prüfungsausschuss 
die Gründe nicht an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitge-
teilt. 
(3) 1Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel, beeinflusst, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. 2Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. 3Die Ent-
scheidung, ob ein Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, wird von 
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der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer getroffen und aktenkundig gemacht. 
4Wird während der Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im Sinne von 
Satz 1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, protokol-
liert diese oder dieser den Täuschungsversuch oder die Täuschung. 5Die jeweilige Prü-
ferin oder der jeweilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfungsleistung mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet wird. 6Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die bzw. der den ord-
nungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem je-
weiligen Prüfer oder den Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fort-
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 7Die Gründe für den 
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. 8In schwerwiegenden Fällen von Täuschung 
oder Störung kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 
(4) 1Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
2Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. 3Vor der Entscheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum 
rechtlichen Gehör zu geben. 
(5) 1Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen und Kandidaten bei Prüfungen eine 
schriftliche Erklärung verlangen, dass sie oder er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit 
einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig verfasst und 
keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und 






(1) Mit der Immatrikulation in den Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der 
Technischen Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer 
gemäß § 52 Absatz 2 HG gilt eine Studierende oder ein Studierender als zu den Prüfun-
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gen dieses Studienganges zugelassen, es sei denn die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu 
versagen. 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Techni-
schen Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Stu-
diengang eine erhebliche inhaltliche Nähe (Deckungsgleichheit von mindestens 
60 %) aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder 
2. nach abgelegter Prüfung in einem der in Nummer 1 genannten Studiengänge auf-
grund einer anschließenden Anfechtung des Prüfungsbescheides eine bestands- 
und rechtskräftige Entscheidung über das endgültige Nichtbestehen noch nicht vor-
liegt oder 
3. die Kandidatin oder der Kandidat den Prüfungsanspruch gemäß § 5 Absatz 1 Satz 5 
bzw. § 16 Absatz 1 Satz 6 für eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prü-
fung im Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Technischen Uni-






Umfang und Art der Bachelorprüfung 
(1) 1Die Bachelorprüfung beinhaltet den Erwerb von insgesamt 180 Leistungspunkten und 
erstreckt sich auf sieben Module, deren vollständiger und erfolgreicher Abschluss je-
weils 15 Leistungspunkte erbringt, sowie zehn Module, deren vollständiger und erfolg-
reicher Abschluss jeweils 7,5 Leistungspunkte erbringt. 2Die Leistungspunkte können 
nur einmal erworben und nur für ein Modul angerechnet werden. 3Die Festlegung der 
Studienrichtung erfolgt unwiderruflich mit der ersten Anmeldung zu einer Prüfungsleis-
tung der Module 8 bis 12. 4Die Prüfungsleistungen eines Moduls werden entweder 
durch eine Modulprüfung oder durch mehrere kumulative Teilleistungen erbracht. 5Art 
und Umfang aller zu erbringenden Prüfungsleistungen sind in den einzelnen Modulbe-
schreibungen festgelegt; sollte dies nicht eindeutig sein, geben die jeweiligen Prüferin-
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 




nen und Prüfer bis spätestens zum Beginn eines jeden Semesters verbindlich bekannt, 
in welcher Art und in welchem Umfang die Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
(2) 1Die Module bestehen aus einer oder mehreren Lehrveranstaltungen. 2Die Prüfungs- 
und Studienleistungen erstrecken sich einheitlich in der betriebswirtschaftlichen, in 
der betriebswirtschaftlich-soziologischen, in der betriebswirtschaftlich-volkswirt-
schaftlichen und in der volkswirtschaftlichen Studienrichtung auf die folgenden neun 
Module, die nach zwei Studienjahren abgeschlossen sein sollen (Leistungspunkte und 
Prüfungsformen in Klammern): 
1. Modul 1 im ersten Semester: Methodische Grundlagen (15 Leistungspunkte – Teil-
leistungen) 
bestehend aus den drei Lehrveranstaltungen Mathematik, Statistik, Buchführung, 
2. Modul 2 im ersten und zweiten Semester: Markt und Absatz (15 Leistungspunkte – 
Modulprüfung) 
bestehend aus den drei Lehrveranstaltungen Präsentationstechniken (unbenotete 
Studienleistung), Marketing, Markt und Wettbewerb, 
3. Modul 3 im ersten und zweiten Semester: Produktion und Arbeit (15 Leistungs-
punkte – Teilleistungen) 
bestehend aus den drei Lehrveranstaltungen Planung und Projektmanagement, 
Produktionswirtschaft, Industriesoziologie, 
4. Modul 4a im zweiten Semester: Rechnungswesen und Finanzen I (7,5 Leistungs-
punkte – Modulprüfung) 
bestehend aus den zwei Lehrveranstaltungen Kostenrechnung und Controlling, Bi-
lanzierung, 
5. Modul 4b im dritten Semester: Rechnungswesen und Finanzen II (7,5 Leistungs-
punkte – Modulprüfung) 
bestehend aus der Lehrveranstaltung Investition und Finanzierung, 
6. Modul 5a im zweiten Semester: Wirtschaftstheorie I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus der Lehrveranstaltung Mikroökonomie, 
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7. Modul 5b im dritten Semester: Wirtschaftstheorie II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus der Lehrveranstaltung Makroökonomie, 
8. Modul 6 im dritten und vierten Semester: Führung und Organisation (15 Leistungs-
punkte – Modulprüfung) 
bestehend aus den drei Lehrveranstaltungen Wirtschaftsenglisch (unbenotete Stu-
dienleistung), Management, Organisationssoziologie, 
9. Modul 7 im dritten und vierten Semester: Information und Datenanalyse (15 Leis-
tungspunkte – Teilleistungen) 
bestehend aus den drei Lehrveranstaltungen Informationsmanagement, DV-
gestützte Methoden, Empirische Wirtschaftsforschung. 
3Die den einzelnen Prüfungsleistungen innerhalb eines Moduls zugeordneten Leis-
tungspunkte ergeben sich aus den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 4Wirt-
schaftsenglische Sprachkenntnisse können durch spezielle, vom Sprachenzentrum der 
Technischen Universität Dortmund angebotene Sprachprüfungen nachgewiesen wer-
den; der Nachweis soll bis zum Ende des vierten Fachsemesters vorgelegt werden. 
5Über die Anerkennung anderer vergleichbarer Englisch-Zertifikate entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 
(3) 1Die Prüfungsleistungen erstrecken sich in der betriebswirtschaftlichen Studienrich-
tung zusätzlich auf die folgenden acht Module, die nach drei Studienjahren abge-
schlossen sein sollen (Leistungspunkte und Prüfungsformen in Klammern): 
1. Modul 8a im vierten Semester: BWL-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
2. Modul 8b im vierten Semester: BWL-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
3. Modul 8c im fünften Semester: BWL-Schwerpunkt III (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
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4. Modul 8d im fünften Semester: BWL-Schwerpunkt IV (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
5. Modul 9 im fünften Semester: Komplement I (7,5 Leistungspunkte – Modulprüfung) 
bestehend aus der Lehrveranstaltung Privatrecht, 
6. Modul 10 im sechsten Semester: Komplement II (7,5 Leistungspunkte – Modulprü-
fung) 
bestehend aus wahlweise einer soziologischen oder volkswirtschaftlichen Lehrver-
anstaltung, 
7. Modul 11 im fünften und sechsten Semester: Wissenstransfer (15 Leistungspunk-
te – Teilleistungen) 
bestehend aus den vier Lehrveranstaltungen Wissenschaftliches Arbeiten (Teilnah-
menachweis), Betriebswirtschaftliches Seminar, Moderation und Beratung, Be-
triebswirtschaftliches Projektseminar, 
8. Modul 12 im sechsten Semester: Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte – Teilleistun-
gen) 
mit einem betriebswirtschaftlichen Thema einschließlich Vortrag. 
2Die Prüfungsleistungen erstrecken sich in der betriebswirtschaftlich-soziologischen 
Studienrichtung zusätzlich auf die folgenden acht Module, die nach drei Studienjahren 
abgeschlossen sein sollen (Leistungspunkte und Prüfungsformen in Klammern): 
1. Modul 8a im vierten Semester: BWL-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
2. Modul 8b im vierten Semester: Soziologie-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – 
Modulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
3. Modul 8c im fünften Semester: BWL-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
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4. Modul 8d im fünften Semester: Soziologie-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – 
Modulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
5. Modul 9 im fünften Semester: Komplement I (7,5 Leistungspunkte – Modulprüfung) 
bestehend aus der Lehrveranstaltung Privatrecht, 
6. Modul 10 im sechsten Semester: Komplement II (7,5 Leistungspunkte – Modulprü-
fung) 
bestehend aus wahlweise einer betriebswirtschaftlichen oder volkswirtschaftlichen 
Lehrveranstaltung, 
7. Modul 11 im fünften und sechsten Semester: Wissenstransfer (15 Leistungs-
punkte – Teilleistungen) 
bestehend aus den vier Lehrveranstaltungen Wissenschaftliches Arbeiten (Teilnah-
menachweis), Betriebswirtschaftliches oder soziologisches Seminar, Moderation 
und Beratung, Betriebswirtschaftliches oder soziologisches Projektseminar, 
8. Modul 12 im sechsten Semester: Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte – Teilleistun-
gen) 
mit einem betriebswirtschaftlichen oder soziologischen Thema einschließlich Vor-
trag. 
3Die Prüfungsleistungen erstrecken sich in der betriebswirtschaftlich-volkswirtschaft-
lichen Studienrichtung zusätzlich auf die folgenden acht Module, die nach drei Studien-
jahren abgeschlossen sein sollen (Leistungspunkte und Prüfungsformen in Klammern): 
1. Modul 8a im vierten Semester: BWL-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
2. Modul 8b im vierten Semester: VWL-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
3. Modul 8c im fünften Semester: BWL-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
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4. Modul 8d im fünften Semester: VWL-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
5. Modul 9 im fünften Semester: Komplement I (7,5 Leistungspunkte – Modulprüfung) 
bestehend aus wahlweise der Lehrveranstaltung Privatrecht oder der Lehrveran-
staltung Quantitative Methoden, 
6. Modul 10 im sechsten Semester: Komplement II (7,5 Leistungspunkte – Modulprü-
fung) 
bestehend aus wahlweise einer betriebswirtschaftlichen, soziologischen oder 
volkswirtschaftlichen Lehrveranstaltung, 
7. Modul 11 im fünften und sechsten Semester: Wissenstransfer (15 Leistungs-
punkte – Teilleistungen) 
bestehend aus den vier Lehrveranstaltungen Wissenschaftliches Arbeiten (Teilnah-
menachweis), Betriebswirtschaftliches oder volkswirtschaftliches Seminar, Mode-
ration und Beratung, Betriebswirtschaftliches oder volkswirtschaftliches Pro-
jektseminar, 
8. Modul 12 im sechsten Semester: Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte – Teilleistun-
gen) 
mit einem betriebswirtschaftlichen oder volkswirtschaftlichen Thema einschließ-
lich Vortrag. 
4Die Prüfungsleistungen erstrecken sich in der volkswirtschaftlichen Studienrichtung 
zusätzlich auf die folgenden acht Module, die nach drei Studienjahren abgeschlossen 
sein sollen (Leistungspunkte und Prüfungsformen in Klammern): 
1. Modul 8a im vierten Semester: VWL-Schwerpunkt I (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
2. Modul 8b im vierten Semester: VWL-Schwerpunkt II (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
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3. Modul 8c im fünften Semester: VWL-Schwerpunkt III (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
4. Modul 8d im fünften Semester: VWL-Schwerpunkt IV (7,5 Leistungspunkte – Mo-
dulprüfung) 
bestehend aus einer zugehörigen Lehrveranstaltung, 
5. Modul 9 im fünften Semester: Komplement I (7,5 Leistungspunkte – Modulprüfung) 
bestehend aus wahlweise der Lehrveranstaltung Privatrecht oder der Lehrveran-
staltung Quantitative Methoden, 
6. Modul 10 im sechsten Semester: Komplement II (7,5 Leistungspunkte – Modulprü-
fung) 
bestehend aus wahlweise einer betriebswirtschaftlichen oder soziologischen Lehr-
veranstaltung, 
7. Modul 11 im fünften und sechsten Semester: Wissenstransfer (15 Leistungs-
punkte – Teilleistungen) 
bestehend aus den vier Lehrveranstaltungen Wissenschaftliches Arbeiten (Teilnah-
menachweis), Volkswirtschaftliches Seminar, Moderation und Beratung, Volkswirt-
schaftliches Projektseminar, 
8. Modul 12 im sechsten Semester: Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte – Teilleistun-
gen) 
mit einem volkswirtschaftlichen Thema einschließlich Vortrag. 
5Die den einzelnen Prüfungsleistungen innerhalb eines Moduls zugeordneten Leis-
tungspunkte ergeben sich aus den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 6Für 
das Modul 12 gelten die Regelungen der §§ 13 und 14. 
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(4) Als BWL-Schwerpunkte können gewählt werden: 
1. Finance I / II, 
2. Human Resource Management I / II, 
3. Internationale Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung I / II,  
4. Internationales Management I / II, 
5. Marketing I / II, 
6. Operations Research I / II, 
7. Produktion und Logistik I / II, 
8. Technologiemanagement I / II, 
9. Unternehmensbesteuerung I / II, 
10. Unternehmensführung I / II, 
11. Unternehmensrechnung und Controlling I / II, 
12. Wirtschaftsinformatik I / II. 
(5) Als Soziologie-Schwerpunkte können gewählt werden: 
1. Innovations- und Techniksoziologie, 
2. Wirtschafts- und Industriesoziologie. 
(6) Als VWL-Schwerpunkte können gewählt werden: 
1. Applied Economics I / II, 
2. Makroökonomie I / II, 
3. Mikroökonomie I / II, 
4. Öffentliche Finanzen I / II, 
5. Wirtschaftspolitik I / II. 
(7) Nach einer Anmeldung zu einer Modulprüfung ist ein Wechsel in ein anderes Modul 
nicht mehr zulässig. 
(8) 1Die zu einer Lehrveranstaltung oder einem Modul gehörende Prüfungsleistung kann 
zum Ende des Semesters erbracht werden, in dem die einem Modul zugeordnete Lehr-
veranstaltung angeboten wurde bzw. das Modul endet (Haupttermin Frühjahr oder 
Haupttermin Herbst). 2Diese Prüfungsleistung kann auch zum Beginn des unmittelbar 
darauf folgenden Semesters erbracht werden (Nachtermin Frühjahr oder Nachtermin 
Herbst). 
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(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus ihrem bzw. seinem Fach selbst-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
(2) 1Die Bachelorarbeit kann von jeder Person, die nach § 7 Absatz 1 Sätze 3 bis 5 zur Erst-
prüferin oder zum Erstprüfer bestellt ist, ausgegeben und betreut werden, sofern diese 
hauptberuflich in Forschung und Lehre in der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität Dortmund tätig sind. 2Mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses und unter Beachtung des § 65 Absatz 1 HG kann die Bachelorar-
beit von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer ausgegeben und betreut 
werden, die oder der einem anderen Fachbereich der Technischen Universität Dort-
mund oder in begründeten Ausnahmefällen einer anderen Universität oder der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät als Honorarprofessorin oder Honorar-
professor angehört; in diesen Fällen ist der Kandidatin oder dem Kandidaten eine 
Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer der Fakultät als Zweitbetreuerin oder 
Zweitbetreuer zuzuordnen. 
(3) 1Das Thema der Bachelorarbeit wird unter Beachtung von § 12 Absatz 3 Satz 1 Nr. 8, 
Satz 2 Nr. 8, Satz 3 Nr. 8, Satz 4 Nr. 8 aus den in § 12 Absatz 4 bis 6 angeführten 
Schwerpunkten gewählt. 2Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu ge-
ben, Vorschläge für das Thema der Bachelorarbeit zu machen. 3§ 7 Absatz 3 ist zu be-
achten. 4Die Bachelorarbeit kann im Einvernehmen zwischen Betreuerin oder Betreuer 
und Kandidatin oder Kandidat auch in englischer Sprache angefertigt werden. 
(4) 1Das Thema für die Bachelorarbeit kann erst nach Erreichen von mindestens 120 Leis-
tungspunkten ausgegeben werden. 2Die Ausgabe erfolgt über die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. 3Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu 
machen. 
(5) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer benen-
nen, sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag der Kandidatin 
oder des Kandidaten dafür, dass sie bzw. er ein Thema für eine Bachelorarbeit und eine 
Betreuerin oder einen Betreuer erhält. 
(6) 1Die Bachelorarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. 2Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Bachelorarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe be-
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arbeitet wird. 3Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu be-
wertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 
(7) 1Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit beträgt neun Wochen, bei einem empiri-
schen, experimentellen oder mathematischen Thema höchstens 13 Wochen. 2Das The-
ma und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Bachelorarbeit in-
nerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen werden kann. 3Auf begründeten Antrag 
der Kandidatin oder des Kandidaten kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer ausnahmsweise eine 
einmalige Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen gestatten. 4Ein Ver-
längerungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit zu stellen. 
(8) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 14 Tage 
der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; die Bachelorarbeit gilt dann als nicht be-
gonnen.  
(9) Der Umfang der Bachelorarbeit soll in der Regel etwa 30 bis 40 Seiten betragen. 
 
§ 14 
Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 
(1) 1Die Bachelorarbeit ist fristgemäß bei der Zentralen Prüfungsverwaltung der Techni-
schen Universität Dortmund in einer zur Plagiatserkennung durch ein Softwareprodukt 
verwendbaren elektronischen Fassung und zwei gebundenen Ausfertigungen abzulie-
fern; bei Posteinlieferung gilt das Datum des Poststempels. 2Der Abgabezeitpunkt ist 
aktenkundig zu machen. 3Wird die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie 
gemäß § 9 Absatz 1 Satz 2 als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) 1Bei der Abgabe der Bachelorarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt 
zu versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zita-
te kenntlich gemacht hat. 2In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Bei-
träge aufzunehmen. 3Für die Eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck 
der Zentralen Prüfungsverwaltung zu verwenden und bei der Abgabe der Bachelorarbeit 
als fester Bestandteil der Bachelorarbeit unterschrieben einzubinden. 
(3) 1Die Bachelorarbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern zu begutachten und zu be-
werten. 2Die erste Prüferin bzw. der erste Prüfer soll die Betreuerin bzw. der Betreuer 
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sein. 3Die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bestimmt die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses. 4Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer muss der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät angehören. 5Die Bewertung ist durch 
jede Prüferin bzw. jeden Prüfer einzeln und entsprechend § 15 Absatz 1 vorzunehmen 
sowie schriftlich zu begründen. 
(4) 1Die Note der Bachelorarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der einzelnen Bewer-
tungen gebildet, sofern die Notendifferenz nicht mehr als 2,0 beträgt. 2Beträgt die No-
tendifferenz mehr als 2,0 oder bewertet eine Prüferin oder ein Prüfer die Bachelorarbeit 
mit „ausreichend“ (4,0) oder besser, die oder der andere mit „nicht ausreichend“ (5,0), 
so wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine dritte Prüferin 
oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Bachelorarbeit bestimmt. 3In diesem Fall wird 
die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten 
gebildet. 4Die Bachelorarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser 
bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. 
5Die Bewertung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten spätestens drei Monate nach 
der Abgabe der Bachelorarbeit mitzuteilen. 
(5) 1Vor der endgültigen Festsetzung der Modulnote hat die Kandidatin oder der Kandidat 
die mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertete Bachelorarbeit durch einen 
Vortrag gegenüber den Prüferinnen und Prüfern gemäß den Absätzen 2 und 3 zu vertei-
digen. 2§ 4 Absatz 9 bis 12 gilt entsprechend. 3Das Ergebnis des Vortrags geht zu einem 
Viertel in die Modulnote ein, sofern er mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) be-
wertet ist. 4Ein nicht mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewerteter Vortrag 
kann einmal wiederholt werden. 5Wird auch diese Vortragsleistung mit „nicht ausrei-




Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten 
und Bestehen der Bachelorprüfung 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen 
und Prüfern festgesetzt. 2Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
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1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnitt- 
  lichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderun- 
  gen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den An- 
  forderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  
  Anforderungen nicht mehr genügt. 
3Zur differenzierten Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen können die Noten um 
0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausge-
schlossen. 
(2) 1Wird die Prüfungsleistung durch zwei Prüferinnen oder zwei Prüfer oder eine Prüferin 
und einen Prüfer bewertet, so errechnet sich die Gesamtnote der Prüfungsleistung aus 
dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelnoten. 2Die Gesamtnote der Prüfungsleis-
tung lautet in Worten: 
bei einem Mittelwert unter 1,6 = sehr gut, 
bei einem Mittelwert von 1,6 bis unter 2,6 = gut, 
bei einem Mittelwert von 2,6 bis unter 3,6 = befriedigend, 
bei einem Mittelwert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend, 
bei einem Mittelwert über 4,0 = nicht ausreichend. 
(3) 1Eine Klausurarbeit, die vollständig im Antwortwahlverfahren (§ 4 Absatz 14) durchge-
führt wurde, gilt als bestanden, wenn 
a) 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden sind oder 
b) die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche Prüfungsleis-
tung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die erstmals an der Prüfung 
teilgenommen haben. 
2Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Mindestpunktzahl gemäß Satz 1 erreicht und 
damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 




sehr gut (1,0), falls mindestens 75 %, 
sehr gut (1,3), falls mindestens 66,6 %, aber weniger als 75 %, 
gut (1,7), falls mindestens 58,3 %, aber weniger als 66,6 %, 
gut (2,0), falls mindestens 50 %, aber weniger als 58,3 %, 
gut (2,3), falls mindestens 41,6 %, aber weniger als 50 %, 
befriedigend (2,7), falls mindestens 33,3 %, aber weniger als 41,6 %, 
befriedigend (3,0), falls mindestens 25 %, aber weniger als 33,3 %, 
befriedigend (3,3), falls mindestens 16,6 %, aber weniger als 25 %, 
ausreichend (3,7), falls mindestens 8,3 %, aber weniger als 16,6 %, 
ausreichend (4,0), falls keine oder weniger als 8,3 % 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht wur-
den. 
3Für die Bewertung von Klausurarbeiten, bei denen nur einzelne Aufgaben im Antwort-
wahlverfahren durchgeführt werden, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend für diese 
Aufgaben; die Note der gesamten Klausurarbeit ergibt sich aus den nach den Vorgaben 
der Aufgabenstellung gewichteten Ergebnissen aller Aufgaben. 
(4) 1Wird die Prüfungsleistung durch eine Modulprüfung erbracht, so ist diese Note gleich-
zeitig die Modulnote. 2Wird das Modul durch mehrere kumulative Teilleistungen abge-
schlossen, errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen Mittel der mit den 
entsprechenden Leistungspunkten gewichteten, nicht gerundeten Noten der einzelnen 
bestandenen Prüfungsleistungen. 3Die Modulnote lautet in Worten: 
bei einem Mittelwert unter 1,6 = sehr gut, 
bei einem Mittelwert von 1,6 bis unter 2,6 = gut, 
bei einem Mittelwert von 2,6 bis unter 3,6 = befriedigend, 
bei einem Mittelwert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend. 
(5) 1Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn alle 17 Module (180 Leistungspunkte) be-
standen sind. 2Ein Modul ist bestanden, wenn entweder die Modulprüfung einschließ-
lich der zugehörigen Studienleistungen oder sämtliche Teilleistungen bestanden sind. 
3Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn nicht alle Module bestanden 
sind und keine Wiederholungsmöglichkeiten mehr bestehen. 
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(6) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung errechnet sich aus dem gewogenen arithmeti-
schen Mittel der gemäß Absatz 4 gebildeten Modulnoten, wobei sich das Gewicht der 
Module aus den Leistungspunkten gemäß § 12 Absatz 2 und 3 ergibt. 2Sofern die Kandi-
datin oder der Kandidat nicht widerspricht, bleibt dabei die schlechteste Modulnote der 
Module 1, 2 und 3 außer Ansatz. 3Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 4Anstelle der Ge-
samtnote „sehr gut“ wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt, wenn 
die Bachelorarbeit mit 1,0 bewertet und der Mittelwert aller anderen gemäß Absatz 4 
gebildeten Modulnoten der Bachelorprüfung nicht schlechter als 1,25 ist. 
(7) Beim Ausweis aller Noten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
(8) 1Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Trans-
fer System (ECTS-Grad) ausgewiesen: 
A  = in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandidatin-
nen, 
B  = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
C  = in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
D  = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
E  = in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen. 
2Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten 
der letzten sechs Semester. 3Ist diese Gruppe kleiner als 50 Kandidatinnen und Kandi-
daten, so ist die Bezugsgruppe aus den letzten zehn Semestern zu ermitteln. 4Das ak-
tuelle Semester soll bei der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt 
werden. 5Solange keine statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung 
zur Verfügung stehen, werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. 6Aus Gründen, die eine 
rechtssichere Vergabe ausschließen, kann durch Beschluss des Prüfungsausschusses 
auf den Ausweis von ECTS-Graden verzichtet werden. 7Entsprechende Hinweise er-
scheinen in den Abschlussdokumenten. 8Bei der Zusammensetzung der Vergleichs-
gruppe ist nach dem Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. 9Darüber hin-
aus kann in sachlich begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der Ver-
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Wiederholung der Bachelorprüfung 
(1) 1Jede nicht mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertete Prüfungsleistung kann 
zweimal wiederholt werden. 2Bei Nichtbestehen einer Teilleistung ist nur diese zu wie-
derholen. 3Ein Wechsel zu einer anderen Modulprüfung anlässlich einer Wiederholung 
ist ausschließlich im Modul 10 zulässig; Fehlversuche werden hierbei angerechnet. 4Die 
Bachelorarbeit kann nur einmal und nur mit neuer Themenstellung wiederholt werden. 
5Eine Rückgabe des Themas der Bachelorarbeit gemäß § 13 Absatz 8 ist nur zulässig, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Bachelorarbeit 
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte. 6Die Anmeldung zur Wiederho-
lung einer Prüfungsleistung muss innerhalb von drei Semestern erfolgen, ansonsten er-
lischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, die Kandidatin oder der Kandidat weist nach, 
dass sie oder er das Versäumnis nicht zu vertreten hat. 7Die Frist verlängert sich in den 
Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(2) Eine Wiederholung bestandener Prüfungsleistungen, auch der Bachelorarbeit, ist nicht 
zulässig. 




Zeugnis, Bescheide und Bescheinigungen 
(1) 1Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelorprüfung bestanden, erhält sie oder 
er spätestens vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung über die 
Ergebnisse ein Zeugnis. 2In das Zeugnis werden die Gesamtnote der Bachelorprüfung 
gemäß § 15 Absatz 6, der ECTS-Grad gemäß § 15 Absatz 8, die Studienrichtung, die Mo-
dule einschließlich des Themas der Bachelorarbeit und die Modulnoten aufgenommen. 
3Das Zeugnis enthält auch die Angabe, mit welchen Modulen 7,5 oder 15 Leistungs-
punkte erworben wurden. 4Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird in das 
Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Bachelorprüfung benötigte Fachstudiendauer 
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aufgenommen. 5Das Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses unterzeichnet. 6Als Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die 
letzte Prüfungsleistung erbracht ist. 7Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
wird das Zeugnis auch in englischer Sprache ausgestellt. 
(2) 1Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. 2Es beschreibt insbesondere die 
wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, 
die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. 
3Das Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. 4Des 
Weiteren wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Studien- und Prüfungs-
leistungen beigefügt (Transcript of Records). 
(3) 1Höchstens einmal pro Semester wird auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
auch vor Abschluss der Bachelorprüfung eine Bescheinigung über die bereits erbrach-
ten Prüfungsleistungen erstellt (Notenbescheinigung). 2Sie enthält eine Aufstellung der 
erfolgreich absolvierten Module mit den jeweils erworbenen Leistungspunkten und er-
brachten Prüfungsleistungen sowie den Noten der Module und der einzelnen Prüfungs-
leistungen. 3Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird diese 
Bescheinigung auch in englischer Sprache ausgestellt. 
(4) 1Ist die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfungsleistung als 
nicht bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandi-
datin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. 2Der Bescheid ist mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
(5) 1Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden, 
wird ihr bzw. ihm auf Antrag eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. 2Die Beschei-
nigung enthält eine Auflistung aller im Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaf-
ten erfolgreich abgelegten Prüfungsleistungen und Module mit den jeweiligen Leis-
tungspunkten und Noten. 3Aufgenommen wird der Zusatz, dass diese Bescheinigung 
nicht für die Vorlage an einer anderen Hochschule gilt. 
(6) Den Prüferinnen und Prüfern bleibt es unbenommen, ihre jeweiligen Lehrveranstaltun-
gen betreffende, ergänzende Bescheinigungen auszustellen. 
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(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Ba-
chelorurkunde mit dem Datum des Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache 
ausgehändigt. 2Darin wird die Verleihung des Bachelorgrades gemäß § 2 beurkundet. 
3Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird die Urkunde auch in englischer 
Sprache ausgestellt. 
(2) Die Bachelorurkunde wird von der Dekanin oder von dem Dekan der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Fakultät und von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Wirtschafts- und Sozialwissen-





Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsa-
che erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung ge-
täuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfungsleistung ganz oder teilweise 
für nicht bestanden erklären. 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Be-
stehen der Prüfungsleistung geheilt. 2Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulas-
sung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beach-
tung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. 
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(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu ertei-
len. 2Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
 
§ 20 
Einsicht in die Prüfungsakten 
(1) 1Nach Bekanntgabe der Klausurergebnisse wird eine Einsicht in die jeweilige Klausur-
arbeit gewährt. 2Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen und Prü-
fern festgelegt und den Studierenden spätestens mit der Bekanntgabe der Prüfungser-
gebnisse durch Aushang bekannt gegeben. 
(2) Einsicht in ihre oder seine weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezo-
genen Gutachten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Protokolle der mündlichen 
Prüfungen wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag gewährt. 
(3) 1Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei 
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. 2Die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 21 
Aberkennung des Bachelorgrades 
1Der Bachelorgrad kann aberkannt werden und die Bachelorurkunde ist einzuziehen, wenn 
sich nachträglich herausstellt, dass der Bachelorgrad durch Täuschung erworben ist oder 
wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen 




Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) 1Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. 2Sie findet auf 
alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 2015/2016 für den Bachelor-
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der Technischen Universität Dortmund ein-
geschrieben worden sind. 3Sie findet auch Anwendung auf Studierende, die bei Inkraft-
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treten dieser Prüfungsordnung bereits für den Bachelorstudiengang Wirtschaftswis-
senschaften an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind, al-
lerdings mit der Maßgabe, dass abweichend von § 15 Absatz 6 Satz 2 bei der Berech-
nung der Gesamtnote die schlechteste Modulnote der Module 1, 2, 3, 6 und 7 außer An-
satz bleibt und dass Prüfungsleistungen, die nach Absatz 4 Nr. 4 und 11 der zum 
1. Oktober 2013 in Kraft getretenen Änderungsordnung zur Prüfungsordnung (AM 
Nr. 25/2013, S. 12f.) erbracht wurden, ebenfalls als BWL-Schwerpunkte im Sinne des 
§ 12 Absatz 4 gelten. 
(2) Ergänzend zum Katalog des § 12 Absatz 4 kann im Haupt- und Nachtermin Frühjahr 
2016 auch das Modul „Investition und Finanzierung II“ gewählt werden. 
(3) Die Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht. 
 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrats der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät vom 10. September 2015 sowie des Rektorats der Technischen Univer-
sität Dortmund vom 16. Juli 2015. 
 
Dortmund, den 23. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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für den Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 23. September 2015 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW 
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Geltungsbereich der Ordnung, Zweck der Prüfung 
und Ziel des Studiums, Zugangsvoraussetzung 
(1) 1Diese Prüfungsordnung gilt für den Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften an 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Technischen Universität 
Dortmund. 2Sie regelt gemäß § 64 HG die Strukturen des Masterstudiums. 
(2) 1Die Masterprüfung bildet den zweiten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums 
im Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät der Technischen Universität Dortmund. 2Durch die Masterprü-
fung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandidaten die für den Über-
gang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben haben, die 
Zusammenhänge ihres Faches überblicken und die Fähigkeit besitzen, wissenschaftli-
che Methoden und Erkenntnisse selbstständig anzuwenden. 
(3) Das Masterstudium soll den Kandidatinnen und Kandidaten unter Berücksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt sowie der aktuellen wissenschaft-
lichen Fachdiskussion die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Me-
thoden so vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln befähigt wer-
den. 
(4) 1Aufbauend auf den in einem Bachelorstudiengang erworbenen breiten Grundlagenwis-
sen insbesondere in den Bereichen der Betriebswirtschaftslehre, der Volkswirtschafts-
lehre und der Soziologie erfolgt eine schwerpunktbezogene, wissenschaftlich fundierte 
Vertiefung, um eine Orientierung auf die angestrebten beruflichen Tätigkeitsfelder zu 
ermöglichen und darüber hinaus Kompetenzen für Führungsaufgaben in Wirtschaft, Po-
litik und Wissenschaft zu vermitteln. 2Das Studium soll auf diese Weise die Eingangs-
möglichkeit insbesondere für gehobene Berufsfelder in Industrie, Handwerk und Han-
del, bei Banken, Versicherungen und anderen Dienstleistungsunternehmen, in For-
schungsinstituten, Verbänden und in der öffentlichen Wirtschaft schaffen. 3Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass der Einstieg in den Beruf häufig zusätzlich über Ausbildungspro-
gramme einzelner Wirtschaftszweige oder Unternehmen erfolgt. 4Angestrebt wird somit 
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nicht Berufsfertigkeit in dem Sinne, dass eine unmittelbare Einsatzfähigkeit in spezifi-
schen betrieblichen Positionen vorliegt, sondern Berufsfähigkeit in dem Sinne, dass 
nach einer Zeit der Einarbeitung in der Wirtschaftspraxis komplexe und vielfältige Auf-
gabenstellungen zu bewältigen und dabei auch der wirtschaftliche, politische und ge-
sellschaftliche Kontext sowie dessen Wandlungen und Transformationen zu berück-
sichtigen sind. 5Ziel des Studiums ist neben der berufsbezogenen und der wissen-
schaftlichen Ausbildung auch, Kompetenzen zur Prognose und Bewertung wirtschaftli-
cher und gesellschaftlicher Trends sowie zum ethisch verantwortungsvollen Handeln zu 
vermitteln. 
(5) 1Zugangsvoraussetzung für das Masterstudium ist ein einschlägiger Bachelorgrad. 
2Einschlägig ist ein Bachelorgrad, wenn er als Abschluss eines Studienganges mit Leis-
tungen von mindestens einem Drittel (60 Leistungspunkte) in Betriebs- und / oder 
Volkswirtschaftslehre sowie von mindestens einem Drittel (60 Leistungspunkte) in 
Volkswirtschaftslehre, Soziologie, Mathematik, Statistik und / oder Informatik verlie-
hen wurde. 3Der erworbene Bachelor-Abschluss muss eine überdurchschnittliche Leis-
tung (Gesamtnote mindestens „gut“ oder ECTS-Grad mindestens B) widerspiegeln; § 15 
gilt entsprechend. 4In Ausnahmefällen kann auch ein erworbener Diplomgrad als Zu-
gangsvoraussetzung anerkannt werden; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
(6) 1Wurde der akademische Grad im Ausland erworben, so sind zur Prüfung der Einschlä-
gigkeit die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen, Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaf-
ten sowie die Empfehlungen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) 
zu beachten. 
(7) Die Bewerberin oder der Bewerber muss sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache 
nachweisen, beispielsweise durch eine Hochschulzugangsberechtigung einer deutsch-
sprachigen Schule, einen Hochschulabschluss in einem deutschsprachigen Studien-
gang, die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studienbe-
werber (DSH-2) oder eine äquivalente zertifizierte Ausbildung in der deutschen Spra-
che. 
(8) 1Für das Studium werden sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache dringend emp-
fohlen, da die englische Sprache Kommunikationsmittel in der Fachliteratur, auf Kon-
gressen und bei der Pflege internationaler Kontakte ist. 2Es wird empfohlen, vor Beginn 
des Studiums durch berufliche Tätigkeiten oder Praktika einen gewissen Praxisbezug 
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hergestellt zu haben. 




Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 
durch die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät den akademischen Grad „Mas-
ter of Science“ („M.Sc.“). 
 
§ 3 
Regelstudienzeit und Studienumfang 
(1) 1Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 
European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. 2Jedem Modul wird gemäß sei-
nem Arbeitsaufwand (workload) eine Anzahl von Leistungspunkten zugeordnet. 3Ein 
Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt und 
wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand von etwa 30 Stunden erfor-
dert. 4Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Anfertigung der Masterarbeit vier 
Semester (zwei Jahre). 
(2) 1Der Studienumfang beträgt pro Semester 900 studentische Arbeitsstunden, die 
30 Leistungspunkten entsprechen. 2Insgesamt umfasst das Studium 3.600 studenti-
sche Arbeitsstunden, die 120 Leistungspunkten entsprechen. 3Die Studieninhalte sind 
so auszuwählen und zu begrenzen, und das Prüfungsverfahren ist so zu regeln, dass 
das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 4Dabei ist zu gewähr-
leisten, dass die Studierenden im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl 
Schwerpunkte setzen können und die Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgegli-
chenen Verhältnis zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur 
Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen stehen. 5Die Lehrveranstaltungen kön-
nen auch in englischer Sprache angeboten werden; dies ist im Modulhandbuch anzuge-
ben. 
(3) 1Das Studium gliedert sich in 13 Module, die sich jeweils über höchstens zwei aufei-
nander folgende Semester erstrecken. 2Die Module sind inhaltlich und zeitlich abge-
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rundete, in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von mindestens 
7,5 Leistungspunkten. 3Die Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich ab-
solvierter Modulprüfungen oder Teilleistungen vergeben. 4Mit der Modulprüfung oder 
den für ein Modul vorgesehen Teilleistungen wird das Erreichen der für das Modul be-
schriebenen Lernziele überprüft. 5In den Modulen, für die eine Modulprüfung vorgese-
hen ist, werden die für das Modul vorgesehenen Leistungspunkte auf der Grundlage der 
erfolgreich absolvierten Modulprüfung vergeben. 6In den Modulen, für die Teilleistungen 
vorgesehen sind, werden die für das Modul vorgesehenen Leistungspunkte vergeben, 
wenn alle für das Modul vorgesehenen Teilleistungen erfolgreich absolviert sind. 
(4) 1In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen Studienelemen-
te, die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. 2Die Modulbeschrei-
bungen des Modulhandbuchs sind nicht Bestandteil dieser Prüfungsordnung. 3Sie wer-





(1) 1Jedes Modul wird in der Regel mit einer Prüfung abgeschlossen. 2Der Modulabschluss 
erfolgt in der Regel durch eine benotete Modulprüfung. 3Alternativ kann ein Modul auch 
durch kumulativ erbrachte benotete Teilleistungen abgeschlossen werden. 
(2) 1Modulprüfungen oder Teilleistungen werden in der Regel in Form von Klausurarbeiten 
oder Referaten (Vorträgen auf der Basis schriftlicher Ausarbeitungen) oder Hausarbei-
ten oder Fallstudienbearbeitungen oder mündlichen Prüfungen und der Masterarbeit 
erbracht. 2Sämtliche Prüfungsleistungen werden studienbegleitend abgelegt. 3Die je-
weils für den Erwerb von Leistungspunkten notwendigen Prüfungsleistungen sollen im 
direkten Anschluss an das Modul (Modulprüfung) oder an die entsprechenden Lehrver-
anstaltungen (Teilleistungen) erbracht werden. 4Gegenstand der Prüfungsleistungen 
sind die Inhalte der den Modulen oder Teilen von Modulen zugeordneten Lehrveranstal-
tungen. 
(3) In den Klausurarbeiten sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, dass sie 
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Me-
thoden ihres Faches erkennen und lösen können. 
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(4) Eine Klausurarbeit dauert 60 Minuten oder 90 Minuten. 
(5) 1Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 2Die 
jeweils zugelassenen Hilfsmittel werden von den Prüferinnen und Prüfern mindestens 
zwei Wochen vor dem jeweiligen Klausurtermin durch Aushang bekanntgegeben. 
(6) 1Jede Klausurarbeit ist von mindestens einer Prüferin oder einem Prüfer gemäß § 15 
Absatz 1 und 2 zu bewerten. 2Die Bewertung der Klausurarbeit wird den Kandidatinnen 
und Kandidaten spätestens vier Wochen nach dem Klausurtermin durch Aushang mit-
geteilt, wobei die Anforderungen des Datenschutzes zu beachten sind. 3Der Prüfungs-
ausschuss legt den Zeitraum fest, in dem die Prüferinnen und Prüfer den Kandidatinnen 
und Kandidaten Einsicht in ihre Klausurarbeiten zu gewähren haben. 
(7) Abweichend von Absatz 6 Satz 1 sind Prüfungsleistungen, mit denen ein Studiengang 
abgeschlossen wird, und Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbeste-
hen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, stets von zwei Prüferinnen oder zwei 
Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten. 
(8) 1In den mündlichen Prüfungen sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, 
dass sie die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennen und spezielle Fragestel-
lungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermögen. 2Durch die mündlichen Prü-
fungen soll ferner festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandidaten über brei-
tes Grundlagenwissen verfügen. 
(9) 1Mündliche Prüfungen werden vor zwei Prüferinnen oder zwei Prüfern oder einer Prüfe-
rin und einem Prüfer bzw. einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sach-
kundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers (§ 7 Absatz 1 Satz 6) als Grup-
penprüfungen oder als Einzelprüfungen abgelegt. 2In Gruppenprüfungen werden jeweils 
nicht mehr als vier Kandidatinnen bzw. Kandidaten gemeinsam zugelassen. 3Vor der 
Festsetzung der Note gemäß § 15 Absatz 1 hat die Prüferin oder der Prüfer die Beisitze-
rin oder den Beisitzer zu hören. 4Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 sowie § 15 Absatz 2 gel-
ten entsprechend. 
(10) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidatin oder je Kandidat mindestens 15 Minuten 
und höchstens 30 Minuten. 
(11) 1Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfungen sind für jede 
Kandidatin oder jeden Kandidaten in einem Protokoll festzuhalten. 2Das Ergebnis der 
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einzelnen Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündli-
che Prüfung bekanntzugeben. 
(12) 1Studierende, die in einem späteren Prüfungszeitraum die gleiche mündliche Prüfungs-
leistung erbringen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhö-
rerinnen bzw. Zuhörer zugelassen, es sei denn, die Kandidatin oder der Kandidat wider-
spricht. 2Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses. 
(13) Ganz oder teilweise im Antwortwahlverfahren (sog. „Single Choice“ oder „Multiple 
Choice“) zu erbringende Prüfungsleistungen sind für diesen Studiengang keine vorge-
sehene Prüfungsform. 
(14) 1In Seminaren und Projektseminaren mit höchstens 30 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele und zur 
Einübung eines wissenschaftlichen Diskurses eine regelmäßige aktive Beteiligung der 
Studierenden erforderlich ist, kann aus didaktischen Gründen eine Anwesenheitspflicht 
für die Studierenden ausgesprochen werden. 2Diese wird durch die jeweilige Prüferin 
oder den jeweiligen Prüfer in Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss unter Berück-
sichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. 3Dabei ist im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen Lehr-
veranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang die 
Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das Lernziel 
auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten Arbeits-
gemeinschaften, erreicht werden kann. 4Nur unter diesen engen Voraussetzungen ist 
ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrechtlichen Recht-
fertigung legitimiert. 5Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall losgelös-
te Feststellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. 6Die 
genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter 
Form zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 7Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 so-
wie § 15 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend. 
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Prüfungsanmeldung und -abmeldung, Prüfungsverfahren 
(1) 1Die Masterprüfung wird durch Erwerb von Leistungspunkten gemäß § 12 erbracht. 2Zu 
jeder Prüfung ist eine Anmeldung bis spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen Prü-
fungstermin erforderlich. 3Der Anmeldezeitraum muss mindestens zwei Wochen betra-
gen. 4Die erstmalige Anmeldung zu den Prüfungen soll spätestens zum Ende des dritten 
Semesters bzw. für das Modul 13 bis zum Ende des vierten Semesters erfolgen. 5Erfolgt 
sie nicht innerhalb der nächsten drei Semester, erlischt der Prüfungsanspruch, es sei 
denn, die Kandidatin oder der Kandidat weist nach, dass sie oder er das Versäumnis der 
Frist nicht zu vertreten hat. 6Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a 
HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(2) 1Nach einer Anmeldung zu einer schriftlichen Prüfung kann sich die Kandidatin oder der 
Kandidat ohne Angabe von Gründen bis einen Tag vor dem Prüfungstermin wieder ab-
melden; bei einer mündlichen Prüfung beträgt diese Frist eine Woche. 2Die Kandidatin 
oder der Kandidat gilt dann als nicht zu der Prüfung angemeldet. 3Bei Seminaren und 
Projektseminaren gilt als Prüfungstermin der Zeitpunkt der verbindlichen Erklärung ei-
ner Teilnahme gegenüber der Prüferin oder dem Prüfer. 4§ 9 Absatz 2 bleibt unberührt. 
(3) 1Die Termine für Klausurarbeiten werden von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier Wochen 
vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. 2Zeiträume für mündliche Prüfun-
gen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt gege-
ben. 3Die individuellen Prüfungstermine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt 
gegeben. 
(4) 1Machen Studierende durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung 
nicht in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form oder Frist abzulegen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung zu erbringen ist. 2Bei 
Zweifeln wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter 
Studierender beteiligt. 
(5) Das Prüfungsverfahren berücksichtigt die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie Aus-
fallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender Kinder, 
die Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 





des eingetragenen Lebenspartners, einer oder eines in gerader Linie Verwandten oder 
ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser pflegebedürftig ist. 
(6) Sofern ein ordnungsgemäßes Prüfungsverfahren sichergestellt ist, kann der Prüfungs-
ausschuss zur Förderung der Internationalität auf vorherigen Antrag und mit Zustim-
mung der Prüferin oder des Prüfers Ausnahmen im Prüfungsverfahren hinsichtlich Art, 
Ort und Zeitpunkt der Prüfung bewilligen, wenn zum vorgesehenen Prüfungszeitpunkt 
ein begründeter studienfördernder Auslandsaufenthalt angestrebt wird und die Teil-




(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiese-
nen Aufgaben bildet der Fakultätsrat einen Prüfungsausschuss. 2Der Prüfungsaus-
schuss besteht aus der oder dem Vorsitzenden, deren bzw. dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter und fünf weiteren Mitgliedern. 3Vier Mitglieder werden aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, ein Mitglied wird aus der Gruppe der aka-
demischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Grup-
pe der Studierenden des Masterstudienganges Wirtschaftswissenschaften gewählt. 
4Entsprechend werden für die Mitglieder des Prüfungsausschusses Vertreterinnen oder 
Vertreter gewählt. 5Die Mitglieder des Prüfungsausschusses wählen in der ersten Sit-
zung einer jeden Amtszeit aus dem Kreis der im Prüfungsausschuss vertretenen Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer die oder den Vorsitzenden sowie die oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden. 6Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer und aus der Gruppe der akademischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder 
ein Jahr. 7Wiederwahl ist zulässig. 8Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
ist bekanntzugeben. 
(2) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden, und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung von Prüfungen. 
2Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in Prü-
fungsverfahren getroffene Entscheidungen. 3Darüber hinaus hat der Prüfungsaus-
schuss dem Fakultätsrat regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung 
der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. 4Er gibt Anregungen zur Reform der Prü-
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fungsordnung und der Studienpläne. 5Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung be-
stimmter Aufgaben (z. B. Anerkennungsfragen, Eilentscheidungen) im Rahmen der lau-
fenden Geschäfte auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht 
für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an den Fakultätsrat. 
(3) 1Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden 
oder der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei weiteren Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrern mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend sind. 2Er beschließt mit einfacher Mehrheit. 3Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. 4Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbe-
sondere bei der Beurteilung und Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen, 
der Festlegung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung von Prüferinnen und Prüfern 
sowie Beisitzerinnen und Beisitzern, nicht mit. 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter, die Prüferinnen und Prü-
fer sowie die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
(6) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwal-
tungshilfe der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund. 
 
§ 7 
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben. 2Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. 3Zur Prüferin 
oder zum Prüfer dürfen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sowie weitere prü-
fungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. 4Zur Prüfe-
rin oder zum Prüfer darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Master- oder Dip-
lomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung im entsprechenden Fachgebiet abgelegt 
hat. 5Die Bestellung erfolgt getrennt für Erstprüferinnen und Erstprüfer einerseits so-
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wie für Zweitprüferinnen und Zweitprüfer andererseits. 6Als Beisitzerin oder als Beisit-
zer, die von der zuständigen Prüferin oder dem zuständigen Prüfer benannt werden, 
darf an der Prüfung nur mitwirken, wer die entsprechende Master- oder Diplomprüfung 
oder eine vergleichbare Prüfung im entsprechenden Fachgebiet abgelegt hat. 
(2) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) 1Die Kandidatinnen und Kandidaten können für die Masterarbeit Prüferinnen und Prüfer 
vorschlagen. 2Auf die Vorschläge der Kandidatinnen und Kandidaten soll nach Möglich-
keit Rücksicht genommen werden. 3Die Vorschläge begründen jedoch keinen Rechtsan-
spruch. 
(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass der Kandidatin 
oder dem Kandidaten durch Aushang die Namen der Prüferinnen und Prüfer rechtzeitig, 




Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 
findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle Stu-
diengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
 
§ 9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn die Kandi-
datin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint 
oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zu-
rücktritt. 2Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
2Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder 
dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines deutsch-
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sprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. 3Bei Krankheit der Kandidatin oder des 
Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. 4Bei dem nach-
träglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest her-
vorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die Studie-
rende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und 
vernünftigerweise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 
5Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die ei-
ne Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der Prüfungsaus-
schuss eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarz-
tes der Technischen Universität Dortmund verlangen. 6Erkennt der Prüfungsausschuss 
die Gründe nicht an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitge-
teilt. 
(3) 1Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel, beeinflusst, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. 2Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. 3Die Ent-
scheidung, ob ein Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, wird von 
der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer getroffen und aktenkundig gemacht. 
4Wird während der Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im Sinne von 
Satz 1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, protokol-
liert diese oder dieser den Täuschungsversuch oder die Täuschung. 5Die jeweilige Prü-
ferin oder der jeweilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfungsleistung mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet wird. 6Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die bzw. der den ord-
nungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem je-
weiligen Prüfer oder den Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fort-
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 7Die Gründe für den 
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. 8In schwerwiegenden Fällen von Täuschung 
oder Störung kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 
(4) 1Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
2Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
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hen. 3Vor der Entscheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum 
rechtlichen Gehör zu geben. 
(5) 1Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen und Kandidaten bei Prüfungen eine 
schriftliche Erklärung verlangen, dass sie oder er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit 
einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig verfasst und 
keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und 






(1) Mit der Immatrikulation in den Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der 
Technischen Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer 
gemäß § 52 Absatz 2 HG gilt eine Studierende oder ein Studierender als zu den Prüfun-
gen dieses Studienganges zugelassen, es sei denn die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu 
versagen. 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Technischen 
Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Studien-
gang eine erhebliche inhaltliche Nähe (Deckungsgleichheit von mindestens 60 %) 
aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder 
2. nach abgelegter Prüfung in einem der in Nummer 1 genannten Studiengänge auf-
grund einer anschließenden Anfechtung des Prüfungsbescheides eine bestands- 
und rechtskräftige Entscheidung über das endgültige Nichtbestehen noch nicht vor-
liegt oder 
3. die Kandidatin oder der Kandidat den Prüfungsanspruch gemäß § 5 Absatz 1 Satz 5 
bzw. § 16 Absatz 1 Satz 6 für eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prü-
fung im Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften an der Technischen Univer-
sität Dortmund verloren hat. 
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Umfang und Art der Masterprüfung 
(1) 1Die Masterprüfung beinhaltet den Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten und 
erstreckt sich im ersten bis dritten Semester auf zwölf Module, deren vollständiger und 
erfolgreicher Abschluss jeweils 7,5 Leistungspunkte erbringt und im vierten Semester 
auf das Modul 13, dessen vollständiger und erfolgreicher Abschluss 30 Leistungspunk-
te erbringt. 2Die Leistungspunkte können nur einmal erworben und nur für ein Modul 
angerechnet werden. 3Die Festlegung des Studienprofils im Sinne der Absätze 2 bis 6 
erfolgt unwiderruflich mit der ersten Anmeldung zu einer Prüfungsleistung. 4Innerhalb 
des gewählten Studienprofils müssen ohne Berücksichtigung des Moduls 13 mindes-
tens 45 Leistungspunkte erworben werden. 5Die Prüfungsleistungen eines Moduls wer-
den entweder durch eine Modulprüfung oder durch mehrere kumulative Teilleistungen 
erbracht. 6Art und Umfang aller zu erbringenden Prüfungsleistungen sind in den einzel-
nen Modulbeschreibungen festgelegt; sollte dies nicht eindeutig sein, geben die jewei-
ligen Prüferinnen und Prüfer zum Beginn eines jeden Semesters verbindlich bekannt, in 
welcher Art und in welchem Umfang die Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
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(2) 1Innerhalb des Studienprofils „Business A: Accounting & Finance“ sind sechs Module 
aus den folgenden Fächern zu wählen: 
1. Finance 
2. Internationale Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung, 
3. Unternehmensbesteuerung,  
4. Unternehmensrechnung und Controlling, 
5. Versicherungs- und Risikomanagement, 
6. Wirtschaftsprivatrecht. 
2Innerhalb des Studienprofils „Business A: Accounting & Finance“ sind das Modul 
„Ökonometrie“ sowie zwei Module aus den in den Absätzen 3 bis 5 genannten Fächern 
zu wählen. 
(3) 1Innerhalb des Studienprofils „Business B: Management & Organizations“ sind sechs 
Module aus den folgenden Fächern zu wählen: 
1. Entrepreneurship, 
2. Human Resource Management, 
3. Innovations- und Techniksoziologie, 
4. Marketing, 
5. Strategisches und Internationales Management, 
6. Wirtschafts- und Industriesoziologie. 
2Innerhalb des Studienprofils „Business B: Management & Organizations“ sind das Mo-
dul „Ökonometrie“ sowie zwei Module aus den in den Absätzen 2, 4 und 5 genannten 
Fächern zu wählen. 
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(4) 1Innerhalb des Studienprofils „Business C: Operations & Information“ sind sechs Modu-
le aus den folgenden Fächern zu wählen: 
1. Operations Research, 
2. Produktion und Logistik, 
3. Supply Chain Management, 
4. Technologiemanagement, 
5. Wirtschaftsinformatik. 
2Innerhalb des Studienprofils „Business C: Operations & Information“ sind das Modul 
„Ökonometrie“ sowie zwei Module aus den in den Absätzen 2, 3 und 5 genannten Fä-
chern zu wählen. 
(5) 1Innerhalb des Studienprofils „Economics“ sind sechs Module aus den folgenden Fä-
chern zu wählen: 
1. Applied Economics, 
2. Makroökonomie, 
3. Mikroökonomie, 
4. Öffentliche Finanzen, 
5. Wirtschaftspolitik, 
6. Wirtschaftsstatistik. 
2Innerhalb des Studienprofils „Economics“ sind das Modul „Ökonometrie“ sowie zwei 
Module aus den in den Absätzen 2 bis 4 genannten Fächern zu wählen. 
(6) Innerhalb des Studienprofils „Business and Economics (in English)“ sind zwölf Module 
zu wählen, die in englischer Sprache angeboten werden. 
(7) 1Bei Wahl eines Studienprofils im Sinne der Absätze 2 bis 5 sind jeweils drei weitere 
Module aus den in den Absätzen 2 bis 5 genannten Fächern zu wählen. 2Innerhalb und 
außerhalb des gewählten Studienprofils im Sinne der Absätze 2 bis 5 ist jeweils min-
destens ein Seminar erfolgreich zu absolvieren. 
(8) Die Prüfungsform (Modulprüfung oder Teilleistungen) sowie die den einzelnen Prü-
fungsleistungen innerhalb eines Moduls zugeordneten Leistungspunkte ergeben sich 
aus den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 
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(9) Für Modul 13 gelten die Regelungen der §§ 13 und 14. 
(10) Nach einer Anmeldung zu einer Modulprüfung oder einer Teilleistung eines Moduls ist 
ein Wechsel in ein anderes Modul oder zu einer anderen Teilleistung innerhalb des Mo-
duls nicht mehr zulässig. 
(11) 1Die zu einer Lehrveranstaltung oder einem Modul gehörende Prüfungsleistung kann 
zum Ende des Semesters erbracht werden, in dem die einem Modul zugeordnete Lehr-
veranstaltung angeboten wurde bzw. das Modul endet (Haupttermin Frühjahr oder 
Haupttermin Herbst). 2Diese Prüfungsleistung kann auch zum Beginn des unmittelbar 





(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, in-
nerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus ihrem bzw. seinem Fach selbststän-
dig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
(2) 1Die Masterarbeit kann von jeder Person, die nach § 7 Absatz 1 Sätze 3 bis 5 zur Erst-
prüferin oder zum Erstprüfer bestellt ist, ausgegeben und betreut werden, sofern diese 
hauptberuflich in Forschung und Lehre in der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität Dortmund tätig sind. 2Mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses und unter Beachtung des § 65 Absatz 1 HG kann die Masterarbeit 
von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer ausgegeben und betreut wer-
den, die oder der einem anderen Fachbereich der Technischen Universität Dortmund 
oder in begründeten Ausnahmefällen einer anderen Universität oder der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät als Honorarprofessorin oder Honorarprofessor 
angehört; in diesen Fällen ist der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Hochschulleh-
rerin oder ein Hochschullehrer der Fakultät als Zweitbetreuerin oder Zweitbetreuer zu-
zuordnen. 
(3) 1Das Thema der Masterarbeit soll in der Regel aus dem nach § 12 Absatz 1 Satz 3 fest-
gelegten Studienprofil gewählt werden. 2Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gele-
genheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen. 3§ 7 Absatz 3 
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ist zu beachten. 4Die Masterarbeit kann im Einvernehmen zwischen Betreuerin oder Be-
treuer und Kandidatin oder Kandidat auch in englischer Sprache angefertigt werden. 
(4) 1Das Thema für die Masterarbeit kann erst nach Erreichen von mindestens 60 Leis-
tungspunkten ausgegeben werden. 2Die Ausgabe erfolgt über die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. 3Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu 
machen. 
(5) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer benen-
nen, sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag der Kandidatin 
oder des Kandidaten dafür, dass sie bzw. er ein Thema für eine Masterarbeit und eine 
Betreuerin oder einen Betreuer erhält. 
(6) 1Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. 2Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe be-
arbeitet wird. 3Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu be-
wertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 
(7) 1Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 17 Wochen, bei einem empirischen, 
experimentellen oder mathematischen Thema höchstens 26 Wochen. 2Das Thema und 
die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Masterarbeit innerhalb der 
vorgegebenen Frist abgeschlossen werden kann. 3Auf begründeten Antrag der Kandida-
tin oder des Kandidaten kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im 
Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer ausnahmsweise eine einmalige 
Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen gestatten. 4Ein Verlänge-
rungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit zu stellen. 
(8) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 14 Tage der 
Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begon-
nen.  
(9) Der Umfang der Masterarbeit soll in der Regel etwa 70 bis 80 Seiten betragen. 
 
§ 14 
Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
(1) 1Die Masterarbeit ist fristgemäß bei der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen 
Universität Dortmund in einer zur Plagiatserkennung durch ein Softwareprodukt ver-
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wendbaren elektronischen Fassung und zwei gebundenen Ausfertigungen abzuliefern; 
bei Posteinlieferung gilt das Datum des Poststempels. 2Der Abgabezeitpunkt ist akten-
kundig zu machen. 3Wird die Masterarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie gemäß 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) 1Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt 
zu versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zita-
te kenntlich gemacht hat. 2In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Bei-
träge aufzunehmen. 3Für die Eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck 
der Zentralen Prüfungsverwaltung zu verwenden und bei der Abgabe der Bachelorarbeit 
als fester Bestandteil der Bachelorarbeit unterschrieben einzubinden. 
(3) 1Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern zu begutachten und zu bewer-
ten. 2Die erste Prüferin bzw. der erste Prüfer soll die Betreuerin bzw. der Betreuer sein. 
3Die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bestimmt die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses. 4Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer muss der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät angehören. 5Die Bewertung ist durch jede Prüfe-
rin bzw. jeden Prüfer einzeln und entsprechend § 15 Absatz 1 vorzunehmen sowie 
schriftlich zu begründen. 
(4) 1Die Note der Masterarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der einzelnen Bewer-
tungen gebildet, sofern die Notendifferenz nicht mehr als 2,0 beträgt. 2Beträgt die No-
tendifferenz mehr als 2,0 oder bewertet eine Prüferin oder ein Prüfer die Masterarbeit 
mit „ausreichend“ (4,0) oder besser, die oder der andere mit „nicht ausreichend“ (5,0), 
so wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine dritte Prüferin 
oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Masterarbeit bestimmt. 3In diesem Fall wird 
die Note der Masterarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten 
gebildet. 4Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser 
bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. 
5Die Bewertung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten spätestens drei Monate nach 
der Abgabe der Masterarbeit mitzuteilen. 
(5) 1Vor der endgültigen Festsetzung der Modulnote hat die Kandidatin oder der Kandidat 
die mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertete Masterarbeit durch einen 
Vortrag gegenüber den Prüferinnen und Prüfern gemäß den Absätzen 2 und 3 zu vertei-
digen. 2§ 4 Absatz 9 bis 12 gilt entsprechend. 3Das Ergebnis des Vortrags geht zu einem 
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Viertel in die Modulnote ein, sofern er mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) be-
wertet ist. 4Ein nicht mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewerteter Vortrag 
kann einmal wiederholt werden. 5Wird auch diese Vortragsleistung mit „nicht ausrei-




Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und 
Bestehen der Masterprüfung 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen 
und Prüfern festgesetzt. 2Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnitt- 
  lichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderun- 
  gen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den An- 
  forderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
  Anforderungen nicht mehr genügt. 
3Zur differenzierten Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen können die Noten um 
0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausge-
schlossen. 
(2) 1Wird die Prüfungsleistung durch zwei Prüferinnen oder zwei Prüfer oder eine Prüferin 
und einen Prüfer bewertet, so errechnet sich die Gesamtnote der Prüfungsleistung aus 
dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelnoten. 2Die Gesamtnote der Prüfungsleis-
tung lautet in Worten: 
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bei einem Mittelwert unter 1,6 = sehr gut, 
bei einem Mittelwert von 1,6 bis unter 2,6 = gut, 
bei einem Mittelwert von 2,6 bis unter 3,6 = befriedigend, 
bei einem Mittelwert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend, 
bei einem Mittelwert über 4,0 = nicht ausreichend. 
(3) 1Wird die Prüfungsleistung durch eine Modulprüfung erbracht, so ist diese Note gleich-
zeitig die Modulnote. 2Wird das Modul durch mehrere kumulative Teilleistungen abge-
schlossen, errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen Mittel der mit den 
entsprechenden Leistungspunkten gewichteten, nicht gerundeten Noten der einzelnen 
bestandenen Prüfungsleistungen. 3Die Modulnote lautet in Worten: 
bei einem Mittelwert unter 1,6 = sehr gut, 
bei einem Mittelwert von 1,6 bis unter 2,6 = gut, 
bei einem Mittelwert von 2,6 bis unter 3,6 = befriedigend, 
bei einem Mittelwert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend. 
(4) 1Die Masterprüfung ist bestanden, wenn alle 13 Module (120 Leistungspunkte) bestan-
den sind. 2Ein Modul ist bestanden, wenn entweder die Modulprüfung oder sämtliche 
Teilleistungen bestanden sind. 3Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn 
nicht alle Module bestanden sind und keine Wiederholungsmöglichkeiten mehr beste-
hen. 
(5) 1Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem gewogenen arithmetischen 
Mittel der gemäß Absatz 3 gebildeten Modulnoten, wobei sich das Gewicht der Module 
aus den Leistungspunkten gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 ergibt. 2Absatz 3 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 3Anstelle der Gesamtnote „sehr gut“ wird das Gesamturteil „mit Auszeich-
nung bestanden“ erteilt, wenn die Masterarbeit mit 1,0 bewertet und der Mittelwert al-
ler anderen gemäß Absatz 3 gebildeten Modulnoten der Masterprüfung nicht schlechter 
als 1,25 ist. 
(6) Beim Ausweis aller Noten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
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(7) 1Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Trans-
fer System (ECTS-Grad) ausgewiesen: 
A  = in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandidatin-
nen, 
B  = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
C  = in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
D  = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen, 
E  = in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Kandidaten und Kandida-
tinnen. 
2Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten 
der letzten sechs Semester. 3Ist diese Gruppe kleiner als 50 Kandidatinnen und Kandi-
daten, so ist die Bezugsgruppe aus den letzten zehn Semestern zu ermitteln. 4Das ak-
tuelle Semester soll bei der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt 
werden. 5Solange keine statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung 
zur Verfügung stehen, werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. 6Aus Gründen, die eine 
rechtssichere Vergabe ausschließen, kann durch Beschluss des Prüfungsausschusses 
auf den Ausweis von ECTS-Graden verzichtet werden. 7Entsprechende Hinweise er-
scheinen im Abschlussdokument. 8Bei der Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist 
nach dem Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. 9Darüber hinaus kann in 
sachlich begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der Vergleichsgruppe er-
folgen; hierzu ist ein entsprechender Beschluss des Prüfungsausschusses erforderlich. 
 
§ 16 
Wiederholung der Masterprüfung 
(1) 1Jede nicht mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertete Prüfungsleistung kann 
zweimal wiederholt werden. 2Bei Nichtbestehen einer Teilleistung ist nur diese zu wie-
derholen. 3Ein Wechsel zu einer anderen Modulprüfung oder Teilleistung anlässlich ei-
ner Wiederholung ist ausgeschlossen. 4Die Masterarbeit kann nur einmal und nur mit 
neuer Themenstellung wiederholt werden. 5Eine Rückgabe des Themas der Masterar-
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beit gemäß § 13 Absatz 8 ist nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei 
der Anfertigung der ersten Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch ge-
macht hatte. 6Die Anmeldung zur Wiederholung einer Prüfungsleistung muss innerhalb 
von drei Semestern erfolgen, ansonsten erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, die 
Kandidatin oder der Kandidat weist nach, dass sie oder er das Versäumnis nicht zu ver-
treten hat. 7Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die 
dort angegebenen Zeiträume. 




Zeugnis, Bescheide und Bescheinigungen 
(1) 1Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Masterprüfung bestanden, erhält sie oder er 
spätestens vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung über die Er-
gebnisse ein Zeugnis. 2In das Zeugnis werden die Gesamtnote der Masterprüfung ge-
mäß § 15 Absatz 5, der ECTS-Grad gemäß § 15 Absatz 7, das Studienprofil, die Module 
einschließlich des Themas der Masterarbeit und die Modulnoten aufgenommen. 3Das 
Zeugnis enthält auch die Angabe, mit welchen Modulen 7,5 oder 30 Leistungspunkte 
erworben wurden. 4Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird in das Zeugnis 
auch die bis zum Abschluss der Masterprüfung benötigte Fachstudiendauer aufge-
nommen. 5Das Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet. 6Als Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht ist. 7Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird das 
Zeugnis auch in englischer Sprache ausgestellt. 
(2) 1Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. 2Es beschreibt insbesondere die 
wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, 
die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. 
3Das Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. 4Des 
Weiteren wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Prüfungsleistungen bei-
gefügt (Transcript of Records). 
(3) 1Höchstens einmal pro Semester wird auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
auch vor Abschluss der Masterprüfung eine Bescheinigung über die bereits erbrachten 
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Prüfungsleistungen erstellt (Notenbescheinigung). 2Sie enthält eine Aufstellung der er-
folgreich absolvierten Module mit den jeweils erworbenen Leistungspunkten und er-
brachten Prüfungsleistungen sowie den Noten der Module und der einzelnen Prüfungs-
leistungen. 3Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird diese 
Bescheinigung auch in englischer Sprache ausgestellt. 
(4) 1Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfungsleistung als 
nicht bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandi-
datin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. 2Der Bescheid ist mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
(5) 1Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Masterprüfung endgültig nicht bestanden, 
wird ihr bzw. ihm auf Antrag eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. 2Die Beschei-
nigung enthält eine Auflistung aller im Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaften 
erfolgreich abgelegten Prüfungsleistungen und Module mit den jeweiligen Leistungs-
punkten und Noten. 3Aufgenommen wird der Zusatz, dass diese Bescheinigung nicht für 
die Vorlage an einer anderen Hochschule gilt. 
(6) Den Prüferinnen und Prüfern bleibt es unbenommen, ihre jeweiligen Lehrveranstaltun-




(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Masterur-
kunde mit dem Datum des Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache ausgehän-
digt. 2Darin wird die Verleihung des Mastergrades gemäß § 2 beurkundet. 3Auf Antrag 
der Kandidatin oder des Kandidaten wird die Urkunde auch in englischer Sprache aus-
gestellt. 
(2) Die Masterurkunde wird von der Dekanin oder von dem Dekan der Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Fakultät und von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Fakultät versehen. 
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Ungültigkeit der Masterprüfung 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsa-
che erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung ge-
täuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfungsleistung ganz oder teilweise 
für nicht bestanden erklären. 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Be-
stehen der Prüfungsleistung geheilt. 2Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulas-
sung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beach-
tung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu ertei-
len. 2Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
 
§ 20 
Einsicht in die Prüfungsakten 
(1) 1Nach Bekanntgabe der Klausurergebnisse wird eine Einsicht in die jeweilige Klausur-
arbeit gewährt. 2Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen und Prü-
fern festgelegt und den Studierenden spätestens mit der Bekanntgabe der Prüfungser-
gebnisse durch Aushang bekannt gegeben. 
(2) Einsicht in ihre oder seine weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezo-
genen Gutachten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Protokolle der mündlichen 
Prüfungen wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag gewährt. 
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(3) 1Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei 
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. 2Die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 21 
Aberkennung des Mastergrades 
1Der Mastergrad kann aberkannt werden und die Masterurkunde ist einzuziehen, wenn sich 
nachträglich herausstellt, dass der Mastergrad durch Täuschung erworben ist oder wenn we-
sentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. 




Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) 1Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. 2Sie findet auf 
alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 2015/2016 für den Master-
studiengang Wirtschaftswissenschaften an der Technischen Universität Dortmund ein-
geschrieben worden sind. 3Sie findet auch Anwendung auf Studierende, die bei Inkraft-
treten dieser Prüfungsordnung bereits für den Masterstudiengang Wirtschaftswissen-
schaften an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind, al-
lerdings mit der Maßgabe, dass Prüfungsleistungen, die nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
und Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 der zum 1. Oktober 2013 in Kraft getretenen Änderungsord-
nung zur Prüfungsordnung (AM Nr. 25/2013, S. 14f.) erbracht wurden, ebenfalls als zu 
den wählbaren Modulen im Sinne des § 12 Absätze 2 bis 7 gehörig gelten. 
(2) Ergänzend zum Katalog des § 12 Absatz 2 kann im Wintersemester 2015/2016 auch die 
Prüfungsleistung im Modul „Investition und Finanzierung III“ erbracht werden. 
(3) Die Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht. 
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Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrats der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät vom 10. September 2015 sowie des Rektorats der Technischen Univer-
sität Dortmund vom 16. Juli 2015. 
 
Dortmund, den 23. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Prüfungsordnung für das 
weiterbildende Studium 
Weiterentwicklung Regionaler Bildungsnetzwerke  
der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 23. September 2015 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 und § 62 Absatz 4 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. Sep-
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I. Allgemeines 
§ 1  
Geltungsbereich der Prüfungsordnung 
(1) Diese Prüfungsordnung gilt für das weiterbildende Studium Weiterentwicklung Regio-
naler Bildungsnetzwerke der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Sozio-
logie der Technischen Universität Dortmund. Das weiterbildende Studium wird in Ko-
operation mit dem Verein Wissenschaftliche Weiterbildung an der TU Dortmund e.V., 
Bereich Deutsche Akademie für Pädagogische Führungskräfte (DAPF) durchgeführt. Die 
Prüfungsordnung regelt gemäß § 62 Absatz 4 und § 64 Hochschulgesetz NRW (HG) die 
Strukturen des weiterbildenden Studiums. 
(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen Studienelemen-
te, die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie sind nicht Be-
standteil dieser Prüfungsordnung. Sie werden durch den zuständigen Fakultätsrat be-
schlossen und sind dem Rektorat anzuzeigen. 
 
§ 2  
Ziele des Studiums, Zielgruppe 
(1) Mit dem erfolgreichen Abschluss des weiterbildenden Studiums wird ein Zertifikat der 
Technischen Universität Dortmund erworben. Das weiterbildende Studium Weiterent-
wicklung Regionaler Bildungsnetzwerke zielt auf den Erwerb umfangreicher Kenntnisse 
im Bereich der Prozessbegleitung von Bildungsentwicklung in der Region ab. Die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer erweitern durch das Studium ihre Fähigkeiten und Kom-
petenzen, reflektieren ihre eigene Rolle als Mitarbeitende im Regionalen Bildungsbüro 
und dokumentieren Erfahrungen als Prozessbegleitende in einem Praxisprojekt. 
Die Inhalte der Weiterbildung umfassen u.a. folgende Themengebiete: 
- Grundstrukturen und Bestandsaufnahme Regionaler Bildungsnetzwerke und Lan-
desprogramme 
- Strukturmerkmale von kreisfreien Städten und Kreisen und leistungsspezifische 
Handlungsmöglichkeiten in Einrichtungen einer kreisfreien Stadt und Kreisen  
- Auftragsklärung, Rollenklarheit und Rollenbewusstsein stärken, Reflexion der ei-
genen Aufgabenwahrnehmung und Rolle trainieren 
- Zielvereinbarungen entwickeln, strukturiertes und effizientes Arbeiten mit Zielen 
- Gelingensbedingungen von Teamarbeit, Teamentwicklung 
- Strukturiertes Kooperationsmanagement und Erstellung und Bedeutung von Kon-
trakten mit internen und externen Kooperationspartnern 
- Bedeutung und Anwendung von Feedback und Feedbackverfahren intern und ex-
tern 
- Strukturiertes Schnittstellenmanagement mit internen und externen Kooperati-
onspartnern 
- Anwendung und Implementation kollegialer Fallberatung 
- Anwendungs- und wirkzielorientiertes Projektmanagement  
- ganzheitliche und nachhaltige Beteiligungsstrategien, Akzeptanzmanagement, 
systemische Kommunikations- und Kooperationsstrategien 
- Initiierung, Aufbau von Netzwerken, nachhaltiges Netzwerkmanagement, Team-
bildung und Teamentwicklung in Netzwerken 
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(2) Zielgruppe sind kommunale und staatliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regio-
nalen Bildungsbüros (bzw. aus Landesprogrammen, die an das Regionale Bildungsbüro 
angegliedert sind) in Nordrhein-Westfalen. Die Bildungserfordernisse berufserfahrener 
und berufstätiger Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden bei dem weiterbildenden 
Studium explizit berücksichtigt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen befähigt 
werden, die neuen Kenntnisse in ihren täglichen Arbeitsalltag mit einzubeziehen. 
 
§ 3  
Zugangsvoraussetzungen 
(1) Zum weiterbildenden Studium können Bewerberinnen und Bewerber zugelassen wer-
den, die folgende Voraussetzungen aufweisen: 
a) ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium mit überwiegend pädagogi-
schen oder am Management von Verwaltungsabläufen orientierten Inhalten oder 
b) eine mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit in einem für das Studium rele-
vanten Bereich. 
(2) Zusätzlich zu den genannten Voraussetzungen gemäß Absatz 1 müssen Studienbewer-
berinnen und Studienbewerber sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache nachwei-
sen, beispielsweise durch  
- eine Hochschulzugangsberechtigung einer deutschsprachigen Schule oder 
- einen Hochschulabschluss in einem deutschsprachigen Studiengang oder 
- die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studi-
enbewerber (DSH-2) oder eine äquivalente zertifizierte Ausbildung in der 
deutschen Sprache. 
 
§ 4  
Bewerbung und Zulassung 
(1) Bewerbungen sind an das Zentrum für HochschulBildung, Bereich Weiterbildung der 
Technischen Universität Dortmund zu richten. Es ist dabei das entsprechende Bewer-
bungsformular zu verwenden. 
(2) Der Bewerbung sind die folgenden Unterlagen beizufügen: 
- das Zeugnis über ein abgeschlossenes Studium (in beglaubigter Kopie) oder 
- ein Nachweis über eine mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit in einem für 
das Studium relevanten Bereich. 
(3) Über die Zulassung und Prüfungsangelegenheiten entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
§ 5  
Durchführung des Studiums, Entgelt 
(1) Die Abnahme und Bewertung aller nach dieser Prüfungsordnung vorgeschriebenen 
Prüfungen erfolgt durch die Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Sozio-
logie an der Technischen Universität Dortmund. 
(2) Die Prüfungsvorbereitung sowie die Beratung und Betreuung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer im Rahmen der Prüfungsvorbereitung erfolgt über den Verein „Wissen-
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schaftliche Weiterbildung an der TU Dortmund e.V.“, Bereich Deutsche Akademie für 
Pädagogische Führungskräfte (DAPF). 
(3) Für die Prüfungsvorbereitung im weiterbildenden Studium wird ein Entgelt erhoben, 
dessen Höhe den Bekanntmachungen des Vereins „Wissenschaftliche Weiterbildung an 
der TU Dortmund e.V.“, Bereich Deutsche Akademie für Pädagogische Führungskräfte 
(Internet, Druckerzeugnisse) zu entnehmen ist. Das Entgelt wird zusätzlich auf dem 
rechtlich verbindlichen Anmeldeformular und im Vertrag der Teilnehmerin oder des 
Teilnehmers mit dem Verein „Wissenschaftliche Weiterbildung an der TU Dortmund 
e.V.“, Bereich Deutsche Akademie für Pädagogische Führungskräfte (DAPF) vermerkt. 
 
§ 6  
Zertifikat 
Aufgrund der bestandenen Zertifikatsprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 
durch die Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie das Zertifikat „Wei-
terentwicklung Regionaler Bildungsnetzwerke“. 
 
§ 7  
Studiendauer, Studienumfang und Studienstruktur 
(1) Das weiterbildende Studium umfasst in der Regel 12 Monate und schließt die Anferti-
gung der Abschlussarbeit ein. Es hat einen Umfang von ca. 450 Arbeitsstunden. 
(2) Das weiterbildende Studium besteht aus einem Modul mit sechs Elementen. Es bein-
haltet Präsenztage, Selbststudium, das Entwickeln und Durchführen eines Praxispro-
jektes sowie die Dokumentation und Reflektion des Praxisprojektes im Rahmen der Ab-
schlussarbeit sowie dessen Präsentation und Diskussion im Rahmen der Abschlussar-
beit.  
(3) Das Studium kann zu den von der Technischen Universität Dortmund benannten Zeit-
punkten aufgenommen werden. 
(4) Die Struktur des weiterbildenden Studiums, die Elemente des Moduls und die jeweili-
gen Lehrformen sind im Anhang dieser Prüfungsordnung und in den Modulbeschreibun-
gen des Modulhandbuchs dargestellt. 
 
§ 8  
Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Der Modulabschluss erfolgt durch eine unbenotete Modulprüfung. Die Modulprüfung 
umfasst die schriftliche Dokumentation und Reflexion eines Praxisfalls aus dem Regio-
nalen Bildungsbüro mit Bezug zur Weiterentwicklung des Regionalen Bildungsnetzwer-
kes (Abschlussarbeit). Die wesentlichen Inhalte werden anschließend im Rahmen einer 
mündlichen Präsentation dargestellt. 
(2) Der Zeitraum für die mündliche Präsentation wird mindestens vier Wochen vor dem 
frühesten Prüfungstermin bekannt gegeben. Die individuellen Termine werden eine Wo-
che vor der Prüfung bekannt gegeben. 
(3) Die Abschlussarbeit wird von einer Prüferin oder einem Prüfer gemäß § 15 Absatz 2 be-
wertet. Bei Wiederholung der Abschlussarbeit ist diese von mindestens einer weiteren 
Prüferin oder einem weiteren Prüfer im Sinne des § 11 zu bewerten.  
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(4) Die mündliche Präsentation der Abschlussarbeit ist stets von mehreren Prüferinnen 
oder Prüfern oder einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen 
Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung 
mit höchstens drei Teilnehmerinnen oder Teilnehmern abzunehmen. Handelt es sich um 
den Wiederholungsversuch der Präsentation, ist die Prüfung von mindestens zwei Prü-
ferinnen oder Prüfern abzunehmen. 
(5) Wird die mündliche Präsentation der Abschlussarbeit vor einer Prüferin oder einem Prü-
fer abgelegt, hat dieser bzw. diese vor der Festsetzung der Bewertung die Beisitzerin 
oder den Beisitzer zu hören. Wird die mündliche Präsentation der Abschlussarbeit vor 
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer abgelegt, legt jede 
Prüferin oder jeder Prüfer die Bewertung für die mündliche Präsentation der Ab-
schlussarbeit fest.  
(6) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Präsentation der Ab-
schlussarbeit sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der 
Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die Prüfung bekannt zu geben. Teil-
nehmerinnen oder Teilnehmer, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse 
als Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen, es sei denn, die Kandidatin oder der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung kön-
nen diese Personen von der Prüferin oder dem Prüfer als Zuhörerin bzw. Zuhörer ausge-
schlossen werden. Bei Exkursionen, Sprachkursen, Praktika, praktischen Übungen oder 
vergleichbaren Lehrveranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungs-
spezifischen Lernziele eine regelmäßige aktive Beteiligung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erforderlich und verhältnismäßig ist, kann eine Anwesenheitspflicht gelten. 
Diese wird von der oder dem Lehrenden in Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss im 
Sinne des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. Dabei ist im Rahmen einer Ein-
zelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen Lehrver-
anstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang die Anwe-
senheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das Lernziel auch 
nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten Arbeitsge-
meinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen Voraussetzungen ist ein 
Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrechtlichen Rechtferti-
gung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall losgelöste 
Feststellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. Die ge-
naue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern in geeigneter Form zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 
(7) Macht die Teilnehmerin oder der Teilnehmer durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass 
sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder 
chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise 
in der vorgesehenen Form oder Frist zu erbringen, so legt die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung er-
bracht wird. Bei Zweifeln wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen 
behinderter Teilnehmerinnen und Teilnehmer (z. B. Bereich „Behinderung und Studium“ 
innerhalb des Zentrums für HochschulBildung an der Technischen Universität Dort-
mund) beteiligt.  
(8) Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie Ausfall-
zeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender Kinder, die 
Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des 
eingetragenen Lebenspartners oder einer oder eines in gerader Linie Verwandten oder 
ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser pflegebedürftig ist. 
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§ 9  
Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Zertifikatsprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
(1) Die Abschlussarbeit kann nur als Ganzes und dann nur einmal mit neuer Themenstel-
lung wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Abschlussarbeit gemäß § 16 
Absatz 4 ist nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung der 
nicht erfolgreichen Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat.  
(2) Die Zertifikatsprüfung ist bestanden, wenn die Abschlussarbeit erfolgreich abgeschlos-
sen wurde. 
(3) Die Zertifikatsprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn die Abschlussar-
beit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt. 
(4) Ist die Zertifikatsprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt die Abschlussarbeit als 
nicht bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kan-
didatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der Kandidatin oder 
dem Kandidaten eine Bescheinigung über die bestandenen Prüfungen ausgestellt; auf-
genommen wird der Zusatz, dass diese Bescheinigung nicht für die Vorlage an einer an-
deren Hochschule gilt. 
 
§ 10  
Prüfungsausschuss 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben bildet die Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie der 
Technischen Universität Dortmund einen Prüfungsausschuss. 
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, und zwar drei Mitgliedern aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, einem Mitglied aus der Gruppe 
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und einem Mitglied aus der 
Gruppe der Studierenden. Ein Mitglied aus dem Zentrum für HochschulBildung, Bereich 
Weiterbildung der Technischen Universität Dortmund wird als beratendes Mitglied hin-
zugezogen. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt für drei Jah-
re, das Mitglied aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der Prüfungs-
ausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie die stellvertretende Vor-
sitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden und deren Stellvertreterin oder des-
sen Stellvertreter werden vom Fakultätsrat Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. Wie-
derwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses wird von der De-
kanin oder dem Dekan bekannt gegeben. 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 
ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im Prü-
fungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss 
dem Fakultätsrat regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der 
Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prü-
fungsordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung be-
stimmter Aufgaben (z. B. Eilentscheidungen etc.) im Rahmen der laufenden Geschäfte 
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auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden übertragen. Dies gilt nicht für Entscheidun-
gen über Widersprüche und den Bericht an den Fakultätsrat. 
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden 
oder der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und dem weiteren Mitglied aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens ein weiteres 
stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit ein-
facher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsit-
zenden. Die studentischen Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen Ent-
scheidungen nicht mit. Als solche gelten insbesondere die Beurteilung, die Festlegung 
von Prüfungsaufgaben und die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer sowie der Beisit-
zerinnen und Beisitzer. 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungen 
beizuwohnen. 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die Prüferinnen 
und Prüfer und die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.  
(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwal-
tungshilfe des Zentrums für HochschulBildung, Bereich Weiterbildung der Technischen 
Universität Dortmund. 
 
§ 11  
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzerinnen und 
Beisitzer gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer dürfen 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der Technischen Universität Dortmund so-
wie weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt wer-
den. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt werden, wer im entsprechenden 
Fachgebiet die notwendige Sachkunde nachweisen kann. 
(2) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
§ 12  
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht bestanden“ bewertet, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie 
oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt oder 
wenn sie oder er eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbringt. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines deutschsprachi-
gen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten 
muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem nachträglichen 
Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest hervorgehen, 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015          Seite 73 
 
dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die Teilnehmerin oder 
den Teilnehmer aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und vernünftiger-
weise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. Bestehen für den 
Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähig-
keit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der Prüfungsausschuss eine ärztli-
che Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Technischen 
Universität Dortmund verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe für den 
Rücktritt oder das Versäumnis nicht an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten 
schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 
gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht bestanden“ bewertet. Dies gilt auch für den 
Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein Täuschungsversuch oder eine Täu-
schungshandlung vorliegt, treffen die jeweiligen Prüferinnen oder Prüfer. Wird während 
einer Prüfung eine Täuschung oder ein Täuschungsversuch im Sinne von Satz 1 durch 
die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, protokolliert diese o-
der dieser die Täuschung oder den Täuschungsversuch. Die Prüferin oder der Prüfer 
entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht bestanden“ bewertet wird. Eine Kandidatin oder 
ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer oder der oder dem Aufsichtführenden in 
der Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In 
diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht bestanden“ bewertet. Die jewei-
ligen Gründe für Entscheidungen sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden 
Fällen von Täuschung oder Störung kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder 
den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 
(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belas-
tende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor 
der Entscheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen 
Gehör zu geben. 
 
II. Zertifikatsprüfung 
§ 13  
Zulassung zur Zertifikatsprüfung  
(1) Mit Abschluss des privatrechtlichen Vertrages zwischen den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern und dem Verein „Wissenschaftliche Weiterbildung an der TU Dortmund e.V.“, 
Bereich Deutsche Akademie für Pädagogische Führungskräfte (DAPF) über die Durch-
führung des weiterbildenden Studiums Weiterentwicklung Regionaler Bildungsnetz-
werke an der Technischen Universität Dortmund gilt eine Teilnehmerin oder ein Teil-
nehmer als zu den Prüfungen dieses weiterbildenden Studiums zugelassen, es sei denn 
die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu versagen. 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
a) die Teilnehmerin oder der Teilnehmer eine Zertifikatsprüfung in dem weiterbil-
denden Studium Weiterentwicklung Regionaler Bildungsnetzwerke an der Techni-
schen Universität Dortmund endgültig nicht bestanden hat oder  
b) der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer nach erbrachter Prüfungsleistung in dem 
vorgenannten weiterbildenden Studium aufgrund einer anschließenden Anfech-
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tung des Prüfungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung 
über das endgültige Nichtbestehen noch nicht vorliegt.  
 
§ 14  
Umfang der Zertifikatsprüfung  
Die Zertifikatsprüfung besteht aus der Abschlussarbeit. Die Abschlussarbeit umfasst die 
schriftliche Dokumentation und Reflexion eines Praxisfalls aus dem Regionalen Bildungsbüro 
mit Bezug zur Weiterentwicklung des Regionalen Bildungsnetzwerkes. Die wesentlichen In-
halte werden anschließend im Rahmen einer Präsentation in Gegenwart der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer dargelegt und sodann zur Diskussion gestellt. 
 
§ 15  
Abschlussarbeit 
(1) Mit der Abschlussarbeit sollen Kandidatinnen oder Kandidaten zeigen, dass sie inner-
halb einer vorgegebenen Frist ein berufsrelevantes Projekt aus dem Regionalen Bil-
dungsbüro mit Bezug zur Weiterentwicklung des Regionalen Bildungsnetzwerkes 
selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden bearbeiten, dokumentieren und re-
flektieren können. 
(2) Die Abschlussarbeit kann von jeder Hochschullehrerin oder jedem Hochschullehrer o-
der einem habilitierten Mitglied der Technischen Universität Dortmund ausgegeben und 
betreut werden, der oder die an dem weiterbildenden Studium beteiligt ist. Andere Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, die die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG 
erfüllen, können mit Zustimmung des Prüfungsausschusses die Abschlussarbeit aus-
geben und betreuen. 
(3) Die Ausgabe der Abschlussarbeit erfolgt auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt 
der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Die Kandidatin oder der Kandidat kann in dem 
Antrag bezüglich des Themas Vorschläge machen. Verzichtet die Kandidatin oder der 
Kandidat auf das Vorschlagsrecht, so vermittelt die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses ein Thema für die Abschlussarbeit. 
(4) Das Thema der Abschlussarbeit kann nur einmal und nur innerhalb von 2 Wochen ab der 
Ausgabe zurückgegeben werden; die Abschlussarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(5) Die Abschlussarbeit wird begleitend zum weiterbildenden Studium erstellt und ist bis 
zu einem vom Prüfungsausschuss rechtzeitig bekanntzugebenden Zeitpunkt fertigzu-
stellen. § 9 gilt entsprechend. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so be-
schaffen sein, dass die Abschlussarbeit innerhalb dieser Frist abgeschlossen werden 
kann. Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann der Prüfungs-
ausschuss im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer ausnahmsweise 
einmalig eine Nachfrist von bis zu vier Wochen gewähren. Ein Verlängerungsantrag ist 
spätestens vierzehn Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit an den Prüfungsausschuss 
zu stellen. 
(6) Der Umfang der Abschlussarbeit soll 15 Seiten nicht unterschreiten und 20 Seiten nicht 
überschreiten. 
(7) Einvernehmlich mit der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer und den Prüferinnen oder 
Prüfern kann die Abschlussarbeit in englischer Sprache verfasst werden. 
(8) Die Abschlussarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Abschlussarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 
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bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu be-
wertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 
(9) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat zu erklären, 
ob die Arbeit bereits in gleicher oder ähnlicher Form einer Prüfungsbehörde vorgelegen 
hat oder veröffentlicht wurde. Die Kandidatin oder der Kandidat hat auch an Eides statt 
zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zita-
te kenntlich gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträ-
ge aufzunehmen. Für die Erklärung nach Satz 1 und die eidesstattliche Versicherung ist 
ein einheitlicher Vordruck der Zentralen Prüfungsverwaltung zu verwenden und bei der 
Abgabe der Abschlussarbeit als fester Bestandteil der Abschlussarbeit unterschrieben 
einzubinden. 
 
§ 16  
Abgabe und Bewertung der Abschlussarbeit 
(1) Die Abschlussarbeit ist fristgemäß im Zentrum für HochschulBildung, Bereich Weiter-
bildung der Technischen Universität Dortmund in 3-facher Ausfertigung und zusätzlich 
in einer für ein Softwareprodukt zur Plagiatserkennung verwendbaren elektronischen 
Fassung abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Postanliefe-
rung gilt das Datum des Poststempels. Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abge-
liefert, so gilt sie als mit „nicht bestanden“ bewertet. 
(2) Die Abschlussarbeit wird nach folgendem Maßstab bewertet: 
bestanden   = eine Leistung, die mindestens den Anforderungen genügt  
nicht bestanden  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderun-
gen nicht mehr genügt. 
Die Bewertung ist schriftlich zu begründen. 
(3) Die Bewertung der Abschlussarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandidaten spätestens 
6 Wochen nach der Abgabe mitzuteilen. 
 
§ 17  
Zertifikatsurkunde 
(1) Über die bestandene Zertifikatsprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat spä-
testens sechs Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfung eine Zertifikatsurkunde. 
Die Zertifikatsurkunde trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfung erbracht 
wurde. In die Urkunde sind das Thema der Abschlussarbeit, das Modul und Modulele-
mente aufzunehmen. 
(2) Die Zertifikatsurkunde wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
und von der Dekanin oder dem Dekan der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psycholo-
gie und Soziologie sowie der Leiterin / dem Leiter des Zentrums für HochschulBildung, 
Bereich Weiterbildung unterschrieben. 
(3) Die Zertifikatsurkunde wird auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten in Abspra-
che mit dem Prüfungsausschuss auch in englischer Sprache ausgestellt. 
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III. Schlussbestimmungen 
§ 18  
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe des Ergebnisses der Abschlussarbeit wird eine Einsicht gewährt. 
Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen und Prüfern festgelegt und 
spätestens mit Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter Form bekannt gege-
ben. 
(2) Die Einsicht in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Präsentation der Abschlussar-
beit wird den Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf Antrag gewährt. Der Antrag ist bin-
nen drei Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 19  
Inkrafttreten und Veröffentlichung 
Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Erziehungswissen-
schaft, Psychologie und Soziologie vom 9. September 2015 und des Rektorates der Techni-
schen Universität Dortmund vom 19. August 2015. 
 
Dortmund, den 23. September 2015 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Anhang: Modulübersicht 
Modul Weiterentwicklung Regionaler Bildungsnetzwerke 
Prüfungsform: Modulprüfung (vgl. Abschlussarbeit in Element 6) 
Elemente des Moduls Lehrform 


























6. Ergebnispräsentation und Ab-
schluss 
1,5 Seminartage 
Abschlussarbeit: Dokumentation und Reflexion des 
Praxisprojekts 
Mündliche Präsentation und Diskussion der Abschluss-
arbeit 
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Prüfungsordnung 
für den Lehramtsbachelorstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 24. September 2015 
 
Aufgrund der §§ 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), des Lehrerausbildungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Lehrerausbildungsgesetz – LABG) vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), hat die Technische Universität Dortmund 




§ 1 Geltungsbereich der Bachelorprüfungsordnung 
§ 2 Ziel des Studiums 
§ 3 Zugang zum Studium 
§ 4 Bachelorgrad 
§ 5 Leistungspunktesystem 
§ 6 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 7 Lehramt an Grundschulen 
§ 8 Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen 
§ 9 Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen 
§ 10 Lehramt an Berufskollegs 
§ 11 Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
§ 12 Praxiselemente 
§ 13 Prüfungen und Nachteilsausgleich 
§ 14 Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Bachelorprüfung, endgültiges 
Nichtbestehen 
§ 15 Prüfungsausschuss 
§ 16 Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 17 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 




§ 19 Zulassung zur Bachelorprüfung 
§ 20 Bachelorprüfung  
§ 21 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von 
Leistungspunkten; Bildung von Noten 
§ 22 Bachelorarbeit (Thesis) 
§ 23 Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 
§ 24 Zusatzqualifikationen 
§ 25 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
§ 26 Bachelorurkunde 
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§ 27 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Bachelorgrades 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
§ 29 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
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Geltungsbereich der Bachelorprüfungsordnung 
(1) Diese Bachelorprüfungsordnung gilt für das Lehramtsbachelorstudium an der 
Technischen Universität Dortmund. Sie regelt die grundlegenden Strukturen des 
Bachelorstudiums.  
(2) In den Fächerspezifischen Bestimmungen, die Bestandteil dieser Prüfungsordnung 
sind, sind die Inhalte und Anforderungen der einzelnen im Bachelorstudium 
angebotenen Fächer geregelt. Aus den Fächerspezifischen Bestimmungen ergeben sich 
die zu studierenden Module und die ihnen jeweils zugeordneten Prüfungen, die Form 
der Benotung und die Leistungspunkte sowie gegebenenfalls 
Zulassungsvoraussetzungen für Prüfungen.  
(3) In den Modulbeschreibungen der Modulhandbücher sind die einzelnen 
Studienelemente, deren Lehrinhalte und die zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. 
Sie sind nicht Bestandteil der Prüfungsordnung. Sie werden durch die zuständigen 
Fakultätsräte beschlossen und sind dem Rektorat über das zuständige Fachdezernat 
(Dezernat 4.4) anzuzeigen. 
(4) Diese Bachelorprüfungsordnung gilt für folgende Lehrämter: 
 Lehramt an Grundschulen (G) 
 Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen (HRGe) 
 Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen (GyGe) 
 Lehramt an Berufskollegs (BK) 
 Lehramt für sonderpädagogische Förderung (SP). 
 
§ 2 
Ziel des Studiums 
Das Bachelorstudium soll auf ein Studium des Master of Education vorbereiten, als 
Grundlage für fachorientierte oder interdisziplinäre Masterstudiengänge dienen und 
gleichzeitig auf die Arbeit in unterschiedlichen Beschäftigungssystemen vorbereiten. Das 
Bachelorstudium zielt auf die Vermittlung von grundlegenden Kenntnissen der jeweiligen 
Fachwissenschaft und ihrer Verknüpfung mit der entsprechenden Fachdidaktik und der 
Bildungswissenschaft ab. Gleichzeitig entspricht es den Bestrebungen des Studiengangs, 
theoretische Konzepte durch Praxisphasen mit den Anforderungen des Berufsfeldes einer 
Lehrerin / eines Lehrers in Beziehung zu setzen, sodass die Grundlage für ein 
professionsbezogenes Verständnis des Lehrerbildes gelegt wird. Mit Absolvierung des 
Bachelorstudiums wird ein erster berufsqualifizierender Abschluss erworben.  
 
 § 3 
Zugang zum Studium 
(1) Zugangsvoraussetzung für das Bachelorstudium ist das Vorliegen einer 
Hochschulzugangsberechtigung oder einer sonstigen Qualifikation im Sinne des § 49 
HG. 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015          Seite 81 
 
(2) Die Fächerspezifischen Bestimmungen können besondere Regelungen für den Zugang 
zum Studium enthalten. 
§ 4 
Bachelorgrad 
Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 
grundsätzlich den Grad Bachelor of Arts (B.A.). In den Lehrämtern an Gymnasien und 
Gesamtschulen und an Berufskollegs wird abweichend von Satz 1 der Grad Bachelor of 
Science (B.Sc.) verliehen, wenn zwei natur- oder ingenieurwissenschaftliche Fächer studiert 
wurden. Die Fächer im Sinne des Satzes 2, bei denen der Bachelor of Science vergeben wird, 
ergeben sich aus Anlage 1. 
 
§ 5 
Regelstudienzeit und Leistungspunktesystem 
(1) Die Regelstudienzeit des Bachelorstudiums beträgt sechs Semester (drei Jahre). 
Lehrangebot und Prüfungsanforderungen sind so zu gestalten, dass ein 
Studienabschluss in der Regelstudienzeit erfolgen kann. 
(2) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 
European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. Leistungspunkte werden für 
erfolgreich und vollständig absolvierte Module am Ende des Moduls vergeben. Ein 
Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt und 
wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) von etwa 30 
Stunden erfordert. Die Fächerspezifischen Bestimmungen regeln die Zuordnung von 
Leistungspunkten zu Modulen und Prüfungsleistungen.  
 
§ 6 
Aufbau des Studiums 
(1) Das Studium gliedert sich in Module, die sich jeweils über maximal zwei aufeinander 
folgende Semester erstrecken. Diese Module sind inhaltlich und zeitlich abgerundete, 
in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von in der Regel mindestens 5 
Leistungspunkten. Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
(2) Durch die Teilnahme an den Modulen und den Abschluss der dazugehörigen Prüfungen, 
das Absolvieren der Praxiselemente sowie durch die Bachelorarbeit sind insgesamt 180 
Leistungspunkte zu erwerben. Entsprechend sind pro Semester in der Regel 30 
Leistungspunkte zu erwerben. Je nach Lehramt und Profil des Bachelor verteilen sich 
die Leistungspunkte gemäß den Vorgaben der §§ 7 bis 11. Das Nähere regeln die 
Fächerspezifischen Bestimmungen. 
(3) Die Lehrveranstaltungen können im Wahlpflicht- und Wahlbereich nach Zustimmung 
des jeweiligen Prüfungsausschusses unter Beachtung hochschulrechtlicher Vorgaben 
auch in englischer Sprache angeboten werden. Informationen hierüber sind den 
Modulbeschreibungen der Modulhandbücher zu entnehmen.  
 
§ 7  
Lehramt an Grundschulen 
(1) Die Leistungspunkte (LP) für das Bachelorstudium im Lehramt an Grundschulen 
verteilen sich wie folgt: 
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 38 LP auf den Lernbereich Sprachliche Grundbildung (Lernbereich I), darin 
enthalten sind 3 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 38 LP auf den Lernbereich Mathematische Grundbildung (Lernbereich II), darin 
enthalten sind 3 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 38 LP auf den Lernbereich III oder ein Unterrichtsfach, darin enthalten sind 3 
LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 9 LP auf ein vertieftes Studium des Lernbereichs I, II oder III (bzw. des statt 
eines Lernbereichs III gewählten Unterrichtsfachs),  
 43 LP auf Bildungswissenschaften, darin enthalten sind 10 LP für die 
Praxiselemente sowie 6 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 6 LP auf Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte,  
 8 LP auf die Bachelorarbeit.  
(2) Als Lernbereich III kann der Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften 
(Sachunterricht) gewählt werden. Anstelle des Lernbereichs III kann ein Unterrichtsfach 
gewählt werden. Als Unterrichtsfach stehen folgende Fächer zur Auswahl: Englisch, 
Kunst, Musik, Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre und Sport.  
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 8  
Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen verteilen 
sich wie folgt: 
 je 53 LP auf Unterrichtsfächer 1 und 2, darin enthalten sind je 3 LP Diagnose 
und individuelle Förderung, 
 57 LP auf Bildungswissenschaften, darin enthalten sind 10 LP für die 
Praxiselemente sowie 6 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 9 LP auf Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte,  
 8 LP auf die Bachelorarbeit.  
(2) Als eines der beiden Unterrichtsfächer ist Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, 
Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre oder Sozialwissenschaften zu 
wählen. Als zweites Unterrichtsfach kann neben den in Satz 1 genannten Fächern eines 
der folgenden Fächer gewählt werden: Kunst, Musik, Sport, Technik oder 
Textilgestaltung. Evangelische und Katholische Religionslehre können nicht 
miteinander kombiniert werden. 
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 9 
Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen verteilen sich 
wie folgt:  
 je 68 LP auf die Unterrichtsfächer 1 und 2, darin enthalten sind je 3 LP 
Diagnose und individuelle Förderung, 
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 30 LP auf Bildungswissenschaften, darin enthalten sind 10 LP für die 
Praxiselemente sowie 6 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 6 LP auf Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte,  
 8 LP auf die Bachelorarbeit.  
(2) Als eines der beiden Fächer ist Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, Physik, 
Evangelische Religionslehre oder Katholische Religionslehre zu wählen. Als zweites 
Unterrichtsfach kann neben den in Satz 1 genannten Fächern eines der folgenden 
Fächer gewählt werden: Informatik, Kunst, Musik, Philosophie, Psychologie, 
Sozialwissenschaften oder Sport. Evangelische und Katholische Religionslehre können 
nicht miteinander kombiniert werden. Anstelle von zwei Unterrichtsfächern kann auch 
nur das Unterrichtsfach Kunst treten (136 Leistungspunkte). Dabei kann im Bachelor 
das Fach Kulturanthropologie des Textilen studiert werden. Eines der Unterrichtsfächer 
kann mit dem Studium einer der folgenden sonderpädagogischen Fachrichtungen 
verbunden werden: Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung, 
Förderschwerpunkt Sehen. 
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 10 
Lehramt an Berufskollegs 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Berufskollegs verteilen sich wie folgt:  
 je 68 LP auf Fach 1 und 2, darin enthalten sind je 3 LP Diagnose und 
individuelle Förderung, 
 30 LP auf Bildungswissenschaften, darin enthalten sind 10 LP für die 
Praxiselemente sowie 6 LP Diagnose und individuelle Förderung, 
 6 LP auf Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte 
und 
 8 LP auf die Bachelorarbeit.  
(2) Als Fach 1 oder 2 kann entweder eine berufliche Fachrichtung oder ein Unterrichtsfach 
gewählt werden. Als berufliche Fachrichtungen kommen in Betracht: Elektrotechnik, 
Maschinenbautechnik, Sozialpädagogik, Wirtschaftswissenschaften. Als 
Unterrichtsfach sind folgende Fächer wählbar: Chemie, Deutsch, Englisch, Informatik, 
Kunst, Mathematik, Musik, Physik, Psychologie, Evangelische Religionslehre, 
Katholische Religionslehre, Sport. Wird keine berufliche Fachrichtung als Fach 1 oder 2 
gewählt, ist als eines der beiden Fächer Mathematik, Informatik, Physik oder Chemie zu 
wählen. Eines der Unterrichtsfächer nach Satz 3 oder eine der beruflichen 
Fachrichtungen kann mit dem Studium einer der folgenden sonderpädagogischen 
Fachrichtungen verbunden werden: Förderschwerpunkt körperliche und motorische 
Entwicklung, Förderschwerpunkt Lernen, Förderschwerpunkt Sehen, 
Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung, Förderschwerpunkt Sprache.  
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 11  
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
(1) Die Leistungspunkte für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung verteilen sich 
wie folgt: 
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 je 38 LP auf Fach 1 und 2, darin enthalten sind je 3 LP Diagnose und 
individuelle Förderung, 
 34 LP auf die 1. sonderpädagogische Fachrichtung, 
 36 LP auf die 2. sonderpädagogische Fachrichtung, darin enthalten sind 2 LP 
für die Praxiselemente, 
 20 LP auf Bildungswissenschaften, darin enthalten sind 8 LP für die 
Praxiselemente, 
 6 LP auf Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte, 
 8 LP auf die Bachelorarbeit. 
(2) Die nachfolgenden Unterrichtsfächer und Lernbereiche können als Fach 1 und 2 
gewählt werden: Sprachliche Grundbildung, Mathematische Grundbildung, Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften (Sachunterricht), Chemie, Deutsch, Englisch, Kunst, 
Mathematik, Musik, Physik, Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre, 
Sport, Technik und Textilgestaltung. Als eines der beiden Fächer ist der Lernbereich 
Mathematische Grundbildung oder der Lernbereich Sprachliche Grundbildung oder das 
Unterrichtsfach Deutsch oder das Unterrichtsfach Mathematik zu wählen. 
(3) Als erste sonderpädagogische Fachrichtung ist der Förderschwerpunkt Lernen, der 
Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung oder der Förderschwerpunkt 
Sehen zu wählen. Als zweite sonderpädagogische Fachrichtung kann der jeweils andere 
Förderschwerpunkt oder einer der folgenden Förderschwerpunkte gewählt werden: 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, Förderschwerpunkt körperliche und 
motorische Entwicklung, Förderschwerpunkt Sehen oder Förderschwerpunkt Sprache. 
Wird der Förderschwerpunkt Sehen als erste sonderpädagogische Fachrichtung belegt, 
darf abweichend von Satz 2 als zweite sonderpädagogische Fachrichtung nur der 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung oder der Förderschwerpunkt körperliche und 
motorische Entwicklung gewählt werden. 




(1) Das Bachelorstudium umfasst zwei schulpraktische Ausbildungselemente,  
1. ein mindestens einmonatiges Orientierungspraktikum und  
2. ein mindestens vierwöchiges schulisches oder außerschulisches 
Berufsfeldpraktikum. 
(2) Das Orientierungspraktikum soll im ersten Studienjahr absolviert werden. Ziel des 
Orientierungspraktikums ist eine erste kritisch analytische Auseinandersetzung mit der 
Schulpraxis sowie die Entwicklung einer professionsorientierten Perspektive für das 
weitere Studium. Durch das Praktikum werden 5 Leistungspunkte erworben, davon 
entfallen 3 Leistungspunkte auf die Tätigkeit an einer Schule und 2 Leistungspunkte auf 
die Begleitung durch die Hochschule. Die universitäre Begleitung erfolgt für die 
Lehrämter an Grundschulen, an Grund-, Haupt-, Real- und Gesamtschulen, an 
Gymnasien und Gesamtschulen sowie an Berufskollegs durch die Fakultät 
Erziehungswissenschaft und Soziologie, für das Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung durch die Fakultät Rehabilitationswissenschaften. 
(3) Das Berufsfeldpraktikum soll im zweiten Studienjahr absolviert werden. Ziel dieses 
Praktikums ist, den Studierenden konkretere berufliche Perspektiven innerhalb oder 
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außerhalb des Schuldienstes zu eröffnen. Im Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung ist das Praktikum in einem Berufsfeld außerhalb der Schule zu absolvieren. 
Studierende in den übrigen Lehrämtern können das Berufsfeldpraktikum nach 
Maßgabe des jeweiligen Faches sowohl in einer Schule als auch im außerschulischen 
Bereich absolvieren. Die Praktikumseinrichtung, in der das Berufsfeldpraktikum 
absolviert werden soll, ist im außerschulischen Bereich von den Studierenden auf der 
Basis der Vorgaben der Praktikumsordnung selbst vorzuschlagen. Durch das Praktikum 
werden 5 Leistungspunkte erworben, davon entfallen 3 Leistungspunkte auf die 
praktische Tätigkeit und 2 Leistungspunkte auf die  Begleitung durch die Hochschule. 
Die universitäre Begleitung erfolgt für die Lehrämter an Grundschulen, an Grund-, 
Haupt-, Real- und Gesamtschulen, an Gymnasien und Gesamtschulen sowie an 
Berufskollegs durch die jeweils zuständigen Fächer und für das Lehramt für 
sonderpädagogische Förderung durch die Fakultät Rehabilitationswissenschaften. 
(4) Studierende im Lehramt an Berufskollegs müssen für die Aufnahme in den 
Vorbereitungsdienst zusätzlich eine einschlägige fachpraktische Tätigkeit von 12 
Monaten Dauer nachweisen. Davon sind mindestens 6 Monate einer fachpraktischen 
Tätigkeit bis zur Anmeldung der Masterarbeit nachzuweisen. Das Nähere regeln die 
Fächerspezifischen Bestimmungen. 
(5) Das Nähere regelt die Praktikumsordnung. 
 
§ 13  
Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Jedes Modul wird in der Regel mit einer Prüfung abgeschlossen. In besonders 
begründeten Fällen können auch mehrere Module mit einer Prüfung abgeschlossen 
werden. Die benotete Modulprüfung ist die Regelform des Modulabschlusses. Der 
Modulabschluss kann alternativ auch durch mehrere benotete Teilleistungen erfolgen. 
Module der ersten beiden Semester können auch mit einer unbenoteten Modulprüfung 
oder unbenoteten Teilleistungen abgeschlossen werden. Die Prüfungen werden 
studienbegleitend insbesondere in Form von Klausurarbeiten, Hausarbeiten, 
mündlichen Prüfungen und fachpraktischen Prüfungen erbracht. Die jeweils 
verantwortlichen Lehrenden können auf Grundlage der jeweiligen Fächerspezifischen 
Bestimmungen andere geeignete Prüfungsformen festlegen. Prüfungen können in Form 
von Einzelleistungen oder Gruppenleistungen abgelegt werden sowie im Einvernehmen 
von Prüferin / Prüfer mit den Studierenden in deutscher oder englischer Sprache 
erbracht werden. Form und Umfang der Prüfungen sowie die jeweils zugelassenen 
Hilfsmittel sind in den Modulbeschreibungen der Modulhandbücher festgelegt. 
(2) Zu jeder Prüfung ist eine Anmeldung bis spätestens zwei Wochen vor dem Beginn der 
jeweiligen Prüfung erforderlich. Der Anmeldezeitraum muss mindestens zwei Wochen 
betragen. Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen Prüfungen bis 
zu einer Woche vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prüfungen bis 
zu einem Tag vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Die oder der Studierende 
gilt dann als nicht zu der Prüfung angemeldet.  
(3) Die Termine für schriftliche Prüfungen werden von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier 
Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche 
Prüfungen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt 
gegeben. Die individuellen Termine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt 
gegeben. 
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(4) Studierende im Lehramt an Grundschulen erklären zum Ende der vorlesungsfreien Zeit 
des ersten Fachsemesters, spätestens mit der Anmeldung zu einer ersten Prüfung im 
zweiten Fachsemester, welcher Lernbereich bzw. welches Unterrichtsfach vertieft 
studiert wird. Der gewählte Vertiefungsbereich für das Bachelorstudium im Lehramt an 
Grundschulen kann vor dem endgültigen Nichtbestehen zwei Mal gewechselt werden. 
(5) Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein 
Studiengang abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren 
endgültigem Nichtbestehen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von 
mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer im 
Sinne des § 16 zu bewerten. Darüber hinaus sind mündliche Prüfungen stets von 
mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder von einer Prüferin oder einem Prüfer in 
Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers 
abzunehmen. Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen ist den Studierenden 
nach spätestens 8 Wochen bekannt zu geben. Absatz 7 bleibt unberührt. 
(6) Für Modulprüfungen ist für Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von mindestens 50 
Minuten und maximal vier Stunden Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 
mindestens 30 und maximal 45 Minuten pro Studierender oder Studierendem 
vorzusehen. Für Teilleistungen ist für Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von 
mindestens 50 Minuten und maximal zwei Stunden Dauer und für mündliche Prüfungen 
eine Dauer von 15 bis 30 Minuten pro Studierender oder Studierendem vorzusehen. Bei 
Gruppenprüfungen verlängert sich die Prüfungszeit entsprechend. 
(7) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 
Klausurarbeiten können ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren (sog. Single-
Choice oder Multiple-Choice) durchgeführt werden. Insbesondere bei Anwendung 
dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die Prüfungsaufgaben auf die in den 
Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen vermittelten Inhalte und 
erforderlichen Kenntnisse abgestellt sind und zuverlässige Prüfungsergebnisse 
ermöglichen. Bei Klausurarbeiten, die im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden 
und von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer zu 
bewerten sind, werden die Prüfungsfragen von beiden gemeinsam erarbeitet. Bei der 
Aufstellung von Prüfungsfragen für Klausurarbeiten im Antwort-Wahl-Verfahren ist 
festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. Bei einer ganz 
überwiegend im Antwort-Wahl-Verfahren zu erbringenden Prüfungsleistung sind von 
den Prüferinnen und Prüfern mindestens vierzehn Tage vor dem Beginn des 
Anmeldezeitraums die Bewertungskriterien bekanntzugeben.  
(8) Bei mündlichen Prüfungsleistungen sind die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse 
der Prüfung in den einzelnen Fächern in einem Protokoll festzuhalten. Wird eine 
mündliche Prüfung vor einer Prüferin oder einem Prüfer abgelegt, hat dieser bzw. dieser 
vor der Festsetzung der Note gemäß § 21 Absatz 1 die Beisitzerin oder den Beisitzer zu 
hören. Wird eine mündliche Prüfung vor zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer 
Prüferin und einem Prüfer abgelegt, legt jede Prüferin oder jeder Prüfer eine Einzelnote 
für die mündliche Prüfungsleistung gemäß § 21 Absatz 1 fest. Die Noten der 
mündlichen Prüfungsleistung werden aus dem arithmetischen Mittel der beiden 
Einzelnoten entsprechend § 21 Absatz 7 und 8 ermittelt. Das Ergebnis der Prüfung ist 
den Studierenden im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. 
Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung 
unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als 
Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen, es sei denn, die oder der zu prüfende 
Studierende widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der 
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Prüfung können diese Personen von der Prüferin oder dem Prüfer als Zuhörerin bzw. 
Zuhörer ausgeschlossen werden. 
(9) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen 
Lehrveranstaltungen Studienleistungen verlangt werden. Das erfolgreiche Bestehen 
aller in einem Modul geforderten Studienleistungen ist Voraussetzung für die Teilnahme 
an der jeweiligen Modulprüfung. Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in 
Form und Umfang deutlich unterhalb der Anforderungen einer Modulprüfung oder 
Teilleistung. Soweit die Art der Studienleistung nicht in den Fächerspezifischen 
Bestimmungen definiert ist, wird sie von der Lehrenden / dem Lehrenden jeweils zu 
Beginn der Veranstaltung bekannt gemacht. Studienleistungen können benotet oder 
mit bestanden bzw. nicht bestanden bewertet werden. § 21 Absatz 4 b) findet keine 
Anwendung. Die Noten der Studienleistungen gehen nicht in die Berechnung der 
Modulnote ein. 
(10) Exkursionen, Sprachkurse, Praktika, praktische Übungen oder vergleichbare 
Veranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele 
eine regelmäßige aktive Beteiligung der Studierenden erforderlich und verhältnismäßig 
ist, kann eine Anwesenheitspflicht gelten. Diese wird von der oder dem Lehrenden in 
Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss im Sinne des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. Dabei ist im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen 
Lehrveranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang 
die Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das 
Lernziel auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten 
Arbeitsgemeinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen 
Voraussetzungen ist ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der 
verfassungsrechtlichen Rechtfertigung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine 
pauschale und vom Einzelfall losgelöste Feststellung der Notwendigkeit einer 
Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. Anwesenheitspflichtige Veranstaltungen 
sollen über die jeweiligen Dekanate der Fakultäten dokumentiert werden. Die genaue 
Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter Form zu 
Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 
(11) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung 
nicht in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form oder Frist abzulegen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Bei 
Zweifeln wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter 
Studierender (z. B. Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums für 
HochschulBildung an der Technischen Universität Dortmund) beteiligt. 
Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie 
Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender 
Kinder, die Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen 
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder einer / eines in gerader 




Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Bachelorprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
(1) Prüfungen können, wenn sie nicht bestanden sind oder als nicht bestanden gelten, 
zweimal wiederholt werden. Die Fächerspezifischen Bestimmungen können darüber 
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hinaus die Möglichkeit einer mündlichen Ergänzungsprüfung vorsehen. Die 
Bachelorarbeit kann einmal wiederholt werden. Bestandene Prüfungen können nicht 
wiederholt werden.  
(2) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 180 Leistungspunkte aus den 
studienbegleitenden Prüfungen, der Ableistung von Praktika und für die Bachelorarbeit 
erworben wurden.  
(3) Ein Fach (Unterrichtsfach / Lernbereich / berufliche Fachrichtung / 
sonderpädagogische Fachrichtung) ist endgültig nicht bestanden, wenn ein 
Pflichtmodul endgültig nicht bestanden ist oder wenn in Wahlbereichen die 
erforderliche Mindestpunktzahl nicht mehr erreicht werden kann. Ist ein Fach endgültig 
nicht bestanden, so kann die / der Studierende darin ihr / sein Studium nicht 
fortsetzen. Der Wechsel in ein anderes Fach ist grundsätzlich möglich. Die 
Fächerspezifischen Bestimmungen können Einschränkungen für verwandte Fächer 
vorsehen. 
(4) Ein Lehramtsstudium ist endgültig nicht bestanden, wenn ein lehramtsspezifisches 
Pflichtmodul (Modul Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit 
Zuwanderungsgeschichte oder Profilmodul in Bildungswissenschaften) endgültig nicht 
bestanden ist. Der Wechsel in ein anderes Lehramt ist grundsätzlich möglich. 
(5) Der Bachelorstudiengang ist endgültig nicht bestanden, wenn 
a) die Abschlussarbeit nach einmaliger Wiederholung endgültig nicht bestanden ist 
oder als nicht bestanden gilt oder 
b) nach endgültigem Nichtbestehen eines Moduls kein Fach- / Lehramtswechsel 
mehr möglich ist oder 
c) im Bereich Bildungswissenschaften ein erziehungswissenschaftliches Kernmodul 
oder das Modul Diagnose und Förderung endgültig nicht bestanden wird. 
(6) Ist die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfung als nicht 
bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin 
oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten eine Bescheinigung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; 
aufgenommen wird der Zusatz, dass diese Bescheinigung nicht für die Vorlage an einer 




(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben bilden die Fakultäten Prüfungsausschüsse für die Fächer.  
(2) Ein Prüfungsausschuss gemäß Absatz 1 besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier 
Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen / Hochschullehrer, einem 
Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen / Mitarbeiter sowie zwei 
Mitgliedern aus der Gruppe der Studierenden. Die Mitglieder werden von dem 
Fakultätsrat bzw. den Fakultätsräten nach Gruppen getrennt für zwei Jahre, die 
Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der 
Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
sowie die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der / des Vorsitzenden und deren / 
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dessen Stellvertreterin / Stellvertreter werden von dem Fakultätsrat bzw. den 
Fakultätsräten Vertreterinnen / Vertreter gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 
ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im 
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen und für die Abstimmung von 
fakultätsübergreifenden Frage- und Problemstellungen. Darüber hinaus hat der 
Prüfungsausschuss dem Fakultätsrat bzw. den Fakultätsräten regelmäßig, mindestens 
einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er 
gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der 
Prüfungsausschuss kann die Erledigung bestimmter Aufgaben (z.B. 
Anerkennungsfragen, Eilentscheidungen etc.) im Rahmen der laufenden Geschäfte der 
oder dem Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen über 
Widersprüche und den Bericht an den Fakultätsrat bzw. die Fakultätsräte.  
(4) Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erledigung seiner Aufgaben der Verwaltungshilfe 
der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund bedienen. 
(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden 
oder deren bzw. dessen Vertreterin oder Vertreter und einem weiteren Mitglied aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens zwei weitere 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen 
Entscheidungen nicht mit. Als solche gelten insbesondere die Beurteilung, die 
Anerkennung von Prüfungsleistungen, die Festlegung von Prüfungsaufgaben und die 
Bestellung der Prüferinnen und Prüfer sowie der Beisitzerinnen und Beisitzer. 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die 
Prüferinnen und Prüfer sowie die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. 
(8) Die Prüfungsausschüsse verantworten Prüfungen und Prüfungsverfahren für die 




Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzerinnen und 
Beisitzer gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer 
dürfen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der beteiligten Fakultäten sowie 
weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. 
Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt werden, wer eine Diplom-, Magister-, 
Master- oder Bachelorprüfung oder ein erstes Staatsexamen im entsprechenden 
Fachgebiet bestanden hat oder entsprechende einschlägige Qualifikationen 
nachweisen kann. 
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(2) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) Die Kandidatinnen und Kandidaten können für die Bachelorarbeit (Thesis) eine Prüferin 
oder einen Prüfer vorschlagen (§ 23 Absatz 2). Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit 




Anerkennung von Prüfungsleistungen, 
Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 
findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle 
Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
 
§ 18 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe 
nicht erscheint oder wenn sie bzw. er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von 
der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder 
dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines 
deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder 
des Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem 
nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest 
hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die 
Studierende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war 
und vernünftigerweise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 
Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der 
Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines 
Vertrauensarztes der Technischen Universität Dortmund verlangen. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht an, wird 
dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 
gilt diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. 
Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein 
Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die jeweilige Prüferin 
/ der jeweilige Prüfer. Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine 
Täuschung im Sinne von Satz 1 durch die Aufsichtsführende / den Aufsichtsführenden 
festgestellt, protokolliert diese / dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. 
Die jeweilige Prüferin oder der jeweilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet wird. Eine Kandidatin / ein 
Kandidat, die / der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
Prüferin / dem Prüfer oder der oder dem Aufsichtsführenden in der Regel nach 
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Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem Fall gilt 
die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ 
bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidung sind aktenkundig zu machen. In 
schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der Prüfungsausschuss die 
Kandidatin oder der Kandidat von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen 
ausschließen. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen und Kandidaten bei Modulprüfungen 
oder Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie bzw. er die Arbeit – 
bei einer Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – 
selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 22 Absatz 10 
bleibt unberührt. 
(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Vor der Entscheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit 





Zulassung zur Bachelorprüfung 
(1) Mit der Immatrikulation in den Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen 
Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 52 
Absatz 2 HG gilt eine Studierende / ein Studierender als zu den Prüfungen dieses 
Studiengangs zugelassen, es sei denn, die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu versagen.  
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die Kandidatin oder der Kandidat die in den jeweiligen Fächerspezifischen 
Bestimmungen festgelegten besonderen Zugangsvoraussetzungen nicht erfüllt 
oder 
2. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem gewählten Fach- oder Lehramtsstudium an der Technischen 
Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem eine 
erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder  
3. der Kandidatin oder dem Kandidaten nach abgelegter Prüfung in einem der 
vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des 
Prüfungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das 




Die Bachelorprüfung setzt sich zusammen aus studienbegleitenden Prüfungen, der 
Bachelorarbeit und den Praxisphasen, in denen insgesamt 180 Leistungspunkte zu erwerben 
sind. Das Bachelorstudium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die erforderlichen Module 
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und die Bachelorarbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bestanden wurden. Die weitere 
Aufteilung ergibt sich aus den §§ 7 bis 11. 
 
§ 21  
Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 
Bildung von Noten 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen 
und Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung 
2 = gut   = eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen  
      Anforderungen entspricht 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  
      Anforderungen nicht mehr genügt 
 
Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten 
um 0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 
(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in 
der Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem 
Notenmaßstab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet 
werden: 
bestanden  = eine Leistung, die mindestens den Anforderungen 
genügt 
nicht bestanden =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 
  den Anforderungen nicht mehr genügt. 
(3) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn 
das Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder bestanden bewertet worden ist.  
(4) Eine Klausur, welche ausschließlich im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wurde, 
gilt als bestanden wenn 
a) 60% der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 
b) die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22% die durchschnittliche 
Prüfungsleistung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die an der 
Prüfung teilgenommen haben. 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015          Seite 93 
 
(5) Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat die Mindestpunktzahl gemäß Absatz 4 erreicht 
und damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
 1 = sehr gut, falls sie bzw. er mindestens 75% 
 2 = gut, falls sie bzw. er mindestens 50% aber weniger als 75% 
 3 = befriedigend, falls sie bzw. er mindestens 25% aber weniger als 50% 
 4 = ausreichend, falls sie bzw. er keine oder weniger als 25% 
 der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht hat. 
(6) Wird eine Klausur nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, so werden 
die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 bewertet. Die 
übrigen Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Aus beiden 
Bewertungen wird die Note der Klausur ermittelt, wobei die Anteile der jeweils zu 
erreichenden Gesamtpunktzahlen berücksichtigt werden. Absatz 7 und 8 gelten 
entsprechend. 
(7) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig 
die Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem 
arithmetischen Mittel der mit den entsprechenden Leistungspunkten gewichteten, 
nicht gerundeten Noten der im Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten 
Teilleistungen. Teilleistungen müssen mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder 
bestanden bewertet worden sein. 
(8) Die Modulnoten lauten in Worten: 
bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut 
bei einem Durchschnittswert über 1,5 bis 2,5 = gut 
bei einem Durchschnittswert über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 
bei einem Durchschnittswert über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 
bei einem Durchschnittswert über 4,0 = nicht ausreichend. 
Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
(9) Werden mehr Module abgeschlossen als nach den entsprechenden Fächerspezifischen 
Bestimmungen gefordert, so sind unter Beachtung der nach dieser Prüfungsordnung 
festgelegten Mindesterfordernisse die Module mit den schlechtesten Noten für die 
Fachnote nicht zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten sind die später absolvierten 
Module nicht zu berücksichtigen. Eine andere Berücksichtigung ist auf Antrag der 
Kandidatin / des Kandidaten möglich. 
(10) Die Fachnote für die jeweiligen Lernbereiche, Unterrichtsfächer, beruflichen 
Fachrichtungen, sonderpädagogischen Fachrichtungen und für die 
Bildungswissenschaft errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der gemäß Absatz 
7 und 8 gebildeten Modulnoten des jeweiligen Faches, wobei die einzelnen Modulnoten 
mit der jeweiligen Zahl von Leistungspunkten gewichtet werden. Absatz 7 gilt 
entsprechend. 
(11) Die Gesamtnote der Bachelorprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Fachnoten gemäß Absatz 9 einschließlich der Bildungswissenschaften, der Note des 
Moduls Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte und der 
Note der Bachelorarbeit, wobei die einzelnen Noten mit der jeweiligen Gesamtzahl der 
Leistungspunkte des jeweiligen Faches bzw. Moduls gewichtet werden. Bei der Bildung 
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der Gesamtnote werden zwei Dezimalstellen ausgewiesen, Notenwerte mit der 
Dezimalstelle 5 werden abgerundet. Absatz 8 gilt entsprechend. 
(12) Die Fachnoten werden zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit 
Transfer System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle 
benoteten Prüfungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender 
Beschluss des jeweiligen Prüfungsausschusses erforderlich. Die Grade nach ECTS 
werden wie folgt ausgewiesen: 
A =  in der Regel die besten ca. 10% der erfolgreichen Studierenden; 
B =  in der Regel die nächsten ca. 25% der erfolgreichen Studierenden; 
C =  in der Regel die nächsten ca. 30% der erfolgreichen Studierenden; 
D =  in der Regel die nächsten ca. 25% der erfolgreichen Studierenden; 
E =  in der Regel die nächsten ca. 10% der erfolgreichen Studierenden. 
(13) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten 
der letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die 
Bezugsgruppe aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll 
bei der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange 
keine statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung 
stehen, werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren 
Vergabe kann durch Beschluss des Prüfungsausschusses auf die Ausweisung von 
ECTS-Graden verzichtet werden. Entsprechende Hinweise erscheinen im 
Abschlussdokument. Bei der Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist nach dem 
Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. Darüber hinaus kann in sachlich 
begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der Vergleichsgruppe erfolgen. 





(1) In den Fächerspezifischen Bestimmungen ist festzulegen, welche Leistungen vor 
Anmeldung der Bachelorarbeit erbracht werden müssen. Durch die Bachelorarbeit 
werden 8 Leistungspunkte erworben.  
(2) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
bzw. künstlerischen Methoden zu bearbeiten. Die Bachelorarbeit kann je nach Lehramt 
entweder in einem Unterrichtsfach, in einem Lernbereich, in einer beruflichen 
Fachrichtung, einer sonderpädagogischen Fachrichtung oder in den 
Bildungswissenschaften angefertigt werden. Die Kandidatin oder der Kandidat kann 
Vorschläge für das Thema der Arbeit machen. Die Ausgabe des Themas erfolgt über die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses; der Zeitpunkt der 
Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 
(3) Die Bachelorarbeit kann im Einvernehmen zwischen Betreuerin oder Betreuer und 
Kandidatin oder Kandidat auch in englischer Sprache erbracht werden. 
(4) Die Bachelorarbeit kann von jeder Hochschullehrerin oder jedem Hochschullehrer und 
jeder / jedem Habilitierten des Faches, die bzw. der in Forschung und Lehre tätig ist, 
ausgegeben und betreut werden. Andere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
die die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses zur Betreuerin bzw. zum Betreuer bestellt werden. 
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(5) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer 
benennen, sorgt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, 
dass die Kandidatin bzw. der Kandidat ein Thema für die Bachelorarbeit und eine 
Betreuerin oder einen Betreuer erhält. 
(6) Die Bachelorarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Bachelorarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 
bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu 
bewertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 2 erfüllt. 
(7) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit beträgt acht Wochen. Auf Antrag der 
Betreuerin / des Betreuers an den Prüfungsausschuss kann die Bearbeitungszeit bei 
einer empirischen oder künstlerischen Bachelorarbeit um bis zu 4 Wochen verlängert 
werden. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die 
Arbeit innerhalb dieser Frist abgeschlossen werden kann. Auf begründeten Antrag der 
Kandidatin oder des Kandidaten kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer 
ausnahmsweise eine Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen 
gewähren. Ein Verlängerungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der 
Bearbeitungszeit an den Prüfungsausschuss zu stellen. 
(8) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vierzehn 
Tage zurückgegeben werden; die Bachelorarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(9) Der Umfang der Bachelorarbeit ist in den Fächerspezifischen Bestimmungen zu regeln. 
(10) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt 
zu versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße 
Zitate kenntlich gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte 
Beiträge aufzunehmen. Für die eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher 
Vordruck der Zentralen Prüfungsverwaltung zu verwenden und bei Abgabe der 
Bachelorarbeit als fester Bestandteil der Bachelorarbeit unterschrieben einzubinden. 
 
§ 23 
Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss – soweit in den 
Fächerspezifischen Bestimmungen nichts anderes geregelt ist – schriftlich in 
zweifacher Ausfertigung und zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur 
Plagiatserkennung verwendbaren elektronischen Fassung abzuliefern; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Posteinlieferung gilt das Datum des 
Poststempels. Wird die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) Die Bachelorarbeit ist von zwei Prüferinnen bzw. Prüfern oder einer Prüferin und einem 
Prüfer zu begutachten und zu bewerten. Eine oder einer der Prüferinnen bzw. Prüfer 
soll die Betreuerin bzw. der Betreuer der Arbeit sein. Die zweite Prüferin oder der zweite 
Prüfer wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die 
einzelne Bewertung ist entsprechend § 21 vorzunehmen und schriftlich zu begründen.  
(3) Die Note der Bachelorarbeit gemäß § 21 wird aus dem arithmetischen Mittel der 
Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die 
Differenz mehr als 2,0 oder bewertet nur eine Prüferin oder ein Prüfer die 
Bachelorarbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird vom Prüfungsausschuss 
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eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Bachelorarbeit bestimmt. 
In diesem Fall wird die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mittel der 
beiden besseren Noten gebildet. Die Bachelorarbeit kann jedoch nur dann als 
„ausreichend“ (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten 
„ausreichend“ oder besser sind. § 21 Absatz 7 und 8 gelten entsprechend. 
(4) Die Bewertung der Bachelorarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandidaten spätestens 3 




(1) Studierende können vor dem Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen der 
Bachelorprüfung in den Fächern, in denen sie eingeschrieben sind, in weiteren als den 
vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen erbringen. Mit diesen 
Prüfungsleistungen können keine Leistungspunkte erworben werden. 
(2) Zusatzqualifikationen werden bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 
einbezogen. Die Bewertung der Prüfungsleistungen wird auf Antrag der Kandidatin / des 
Kandidaten in das Transcript of Records aufgenommen.  
 
§ 25 
Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
(1) Über die bestandene Bachelorprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat 
spätestens vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. 
Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht 
wurde. In das Zeugnis sind aufzunehmen: 
 die Gesamtnote der Bachelorprüfung einschließlich des ECTS-Grades nach § 21 
Absatz 12 sowie das Thema und die Note der Bachelorarbeit,  
 die studierten Unterrichtsfächer, Lernbereiche, beruflichen Fachrichtungen bzw. 
sonderpädagogischen Fachrichtungen einschließlich der jeweiligen Fachnoten,  
 der Bereich Bildungswissenschaften sowie das Modul Deutsch für Schülerinnen 
und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte einschließlich der jeweiligen 
Fachnoten. 
(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die 
wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, 
die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. 
Das Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des 
Weiteren wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt 
(Transcript of Records). 
(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
zusätzliche Leistungen ausgewiesen, die nicht in die Modul- und Gesamtnote 
eingegangen sind. 
(4) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird auch vor Abschluss der 
Bachelorprüfung eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen 
(Notenbescheinigung) erstellt, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module 
mit den erworbenen Leistungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 
21 Absatz 1 enthält. Diese Bescheinigung kann höchstens einmal pro Semester 
beantragt werden.  
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(5) Das Zeugnis wird von der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des zuständigen 
Prüfungsausschusses unterschrieben. Zuständig ist der Prüfungsausschuss des 
Faches, in dem die Bachelorarbeit geschrieben wird.  
(6) Das Zeugnis und die Bescheinigungen werden auf Antrag der Kandidatin oder des 





(1) Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird eine Bachelorurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher Sprache sowie in englischsprachiger Übersetzung 
ausgehändigt. In der Bachelorurkunde wird die Verleihung des Bachelorgrades gemäß § 
4 beurkundet. § 25 Absatz 5 gilt entsprechend. 
(2) Die Bachelorurkunde wird von der Dekanin / dem Dekan der Fakultät, in der die 
Bachelorarbeit angefertigt wurde, und der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des 






Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Bachelorgrades 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der 
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei 
deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend 
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das 
Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und 2 ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige 
Prüfungszeugnis einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine 
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren 
nach Ausstellung des Zeugnisses ausgeschlossen. 
(5) Der Bachelorgrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich 
nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn 
wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen 
worden sind. Über die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat der Fakultät, in der 
die Bachelorarbeit angefertigt wurde, vgl. § 26 Absatz 2. 
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§ 28 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht gewährt. Zeit und Ort 
der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen und Prüfern festgelegt und spätestens 
mit der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse durch Aushang bekannt gegeben.  
(2) Die Einsicht in die weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezogenen 
Gutachten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen 
Prüfungen wird den Studierenden auf Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen drei 
Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei der / dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu stellen. Die / der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 29 
Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 in Kraft. Abweichend 
davon treten die Regelungen des § 11 Absatz 3 sowie des § 13 Absatz 9 Satz 6 mit 
Wirkung vom 1. Oktober 2014 in Kraft. 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben sind. 
(3) Für Studierende, die vor dem Wintersemester 2015 / 2016 erstmalig in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben worden sind gilt § 8 Absatz 2 Satz 1 mit der Maßgabe, dass neben den 
genannten Unterrichtsfächern auch das Unterrichtsfach Physik gewählt werden kann. 
Ein Wechsel in das Unterrichtsfach Physik im Rahmen des Lehramts an Haupt-, Real 
und Gesamtschulen ist nur bis zum 30. September 2015 möglich.  
(4) § 10 Absatz 2 Satz 4 gilt bis zum 30. September 2016 und ausschließlich für alle 
Studierende, die ab dem Wintersemester 2014 / 2015 erstmalig in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben worden sind sowie für alle Studierenden, die in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben sind und ab dem Wintersemester 2014 / 2015 das Lehramt, ein 
Unterrichtsfach, eine berufliche Fachrichtung oder eine sonderpädagogische 
Fachrichtung wechseln. Sofern § 10 Absatz 2 Satz 4 keine Anwendung findet, dürfen 
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Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Technischen Universität Dortmund 
vom 17. September 2015. 
 
Dortmund, den 24. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
  
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 




Fächerkombinationen, in denen ein Bachelor of Science vergeben wird (zu § 4) 
 
(1) Fächerkombinationen im Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen, in denen der 



































Chemie x x x x
Mathematik x x x x
































































Chemie  x x x x x x x 
Elektrotechnik x  x x x x x x 
Informatik    x     
Maschinenbautechnik x x x  x x x x 
Mathematik x x x x  x x x 
Physik x x x x x  x x 
Psychologie x x x x x x  x 
Wirtschaftswissenschaft x x x x x x x  
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Prüfungsordnung 
für den Lehramtsmasterstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 24. September 2015 
 
Aufgrund der §§ 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), des Lehrerausbildungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Lehrerausbildungsgesetz – LABG) vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), hat die Technische Universität Dortmund 





§ 1 Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
§ 2 Ziel des Studiums 
§ 3 Zugang zum Studium 
§ 4 Mastergrad 
§ 5 Regelstudienzeit und Leistungspunktesystem 
§ 6 Aufbau des Studiums 
§ 7 Lehramt an Grundschulen 
§ 8 Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen 
§ 9 Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen 
§ 10 Lehramt an Berufskollegs 
§ 11 Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
§ 12 Praxissemester 
§ 13 Prüfungen und Nachteilsausgleich 
§ 14 Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, endgültiges 
Nichtbestehen 
§ 15 Prüfungsausschuss 
§ 16 Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 17 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 




§ 19 Zulassung zur Masterprüfung 
§ 20 Masterprüfung 
§ 21 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von 
Leistungspunkten; Bildung von Noten 
§ 22 Masterarbeit (Thesis) 
§ 23 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
§ 24 Zusatzqualifikationen 
§ 25 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
§ 26 Masterurkunde 
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§ 27 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
§ 29 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
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Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für das Lehramtsmasterstudium an der Technischen 
Universität Dortmund. Sie regelt die grundlegenden Strukturen des Masterstudiums.  
(2) In den Fächerspezifischen Bestimmungen, die Bestandteil dieser Prüfungsordnung 
sind, sind die Inhalte und Anforderungen der einzelnen im Masterstudium angebotenen 
Fächer geregelt. Aus den Fächerspezifischen Bestimmungen ergeben sich die zu 
studierenden Module und die ihnen jeweils zugeordneten Prüfungen, die Form der 
Benotung und die Leistungspunkte sowie gegebenenfalls Zulassungsvoraussetzungen 
für Prüfungen.  
(3) In den Modulbeschreibungen der Modulhandbücher sind die einzelnen 
Studienelemente, deren Lehrinhalte und die zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. 
Sie sind nicht Bestandteil der Prüfungsordnung. Sie werden durch die zuständigen 
Fakultätsräte beschlossen und sind dem Rektorat über das zuständige Fachdezernat 
(Dezernat 4.4) anzuzeigen. 
(4) Die Masterprüfungsordnung gilt für folgende Lehrämter: 
 Lehramt an Grundschulen (G) 
 Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen (HRGe) 
 Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen (GyGe) 
 Lehramt an Berufskollegs (BK) 
 Lehramt für sonderpädagogische Förderung (SP). 
 
§ 2 
Ziel des Studiums 
Das Masterstudium dient dem Erwerb der wissenschaftlichen Grundlagen für den gewählten 
Lehramtsstudiengang. Es umfasst am Ausbildungsziel orientierte bildungswissenschaftliche 
bzw. fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien sowie ein Praxissemester. Das 
Studium  orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen Kompetenzen für 
Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie Schulentwicklung, 
Evaluation und Qualitätssicherung. Das Masterstudium bereitet auf den Vorbereitungsdienst 
für das jeweilige Lehramt vor. Mit Absolvierung des Masterstudiums wird ein weiterer 
berufsqualifizierender Abschluss erworben. 
 
§ 3 
Zugang zum Studium 
(1) Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme des Masterstudiums ist der erfolgreiche 
Abschluss eines Lehramtsbachelorstudiums gemäß der Prüfungsordnung für den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund in der jeweils 
geltenden Fassung. Der Mastergrad kann in der Regel nur in dem Lehramt erworben 
werden, in dem bereits ein Bachelorabschluss erworben wurde. Bei anderen 
Bachelorabschlüssen oder vergleichbaren Abschlüssen nach einem Studium von 
mindestens sechs Semestern an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
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Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes ist durch den Prüfungsausschuss festzustellen, 
dass keine wesentlichen Unterschiede zu dem in Satz 1 genannten Abschluss und 
Studiengang vorliegen. Der Prüfungsausschuss kann eine Zulassung mit Auflagen zur 
erfolgreichen Absolvierung fehlender Prüfungsleistungen aussprechen oder die 
Zulassung ablehnen. Auflagen können mit einem Umfang von höchstens 30 
Leistungspunkten verlangt werden und müssen bis zur Anmeldung der Masterarbeit (§ 
22) erfolgreich nachgewiesen werden. Die Fächerspezifischen Bestimmungen können 
darüber hinausgehend besondere Regelungen für den Zugang zum Studium enthalten. 
(2) Im Masterstudium können nur die Fächer fortgeführt werden, in denen bereits ein 




Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund den Grad 
Master of Education.  
 
§ 5 
Regelstudienzeit und Leistungspunktesystem 
(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester (zwei Jahre). 
Lehrangebot und Prüfungsanforderungen sind so zu gestalten, dass ein 
Studienabschluss in der Regelstudienzeit erfolgen kann.  
(2) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 
European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. Leistungspunkte werden für 
erfolgreich und vollständig absolvierte Module am Ende des Moduls vergeben. Ein 
Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt und 
wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) von etwa 30 
Stunden erfordert. Die Fächerspezifischen Bestimmungen regeln die Zuordnung von 
Leistungspunkten zu Modulen und Prüfungsleistungen. 
 
§ 6 
Aufbau des Studiums 
(1) Das Studium gliedert sich in Module, die sich jeweils über maximal zwei aufeinander 
folgende Semester erstrecken. Diese Module sind inhaltlich und zeitlich abgerundete, 
in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von in der Regel mindestens 5 
Leistungspunkten. Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
(2) Durch die Teilnahme an den Modulen und den Abschluss der dazugehörigen Prüfungen, 
das Absolvieren des Praxissemesters sowie durch die Masterarbeit sind insgesamt 120 
Leistungspunkte zu erwerben. Entsprechend sind pro Semester in der Regel 30 
Leistungspunkte zu erwerben. Je nach Lehramt und Profil des Masters verteilen sich 
die Leistungspunkte gemäß den Vorgaben der §§ 7 bis 11. Das Nähere regeln die 
Fächerspezifischen Bestimmungen. 
(3) Die Lehrveranstaltungen können im Wahlpflicht- und Wahlbereich nach Zustimmung 
des jeweiligen Prüfungsausschusses unter Beachtung hochschulrechtlicher Vorgaben 
auch in englischer Sprache angeboten werden. Informationen hierüber sind den 
Modulbeschreibungen der Modulhandbücher zu entnehmen.  
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§ 7  
Lehramt an Grundschulen 
(1) Die Leistungspunkte (LP) für das Masterstudium im Lehramt an Grundschulen verteilen 
sich wie folgt: 
 17 LP auf den Lernbereich Sprachliche Grundbildung (Lernbereich I),  
 17 LP auf den Lernbereich Mathematische Grundbildung (Lernbereich II),  
 17 LP auf den Lernbereich III oder ein Unterrichtsfach,  
 3 LP auf ein vertieftes Studium des Lernbereichs I, II oder III (bzw. des statt 
eines Lernbereichs III gewählten Unterrichtsfachs),  
 21 LP auf Bildungswissenschaften,  
 25 LP für das Praxissemester,  
 20 LP auf die Masterarbeit.  
(2) Als Lernbereich III kann der Lernbereich Natur- und Gesellschaftswissenschaften 
(Sachunterricht) gewählt werden. Anstelle des Lernbereichs III kann ein Unterrichtsfach 
gewählt werden. Als Unterrichtsfach stehen folgende Fächer zur Auswahl: Englisch, 
Kunst, Musik, Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre und Sport. 
(3) Als Lernbereich I, II und III ist derselbe Lernbereich (bzw. ggf. statt eines Lernbereichs 
III ein Unterrichtsfach) zu wählen wie im vorauslaufenden Bachelor-Studium. Das 
gleiche gilt für das vertiefte Studium.  
(4) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 8  
Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Haupt-, Real-, und Gesamtschulen verteilen 
sich wie folgt: 
 je 27 LP auf die Unterrichtsfächer 1 und 2,  
 21 LP auf Bildungswissenschaften,  
 25 LP auf das Praxissemester,  
 20 LP auf die Masterarbeit.  
(2) Als eines der beiden Unterrichtsfächer ist Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, 
Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre oder Sozialwissenschaften zu 
wählen. Als zweites Unterrichtsfach kann neben den in Satz 1 genannten Fächern eines 
der folgenden Fächer gewählt werden: Kunst, Musik, Sport, Technik oder 
Textilgestaltung. Evangelische und Katholische Religionslehre können nicht 
miteinander kombiniert werden. Es sind dieselben Fächer zu wählen wie im 
vorauslaufenden Bachelorstudium. 
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
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§ 9 
Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen verteilen sich 
wie folgt:  
 je 32 LP auf die Unterrichtsfächer 1 und 2,  
 11 LP auf Bildungswissenschaften, 
 25 LP auf das Praxissemester, 
 20 LP auf die Masterarbeit.  
(2) Als eines der beiden Fächer ist Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, Physik, 
Evangelische Religionslehre oder Katholische Religionslehre zu wählen. Als zweites 
Unterrichtsfach kann neben den in Satz 1 genannten Fächern eines der folgenden 
Fächer gewählt werden: Informatik, Kunst, Musik, Philosophie, Psychologie, 
Sozialwissenschaften oder Sport. Anstelle von zwei Unterrichtsfächern kann auch nur 
das Unterrichtsfach Kunst treten (64 Leistungspunkte). Eines der Unterrichtsfächer 
kann mit dem Studium einer der folgenden sonderpädagogischen Fachrichtungen 
verbunden werden: Förderschwerpunkt körperliche und motorische Entwicklung, 
Förderschwerpunkt Sehen. Evangelische und Katholische Religionslehre können nicht 
miteinander kombiniert werden. Es sind dieselben Fächer zu wählen wie im 
vorauslaufenden Bachelorstudium. 
(3) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 10 
Lehramt an Berufskollegs 
(1) Die Leistungspunkte für ein Lehramt an Berufskollegs verteilen sich wie folgt:  
 je 32 LP auf Fach 1 und 2,  
 11 LP auf Bildungswissenschaften, 
 25 LP auf das Praxissemester und 
 20 LP auf die Masterarbeit. 
Handelt es sich um eine hochaffine Fachrichtung, dann verteilen sich die 
Leistungspunkte wie folgt: 
 28 LP insgesamt auf die große berufliche Fachrichtung und auf die kleine 
berufliche Fachrichtung, 
 47 LP auf Bildungswissenschaften, 
 25 LP auf das Praxissemester und 
 20 LP auf die Masterarbeit.  
(2) Als Fach 1 oder 2 kann entweder eine berufliche Fachrichtung oder ein Unterrichtsfach 
gewählt werden. Als berufliche Fachrichtungen kommen in Betracht: Elektrotechnik, 
Maschinenbautechnik, Sozialpädagogik, Wirtschaftswissenschaften. Als 
Unterrichtsfach sind folgende Fächer wählbar: Chemie, Deutsch, Englisch, Informatik, 
Kunst, Mathematik, Musik, Physik, Psychologie, Evangelische Religionslehre, 
Katholische Religionslehre, Sport. Wird keine berufliche Fachrichtung als Fach 1 oder 2 
gewählt, ist als eines der beiden Fächer Mathematik, Informatik, Physik oder Chemie zu 
wählen. Eines der Unterrichtsfächer nach Satz 3 oder eine der beruflichen 
Fachrichtungen kann mit dem Studium einer der folgenden sonderpädagogischen 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015          Seite 107 
 
Fachrichtungen verbunden werden: Förderschwerpunkt körperliche und motorische 
Entwicklung, Förderschwerpunkt Lernen, Förderschwerpunkt Sehen, 
Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung, Förderschwerpunkt Sprache. 
(3) Statt der beiden Fächer gemäß Absatz 2 kann eine große berufliche Fachrichtung 
(Elektrotechnik oder Maschinenbau) in Verbindung mit einer kleinen beruflichen 
Fachrichtung gewählt werden. Die jeweils möglichen Kombinationen sind in den 
Fächerspezifischen Bestimmungen geregelt. 
(4) Es sind dieselben Fächer zu wählen wie im vorauslaufenden Bachelorstudium. 
(5) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
 
§ 11 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
(1) Die Leistungspunkte für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung verteilen sich 
wie folgt: 
 je 17 LP auf Fach 1 und 2, 
 16 LP auf die 1. sonderpädagogische Fachrichtung, 
 19 LP auf die 2. sonderpädagogische Fachrichtung, 
 6 LP auf Bildungswissenschaften, 
 25 LP auf das Praxissemester und 
 20 LP auf die Masterarbeit. 
(2) Die nachfolgenden Unterrichtsfächer und Lernbereiche können als Fach 1 und 2 
gewählt werden: Sprachliche Grundbildung, Mathematische Grundbildung, Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften (Sachunterricht), Chemie, Deutsch, Englisch, Kunst, 
Mathematik, Musik, Physik, Evangelische Religionslehre, Katholische Religionslehre, 
Sport, Technik und Textilgestaltung. Als eines der beiden Fächer ist der Lernbereich 
Mathematische Grundbildung oder der Lernbereich Sprachliche Grundbildung oder das 
Unterrichtsfach Deutsch oder das Unterrichtsfach Mathematik zu wählen. Als erste 
sonderpädagogische Fachrichtung ist der Förderschwerpunkt Lernen, der 
Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung oder der Förderschwerpunkt 
Sehen zu wählen. Als zweite sonderpädagogische Fachrichtung kann der jeweils andere 
Förderschwerpunkt oder einer der folgenden Förderschwerpunkte gewählt werden: 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, Förderschwerpunkt körperliche und 
motorische Entwicklung, Förderschwerpunkt Sehen oder Förderschwerpunkt Sprache. 
Wird der Förderschwerpunkt Sehen als erste sonderpädagogische Fachrichtung belegt, 
darf abweichend von Satz 2 als zweite sonderpädagogische Fachrichtung nur der 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung oder der Förderschwerpunkt körperliche und 
motorische Entwicklung gewählt werden. 
(3) Es sind dieselben Unterrichtsfächer und sonderpädagogischen Fachrichtungen zu 
wählen wie im vorauslaufenden Bachelorstudium. 
(4) Das Nähere regeln die Fächerspezifischen Bestimmungen. 
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(1) Das Masterstudium umfasst ein bildungswissenschaftlich und fachdidaktisch 
vorbereitetes Praxissemester in der dem angestrebten Lehramt entsprechenden 
Schulform und in den Studienfächern. Das Praxissemester soll im zweiten 
Fachsemester absolviert werden.  
(2) Ziel des Praxissemesters ist die Schaffung berufsfeldbezogener Grundlagen für die 
nachfolgenden Studienanteile und den Vorbereitungsdienst. Die universitäre 
Vorbereitung und die Begleitung der Studierenden durch die Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung ermöglichen die Erarbeitung von Unterrichts- und 
Studienprojekten nach den Grundsätzen des „forschenden Lernens“. 
(3) Durch das Praxissemester werden in den Lehrämtern an Grundschulen, an Haupt-, 
Real- und Gesamtschulen, an Gymnasien und Gesamtschulen, an Berufskollegs und für 
sonderpädagogische Förderung 25 Leistungspunkte erworben, davon entfallen 13 
Leistungspunkte auf die Tätigkeit an der Schule und 12 Leistungspunkte auf die 
wissenschaftliche Begleitung an der Universität.  
(4) Die universitäre Begleitung erfolgt für die Lehrämter an Grundschulen, an Haupt-, Real- 
und Gesamtschulen, an Gymnasien und Gesamtschulen sowie an Berufskollegs durch 
die Bildungswissenschaften und die jeweils zuständigen Fächer und für das Lehramt 
für sonderpädagogische Förderung durch die Bildungswissenschaften, eines der 
Fächer und die Fakultät Rehabilitationswissenschaften. Das Praxissemester wird in 
Kooperation mit den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung und den Schulen 
durchgeführt.  
 
§ 13  
Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Jedes Modul wird mit einer benoteten Modulprüfung abgeschlossen, die den 
Kompetenzerwerb im gesamten Modul abbildet. Module der ersten beiden Semester 
können auch mit einer unbenoteten Modulprüfung abgeschlossen werden. Die 
Prüfungen werden studienbegleitend insbesondere in Form von Klausurarbeiten, 
Hausarbeiten, mündlichen Prüfungen und fachpraktischen Prüfungen erbracht. Die 
jeweils verantwortlichen Lehrenden können auf Grundlage der jeweiligen 
Fächerspezifischen Bestimmungen andere geeignete Prüfungsformen festlegen. 
Prüfungen können in Form von Einzelleistungen oder Gruppenleistungen abgelegt 
werden sowie im Einvernehmen von Prüferin / Prüfer mit den Studierenden in deutscher 
oder englischer Sprache erbracht werden. Form und Umfang der Prüfungen sowie die 
jeweils zugelassenen Hilfsmittel sind in den Modulbeschreibungen der 
Modulhandbücher festgelegt. 
(2) Zu jeder Prüfung ist eine Anmeldung bis spätestens zwei Wochen vor dem Beginn der 
jeweiligen Prüfung erforderlich. Der Anmeldezeitraum muss mindestens zwei Wochen 
betragen. Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen Prüfungen bis 
zu einer Woche vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prüfungen bis 
zu einem Tag vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Die oder der Studierende 
gilt dann als nicht zu der Prüfung angemeldet.  
(3) Die Termine für schriftliche Prüfungen werden von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier 
Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche 
Prüfungen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt 
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gegeben. Die individuellen Termine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt 
gegeben. 
(4) Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein 
Studiengang abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren 
endgültigem Nichtbestehen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von 
mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer im 
Sinne des § 16 zu bewerten. Darüber hinaus sind mündliche Prüfungen stets von 
mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder von einer Prüferin oder einem Prüfer in 
Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers 
abzunehmen. Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen ist den Studierenden 
nach spätestens 8 Wochen bekannt zu geben. § 23 Absatz 4 bleibt unberührt.  
(5) Für Klausurarbeiten ist eine Bearbeitungszeit von mindestens 50 Minuten und maximal 
vier Stunden Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von mindestens 30 und 
maximal 45 Minuten pro Studierender oder Studierendem vorzusehen. Bei 
Gruppenprüfungen verlängert sich die Prüfungszeit entsprechend. 
(6) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 
Klausurarbeiten können ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren (sog. Single-
Choice oder Multiple-Choice) durchgeführt werden. Insbesondere bei Anwendung 
dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die Prüfungsaufgaben auf die in den 
Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen vermittelten Inhalte und 
erforderlichen Kenntnisse abgestellt sind und zuverlässige Prüfungsergebnisse 
ermöglichen. Bei Klausurarbeiten, die im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden 
und von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer zu 
bewerten sind, werden die Prüfungsfragen von beiden gemeinsam erarbeitet. Bei der 
Aufstellung von Prüfungsfragen für Klausurarbeiten im Antwort-Wahl-Verfahren ist 
festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. Bei einer ganz 
überwiegend im Antwort-Wahl-Verfahren zu erbringenden Prüfungsleistung sind von 
den Prüferinnen und Prüfern mindestens vierzehn Tage vor dem Beginn des 
Anmeldezeitraums die Bewertungskriterien bekanntzugeben.  
(7) Bei mündlichen Prüfungsleistungen sind die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse 
der Prüfung in den einzelnen Fächern in einem Protokoll festzuhalten. Wird eine 
mündliche Prüfung vor einer Prüferin oder einem Prüfer abgelegt, hat dieser bzw. dieser 
vor der Festsetzung der Note gemäß § 21 Absatz 1 die Beisitzerin oder den Beisitzer zu 
hören. Wird eine mündliche Prüfung vor zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer 
Prüferin und einem Prüfer abgelegt, legt jede Prüferin oder jeder Prüfer eine Einzelnote 
für die mündliche Prüfungsleistung gemäß § 21 Absatz 1 fest. Die Noten der 
mündlichen Prüfungsleistung werden aus dem arithmetischen Mittel der beiden 
Einzelnoten entsprechend § 21 Absatz 7 ermittelt. Das Ergebnis der Prüfung ist den 
Studierenden im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Studierende, 
die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen wollen, 
werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörerinnen und Zuhörer 
zugelassen, es sei denn, die oder der zu prüfende Studierende widerspricht. Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung können 
diese Personen von der Prüferin oder dem Prüfer als Zuhörerin bzw. Zuhörer 
ausgeschlossen werden. 
(8) In den einzelnen Lehrveranstaltungen innerhalb eines Moduls können 
Studienleistungen verlangt werden. Das erfolgreiche Bestehen aller in einem Modul 
geforderten Studienleistungen ist Voraussetzung für die Teilnahme an der 
Modulprüfung. Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in Form und Umfang 
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deutlich unterhalb der Anforderungen einer Modulprüfung. Soweit die Art der 
Studienleistung nicht in den Fächerspezifischen Bestimmungen definiert ist, wird sie 
von der Lehrenden / dem Lehrenden jeweils zu Beginn der Veranstaltung bekannt 
gemacht. Studienleistungen können benotet oder mit bestanden bzw. nicht bestanden 
bewertet werden. § 21 Absatz 4 b) findet keine Anwendung. Die Noten der 
Studienleistungen gehen nicht in die Berechnung der Modulnote ein. 
(9) Exkursionen, Sprachkurse, Praktika, praktische Übungen oder vergleichbare 
Veranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele 
eine regelmäßige aktive Beteiligung der Studierenden erforderlich und verhältnismäßig 
ist, kann eine Anwesenheitspflicht gelten. Diese wird von der oder dem Lehrenden in 
Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss im Sinne des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. Dabei ist im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen 
Lehrveranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang 
die Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das 
Lernziel auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten 
Arbeitsgemeinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen 
Voraussetzungen ist ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der 
verfassungsrechtlichen Rechtfertigung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine 
pauschale und vom Einzelfall losgelöste Feststellung der Notwendigkeit einer 
Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. Anwesenheitspflichtige Veranstaltungen 
sollen über die jeweiligen Dekanate der Fakultäten dokumentiert werden. Die genaue 
Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter Form zu 
Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 
(10) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung 
nicht in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form oder Frist abzulegen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Bei 
Zweifeln wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter 
Studierender (z. B. Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums für 
HochschulBildung an der Technischen Universität Dortmund) beteiligt. 
Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie 
Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender 
Kinder, die Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen 
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder einer / eines in gerader 




Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
(1) Prüfungen können, wenn sie nicht bestanden sind oder als nicht bestanden gelten, 
zweimal wiederholt werden. Die Fächerspezifischen Bestimmungen können darüber 
hinaus die Möglichkeit einer mündlichen Ergänzungsprüfung vorsehen. Die 
Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. Bestandene Prüfungen können nicht 
wiederholt werden.  
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 Leistungspunkte aus den 
studienbegleitenden Prüfungen, der Ableistung des Praxissemesters und für die 
Masterarbeit erworben wurden.  
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(3) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn 
a) die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht 
bestanden gilt oder 
b) die Kandidatin / der Kandidat ein Pflichtmodul endgültig nicht bestanden hat. 
(4) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfung als nicht 
bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin 
oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten eine Bescheinigung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; 
aufgenommen wird der Zusatz, dass diese Bescheinigung nicht für die Vorlage an einer 




(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben bilden die Fakultäten Prüfungsausschüsse für die Fächer.  
(2) Ein Prüfungsausschuss gemäß Absatz 1 besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier 
Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen / Hochschullehrer, einem 
Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen / Mitarbeiter sowie zwei 
Mitgliedern aus der Gruppe der Studierenden. Die Mitglieder werden von dem 
Fakultätsrat bzw. den Fakultätsräten nach Gruppen getrennt für zwei Jahre, die 
Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der 
Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
sowie die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der / des Vorsitzenden und deren / 
dessen Stellvertreterin / Stellvertreter werden von dem Fakultätsrat bzw. den 
Fakultätsräten Vertreterinnen / Vertreter gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 
ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im 
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen und für die Abstimmung von 
fakultätsübergreifenden Frage- und Problemstellungen. Darüber hinaus hat der 
Prüfungsausschuss dem Fakultätsrat bzw. den Fakultätsräten regelmäßig, mindestens 
einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er 
gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der 
Prüfungsausschuss kann die Erledigung bestimmter Aufgaben (z.B. 
Anerkennungsfragen, Eilentscheidungen etc.) im Rahmen der laufenden Geschäfte auf 
die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen über 
Widersprüche und den Bericht an den Fakultätsrat bzw. die Fakultätsräte.  
(4) Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erledigung seiner Aufgaben der Verwaltungshilfe 
der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund bedienen. 
(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden 
oder deren bzw. dessen Vertreterin oder Vertreter und einem weiteren Mitglied aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens zwei weitere 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen 
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Entscheidungen nicht mit. Als solche gelten insbesondere die Beurteilung, die 
Anerkennung von Prüfungsleistungen, die Festlegung von Prüfungsaufgaben und die 
Bestellung der Prüferinnen und Prüfer sowie der Beisitzerinnen und Beisitzer. 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die 
Prüferinnen und Prüfer sowie die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. 
(8) Die Prüfungsausschüsse verantworten Prüfungen und Prüfungsverfahren für die 
Module der Fächer. Die jeweilige Zuständigkeit obliegt dem Fach, das die Modulprüfung 
anbietet.  
§ 16 
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzerinnen und 
Beisitzer gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer 
dürfen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der beteiligten Fakultäten sowie 
weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. 
Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt werden, wer eine Diplom-, Magister- 
oder Masterprüfung im entsprechenden Fachgebiet bestanden hat  oder entsprechende 
einschlägige Qualifikationen nachweisen kann. 
(2) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) Die Kandidatinnen und Kandidaten können für die Masterarbeit (Thesis) eine Prüferin 
oder einen Prüfer vorschlagen (§ 23 Absatz 2). Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit 
Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begründen jedoch keinen 
Rechtsanspruch. 
 
§ 17  
Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 
findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle 
Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
 
§ 18 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe 
nicht erscheint oder wenn sie bzw. er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von 
der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder 
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dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines 
deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder 
des Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem 
nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest 
hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die 
Studierende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war 
und vernünftigerweise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 
Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der 
Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines 
Vertrauensarztes der Technischen Universität Dortmund verlangen. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht an, wird 
dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 
gilt diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. 
Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein 
Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die jeweilige Prüferin 
/ der jeweilige Prüfer. Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine 
Täuschung im Sinne von Satz 1 durch die Aufsichtsführende / den Aufsichtsführenden 
festgestellt, protokolliert diese / dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. 
Die jeweilige Prüferin oder der jeweilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet wird. Eine Kandidatin / ein 
Kandidat, die / der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
Prüferin / dem Prüfer oder der oder dem Aufsichtsführenden in der Regel nach 
Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem Fall gilt 
die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ 
bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidung sind aktenkundig zu machen. In 
schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der Prüfungsausschuss die 
Kandidatin oder der Kandidat von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen 
ausschließen. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen und Kandidaten bei Modulprüfungen 
eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie bzw. er die Arbeit – bei einer 
Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie 
wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat, § 22 Absatz 11 bleibt 
unberührt. 
(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Vor der Entscheidung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit 
zum rechtlichen Gehör zu geben. 
 
§ 19 
Zulassung zur Masterprüfung 
(1) Mit der Immatrikulation in den Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen 
Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 52 
Absatz 2 HG gilt eine Studierende / ein Studierender als zu den Prüfungen dieses 
Studiengangs zugelassen, es sei denn, die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu versagen.  
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(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die Kandidatin oder der Kandidat die in den jeweiligen Fächerspezifischen 
Bestimmungen festgelegten besonderen Zugangsvoraussetzungen nicht erfüllt 
oder 
2. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem gewählten Fach- oder Lehramtsstudium an der Technischen 
Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem eine 
erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder  
3. der Kandidatin oder dem Kandidaten nach abgelegter Prüfung in einem der 
vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des 
Prüfungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das 




Die Masterprüfung setzt sich zusammen aus studienbegleitenden Prüfungen, der 
Masterarbeit und der Praxisphase, in denen insgesamt 120 Leistungspunkte zu erwerben 
sind. Das Masterstudium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die erforderlichen Module 
bestanden wurden und die Masterarbeit mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet wurde. 
Die nähere Aufteilung ergibt sich aus §§ 7 bis 11. 
 
§ 21 
Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 
Bildung von Noten 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen 
und Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung 
2 = gut   = eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den  
      Anforderungen genügt 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  
      Anforderungen nicht mehr genügt 
Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten 
um 0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 
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(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in 
der Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem 
Notenmaßstab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet 
werden: 
bestanden  = eine Leistung, die mindestens den Anforderungen 
genügt 
nicht bestanden =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 
  den Anforderungen nicht mehr genügt. 
(3) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn 
das Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder bestanden bewertet worden ist. 
(4) Eine Klausur, welche ausschließlich im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wurde, 
gilt als bestanden wenn 
a) 60% der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 
b) die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22% die durchschnittliche 
Prüfungsleistung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die an der 
Prüfung teilgenommen haben. 
(5) Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat die Mindestpunktzahl gemäß Absatz 3 erreicht 
und damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
1 = sehr gut, falls sie bzw. er mindestens 75% 
2 = gut, falls sie bzw. er mindestens 50% aber weniger als 75% 
3 = befriedigend, falls sie bzw. er mindestens 25% aber weniger als 50% 
4 = ausreichend, falls sie bzw. er keine oder weniger als 25% 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht hat. 
(6) Wird eine Klausur nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, so werden 
die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 bewertet. Die 
übrigen Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Aus beiden 
Bewertungen wird die Note der Klausur ermittelt, wobei die Anteile der jeweils zu 
erreichenden Gesamtpunktzahlen berücksichtigt werden. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(7) Die Modulnoten lauten in Worten: 
bei einem Durchschnitt bis 1,5  = sehr gut 
bei einem Durchschnittswert über 1,5 bis 2,5  = gut 
bei einem Durchschnittswert über 2,5 bis 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnittswert über 3,5 bis 4,0  = ausreichend 
bei einem Durchschnittswert über 4,0  = nicht ausreichend. 
Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
(8) Werden mehr Module abgeschlossen als nach den entsprechenden Fächerspezifischen 
Bestimmungen gefordert, so sind unter Beachtung der nach dieser Prüfungsordnung 
festgelegten Mindesterfordernisse die Module mit den schlechtesten Noten für die 
Fachnote nicht zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten sind die später absolvierten 
Module nicht zu berücksichtigen. Eine andere Berücksichtigung ist auf Antrag der 
Kandidatin / des Kandidaten möglich. 
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(9) Die Fachnote für die jeweiligen Lernbereiche, Unterrichtsfächer, beruflichen 
Fachrichtungen, sonderpädagogischen Fachrichtungen und für die 
Bildungswissenschaft errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der gemäß § 21 
Absatz 7 gebildeten Modulnoten des jeweiligen Faches, wobei die einzelnen 
Modulnoten mit der jeweiligen Zahl von Leistungspunkten gewichtet werden. Die Noten 
der Theorie-Praxis-Module gehen in den Lehrämtern für Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen, für Gymnasien und Gesamtschulen, an Berufskollegs mit drei 
Leistungspunkten gewichtet in die jeweilige Fachnote ein. Im Lehramt an Grundschulen 
gehen die Noten der Theorie-Praxis-Module in den Lernbereichen I und II mit fünf 
Leistungspunkten gewichtet und im Lernbereich III / Unterrichtsfach und im Bereich 
Bildungswissenschaften mit drei Leistungspunkten gewichtet in die jeweilige Fachnote 
ein. Im Lehramt für sonderpädagogische Förderung gehen die Noten der Theorie-
Praxis-Module in den Unterrichtsfächern und sonderpädagogischen Fachrichtungen 
mit drei Leistungspunkten gewichtet in die jeweilige Fachnote ein; im Bereich 
Bildungswissenschaften ergibt sich die Fachnote aus der Note des Theorie-Praxis-
Moduls, wobei die Note mit sechs Leistungspunkten gewichtet wird. Absatz 7 gilt 
entsprechend. 
(10) Die Note des Praxissemesters ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Noten der 
Theorie-Praxis-Module. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(11) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Fachnoten gemäß Absatz 9 einschließlich der Bildungswissenschaften, der Note der 
Masterarbeit und der Note des Praxissemesters. Die einzelnen Noten werden mit der 
jeweiligen Gesamtzahl der Leistungspunkte des jeweiligen Faches bzw. der 
Masterarbeit gewichtet, die Note des Praxissemesters geht mit dem Gewicht von 12 
Leistungspunkten in die Gesamtnote ein. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(12) Die Fachnoten werden zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit 
Transfer System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle 
benoteten Prüfungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender 
Beschluss des jeweiligen Prüfungsausschusses erforderlich.  
(13) Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 
A =  in der Regel die besten ca. 10% der erfolgreichen Studierenden; 
B =  in der Regel die nächsten ca. 25% der erfolgreichen Studierenden; 
C =  in der Regel die nächsten ca. 30% der erfolgreichen Studierenden; 
D =  in der Regel die nächsten ca. 25% der erfolgreichen Studierenden; 
E =  in der Regel die nächsten ca. 10% der erfolgreichen Studierenden. 
 
Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten 
der letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die 
Bezugsgruppe aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll 
bei der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange 
keine statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung 
stehen, werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren 
Vergabe kann durch Beschluss des Prüfungsausschusses auf die Ausweisung von 
ECTS-Graden verzichtet werden. Entsprechende Hinweise erscheinen im 
Abschlussdokument. Bei der Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist nach dem 
Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. Darüber hinaus kann in sachlich 
begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der Vergleichsgruppe erfolgen. 
Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des jeweiligen Prüfungsausschusses 
erforderlich. 
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(1) In den Fächerspezifischen Bestimmungen ist festzulegen, welche Leistungen vor 
Anmeldung der Masterarbeit erbracht werden müssen.  
(2) Studierende des Lehramtsmasterstudiengangs für ein Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen müssen darüber hinaus vor der Anmeldung der Masterarbeit folgende 
Sprachkenntnisse nachweisen: 
a) Studierende mit dem Unterrichtsfach Englisch das Latinum, 
b) Studierende mit dem Unterrichtsfach Katholische Religionslehre das Latinum, 
zusätzlich werden Kenntnisse in Griechisch und Hebräisch empfohlen, 
c) Studierende mit dem Unterrichtsfach Philosophie das Latinum oder das Graecum,  
d) Studierende mit dem Unterrichtsfach Evangelische Religionslehre das Graecum 
sowie das Latinum oder das Hebraicum. 
Auf Antrag an den Prüfungsausschuss kann in Ausnahmefällen von der Erforderlichkeit 
des Nachweises für die Anmeldung zur Masterarbeit abgewichen werden. 
(3) Durch die Masterarbeit werden 20 Leistungspunkte erworben. Die Fächer können in den 
Fächerspezifischen Bestimmungen regeln, dass zur Masterarbeit im Rahmen dieser 20 
Leistungspunkte ein Kolloquium oder eine begleitende Lehrveranstaltung angeboten 
wird. 
(4) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
bzw. künstlerischen Methoden zu bearbeiten. Die Masterarbeit kann je nach Lehramt 
entweder in einem Unterrichtsfach, in einem Lernbereich, einer beruflichen 
Fachrichtung, einer sonderpädagogischen Fachrichtung oder in den 
Bildungswissenschaften angefertigt werden. Die Kandidatin oder der Kandidat kann 
Vorschläge für das Thema der Arbeit machen. Die Ausgabe des Themas erfolgt über die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses; der Zeitpunkt der 
Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 
(5) In dem Lehramt an Berufskollegs kann das Thema der Masterarbeit erst ausgegeben 
werden, wenn die Kandidatin oder der Kandidat eine fachpraktische Tätigkeit von 
mindestens 6 Monaten nachweist.  
(6) Die Prüfungen und die Masterarbeit können im Einvernehmen zwischen Betreuerin oder 
Betreuer und Kandidatin oder Kandidat auch in englischer Sprache erbracht werden. 
(7) Die Masterarbeit kann von jeder Hochschullehrerin / jedem Hochschullehrer und jeder / 
jedem Habilitierten des Faches, die bzw. der in Forschung und Lehre tätig ist, 
ausgegeben und betreut werden. Andere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
die die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses zur Betreuerin bzw. zum Betreuer bestellt werden. 
(8) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer 
benennen, sorgt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, 
dass die Kandidatin bzw. der Kandidat ein Thema für die Masterarbeit und eine 
Betreuerin oder einen Betreuer erhält. 
(9) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 
bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu 
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bewertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 2 erfüllt.  
(10) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 15 Wochen. Auf Antrag der Betreuerin 
/ des Betreuers an den Prüfungsausschuss kann die Bearbeitungszeit bei einer 
empirischen oder künstlerischen Masterarbeit um bis zu 4 Wochen verlängert werden. 
Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit 
innerhalb dieser Frist abgeschlossen werden kann. Auf begründeten Antrag der 
Kandidatin oder des Kandidaten kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer 
ausnahmsweise eine Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen 
gewähren. Ein Verlängerungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der 
Bearbeitungszeit an den Prüfungsausschuss zu stellen. 
(11) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vierzehn 
Tage zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(12) Der Umfang der Masterarbeit ist in den Fächerspezifischen Bestimmungen geregelt. 
(13) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt zu 
versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate 
kenntlich gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge 
aufzunehmen. Für die eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck der 
Zentralen Prüfungsverwaltung zu verwenden und bei Abgabe der Masterarbeit als 
fester Bestandteil der Masterarbeit unterschrieben einzubinden. 
 
§ 23 
Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss – soweit in den 
Fächerspezifischen Bestimmungen nichts anderes geregelt ist – schriftlich in 
zweifacher Ausfertigung und zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur 
Plagiatserkennung verwendbaren elektronischen Fassung abzuliefern; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Posteinlieferung gilt das Datum des 
Poststempels. Wird die Masterarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen bzw. Prüfern oder einer Prüferin und einem 
Prüfer zu begutachten und zu bewerten. Eine oder einer der Prüferinnen bzw. Prüfer 
soll die Betreuerin bzw. der Betreuer der Arbeit sein. Die zweite Prüferin oder der zweite 
Prüfer wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die 
einzelne Bewertung ist entsprechend § 21 vorzunehmen und schriftlich zu begründen.  
(3) Die Note der Masterarbeit gemäß § 21 wird aus dem arithmetischen Mittel der 
Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die 
Differenz mehr als 2,0 oder bewertet nur eine Prüferin oder ein Prüfer die 
Bachelorarbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird vom Prüfungsausschuss 
eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Masterarbeit bestimmt. In 
diesem Fall wird die Note der Masterarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden 
besseren Noten gebildet. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ 
(4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten „ausreichend“ oder 
besser sind. § 21 Absatz 7 gilt entsprechend. 
(4) Die Bewertung der Masterarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandidaten spätestens 3 
Monate nach der Abgabe mitzuteilen. 
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(1) Studierende können vor dem Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen der 
Masterprüfung in den Fächern, in denen sie eingeschrieben sind, in weiteren als den 
vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen erbringen. Mit diesen 
Prüfungsleistungen können keine Leistungspunkte erworben werden. 
(2) Zusatzqualifikationen werden bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 
einbezogen. Die Bewertung der Prüfungsleistungen  wird auf Antrag der Kandidatin / 
des Kandidaten in das Transcript of Records aufgenommen.  
 
§ 25 
Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
(1) Über die bestandene Masterprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat 
spätestens vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. 
Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht 
wurde. In das Zeugnis sind aufzunehmen: 
 die Gesamtnote der Masterprüfung einschließlich des ECTS-Grades nach § 21 
Absatz 13 sowie das Thema und die Note der Masterarbeit,  
 die studierten Unterrichtsfächer, Lernbereiche, beruflichen Fachrichtungen und 
sonderpädagogischen Fachrichtungen einschließlich der jeweiligen Fachnoten,  
 der Bereich Bildungswissenschaften einschließlich der Fachnote, 
 das Praxissemester, 
 die Noten der fachpraktischen Prüfungen in den Unterrichtsfächern Kunst, Musik 
und Sport. 
(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die 
wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, 
die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. 
Das Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des 
Weiteren wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt 
(Transcript of Records).  
(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
zusätzliche Leistungen ausgewiesen, die nicht in die Modul- und Gesamtnote 
eingegangen sind.  
(4) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird auch vor Abschluss der 
Masterprüfung eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen 
(Notenbescheinigung) erstellt, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module 
mit den erworbenen Leistungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 
21 Absatz 1 enthält. Diese Bescheinigung kann höchstens einmal pro Semester 
beantragt werden  
(5) Das Zeugnis wird von der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des zuständigen 
Prüfungsausschusses unterschrieben. Zuständig ist der Prüfungsausschuss des 
Faches, in dem die Masterarbeit geschrieben wird.  
(6) Das Zeugnis und die Bescheinigungen werden auf Antrag der Kandidatin oder des 
Kandidaten in Absprache mit dem zuständigen Prüfungsausschuss auch in englischer 
Sprache ausgestellt. 
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(1) Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird eine Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher Sprache sowie in englischsprachiger Übersetzung 
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Mastergrades gemäß § 4 beurkundet. § 26 
Absatz 5 gilt entsprechend. 
(2) Die Masterurkunde wird von der Dekanin / dem Dekan der Fakultät, in der die 
Masterarbeit angefertigt wurde, und der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des 






Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der 
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei 
deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend 
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das 
Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und 2 ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige 
Prüfungszeugnis einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine 
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren 
nach Ausstellung des Zeugnisses ausgeschlossen. 
(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich 
nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn 
wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen 
worden sind. Über die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat der Fakultät, in der 
die Bachelorarbeit angefertigt wurde, vgl. § 26 Absatz 2. 
 
§ 28 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht gewährt. Zeit und Ort 
der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen und Prüfern festgelegt und spätestens 
mit der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse durch Aushang bekannt gegeben. 
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(2) Die Einsicht in die weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezogenen 
Gutachten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen 
Prüfungen wird den Studierenden auf Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen drei 
Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei der / dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu stellen. Die / der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 29 
Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 in Kraft. Abweichend 
davon treten die Regelung des § 11 Absatz 2 sowie § 13 Absatz 8 Satz 6 mit Wirkung 
vom 1. Oktober 2014 in Kraft. 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die in den 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 
sind. 
(3) Für Studierende, die vor dem Wintersemester 2014 / 2015 erstmalig in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben worden sind gilt § 8 Absatz 2 Satz 1 mit der Maßgabe, dass neben den 
genannten Unterrichtsfächern auch das Unterrichtsfach Physik gewählt werden kann.  
(4) § 10 Absatz 2 Satz 4 gilt bis zum 30. September 2016 und ausschließlich für alle 
Studierende, die ab dem Wintersemester 2014 / 2015 erstmalig in den 
Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund 
eingeschrieben worden sind. Sofern § 10 Absatz 2 Satz 4 keine Anwendung findet, 
dürfen Evangelische Religionslehre und Katholische Religionslehre nicht miteinander 
kombiniert werden.  
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Technischen Universität Dortmund 
vom 17. September 2015. 
 
Dortmund, den 24. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Ordnung 
für das Studium eines Erweiterungsfaches 
in dem Lehramtsbachelorstudiengang und dem Lehramtsmasterstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 24. September 2015 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547) sowie aufgrund des § 16 des Gesetzes über die Ausbildung für Lehrämter an 
öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz – LABG) vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 
308), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), hat die 




§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Allgemeine Einschreibungsvoraussetzungen 
§ 3 Studienumfang 
§ 4 Prüfungsanforderungen 
§ 5 Erfolgreicher Abschluss des Studiums eines Erweiterungsfaches 
§ 6 Anzahl weiterer Fächer 
§ 7 Geltungsbereich 
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(1) Diese Ordnung regelt die Voraussetzungen und Inhalte für das Studium eines 
Erweiterungsfaches im Rahmen des Lehramtsbachelor- und 
Lehramtsmasterstudiengangs an der Technischen Universität Dortmund. 
(2) Die Prüfungsordnungen für den Lehramtsbachelorstudiengang sowie den 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund finden in 
der jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit durch diese Ordnung keine 




(1) Studierende eines Erweiterungsfaches im Sinne dieser Ordnung werden bei 
Vorliegen der Voraussetzungen zusätzlich für ein weiteres Fach / eine weitere 
berufliche Fachrichtung / einen weiteren Lernbereich im Rahmen des 
Lehramtsbachelor- und Lehramtsmasterstudiengangs immatrikuliert. Ein weiterer 
Förderschwerpunkt ist ebenfalls als Erweiterungsfach einschreibungsfähig (im 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung). Es gelten die 
Kombinationsvorschriften der Verordnung über den Zugang zum nordrhein-
westfälischen Vorbereitungsdienst für Lehrämter an Schulen und Voraussetzungen 
bundesweiter Mobilität (Lehramtszugangsverordnung – LZV) in der Fassung vom 
18. Juni 2009 (GV. NRW. S. 344). 
(2) Für die Einschreibung in das Studium eines Erweiterungsfaches sind die nach der 
Prüfungsordnung für den Lehramtsbachelorstudiengang und den 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund geltenden 
Zugangsvoraussetzungen sowie die gemäß der Hochschulzulassungssatzung der 
Technischen Universität Dortmund geltenden Zulassungsvoraussetzungen zu 
beachten. 
(3) Ein Studium eines Erweiterungsfaches kann erst aufgenommen werden, wenn ein 
abgeschlossenes Lehramtsstudium (Master of Education oder vergleichbare 
Studienabschlüsse) an einer Hochschule nach § 10 Absatz 2 LABG vorliegt oder die 
oder der Studierende in den Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen 
Universität Dortmund eingeschrieben ist. Die oder der Studierende soll vor der 
Zulassung zum Studium eines Erweiterungsfaches mindestens 30 Leistungspunkte 
im Rahmen des Lehramtsmasterstudiums erworben haben. 
(4) Studierende, die in einen Lehramtsmasterstudiengang nach dem LABG 2009 an der 
Ruhr-Universität Bochum oder der Universität Duisburg-Essen eingeschrieben sind, 
können das Studium eines Erweiterungsfaches an der Technischen Universität 
Dortmund entsprechend der Vereinbarung zur Organisation des Studiums eines 
Erweiterungsfaches in den Lehramtsstudiengängen innerhalb der UA-Ruhr-
Universitäten aufnehmen, wenn dieses Fach an dem jeweils eigenen 
Studienstandort nicht angeboten wird. Die Studierenden werden als 
Zweithörerinnen oder Zweithörer zugelassen. 
(5) Bevor Studierende in ein Erweiterungsfach eingeschrieben werden können, müssen 
sie ein obligatorisches Beratungsgespräch bei dem Dortmunder 
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Kompetenzzentrum für Lehrerbildung und Lehr- / Lernforschung (DoKoLL) 
durchgeführt haben. Es wird eine Bescheinigung ausgestellt, welche als Nachweis 
im Zeitpunkt der Einschreibung für das Erweiterungsfach vorzulegen ist. 





(1) Der Umfang des Studiums eines Erweiterungsfaches entspricht der 
Leistungspunktzahl eines Vollstudiums dieses Faches / dieses Lernbereiches / 
dieser beruflichen Fachrichtung / dieses Förderschwerpunktes im 
Lehramtsbachelor- und Lehramtsmasterstudiengang. Das Studium ist gemäß den 
Prüfungsordnungen für den Lehramtsbachelor- und Lehramtsmasterstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund zu absolvieren.  
(2) Die Leistungspunkte verteilen sich gemäß den §§ 7 – 11 der Prüfungsordnungen für 
den Lehramtsbachelor- und Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen 
Universität Dortmund wie folgt:  
- für ein Lehramt an Grundschulen: 38 LP im Bachelorstudiengang und 17 LP im 
Masterstudiengang 
- für ein Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen: 53 LP im 
Bachelorstudiengang und 27 LP im Masterstudiengang 
- für ein Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen sowie ein Lehramt an 
Berufskollegs: 68 LP im Bachelorstudiengang und 32 LP im Masterstudiengang 
- für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung: 38 LP im 
Bachelorstudiengang und 17 LP im Masterstudiengang für ein weiteres 
Unterrichtsfach oder  
- 36 LP im Bachelorstudiengang und 19 LP im Masterstudiengang für einen 
weiteren Förderschwerpunkt.  
(3) Ein zusätzliches Praxissemester ist im Rahmen des Studiums des 




(1) Die Zulassung zum Studium eines Erweiterungsfaches ist zu versagen, wenn die 
oder der Studierende eine nach der Prüfungsordnung für den Lehramtsbachelor- 
bzw. Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund in dem 
gewählten Fach / Lernbereich / Förderschwerpunkt oder in der gewählten 
beruflichen Fachrichtung erforderliche Prüfung in dem Lehramtsbachelor- bzw. 
Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund  oder in 
einem anderen Studiengang, der zu diesem eine erhebliche inhaltliche Nähe  
aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder die in den Fächerspezifischen 
Bestimmungen festgelegten besonderen Zugangsvoraussetzungen nicht erfüllt. 
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(2) Die erstmalige Anmeldung zu den Prüfungen soll spätestens zum Ende des 
Semesters erfolgen, in dem der Besuch der Lehrveranstaltung, dem die Prüfung 
nach dem Studienverlaufsplan zugeordnet ist, nach diesem Plan vorgesehen war. 
Erfolgt sie nicht innerhalb der nächsten drei Semester, erlischt der 
Prüfungsanspruch, es sei denn, die oder der Studierende weist nach, dass sie oder 
er das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten hat. Die Frist verlängert sich in den 
Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(3) Die Wiederholung von einer Modulprüfung oder Teilleistung muss innerhalb von drei 
Semestern nach dem (erfolglosen) Erstversuch erfolgen, ansonsten verlieren die 
Studierenden den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das 
Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. Die Frist verlängert sich in den 
Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(4) Hat die oder der Studierende den Prüfungsanspruch für eine nach der 
Prüfungsordnung für den Lehramtsbachelor- bzw. Lehramtsmasterstudiengang an 
der Technischen Universität Dortmund in dem gewählten Fach / Lernbereich / 
Förderschwerpunkt oder in der gewählten beruflichen Fachrichtung erforderliche 
Prüfung gemäß Absatz 2 oder 3 verloren, ist die Zulassung zum Studium eines 
Erweiterungsfaches zu versagen. 
(5) Ist ein Pflichtmodul endgültig nicht bestanden oder kann die oder der Studierende 
in Wahlbereichen nicht mehr die erforderliche Mindestpunktzahl erreichen, ist das 
Erweiterungsfach endgültig nicht bestanden. 




Erfolgreicher Abschluss des Studiums eines Erweiterungsfaches 
(1) Nach dem erfolgreichen Abschluss des Studiums eines Erweiterungsfaches erhält 
die oder der Studierende hierüber ein Zeugnis entsprechend §§ 25 der 
Prüfungsordnungen für den Lehramtsbachelor- bzw. Lehramtsmasterstudiengang 
an der Technischen Universität Dortmund. 
(2) Das Zeugnis über den erfolgreichen Abschluss des Studiums des 
Erweiterungsfaches kann erst ausgestellt werden, nachdem das Zeugnis über die 
bestandene Lehramtsmasterprüfung erteilt wurde und nimmt Bezug auf dieses. Es 




Anzahl weiterer Fächer 
Die Anzahl weiterer Fächer ist nicht begrenzt, solange die Vorgaben dieser Ordnung, 
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Diese Ordnung findet Anwendung auf alle Studierenden, die zum Wintersemester 2015 / 
2016 erstmals in ein Studium eines Erweiterungsfaches eingeschrieben werden. 
 
§ 8 
Inkrafttreten und Veröffentlichung 
Diese Ordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Technischen Universität 
Dortmund vom 17. September 2015. 
 
Dortmund, den 24. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Anerkennungsordnung 
für alle Bachelor- und Masterstudiengänge  
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 24. September 2015 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 und des § 22 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 64 
Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) hat die Technische 




§ 1  Ziel und Zweck 
§ 2  Geltungsbereich 
§ 3 Grundsätze der Anerkennung 
§ 4  Mindesterwerb 
§ 5  Auflagenhöchstgrenze 
§ 6  Zuständigkeiten 
§ 7  Antragstellung, Mitwirkungspflichten und Verfahrensobliegenheiten 
§ 8  Anerkennungsverfahren, Fristen und Termine 
§ 9 Einstufung in höhere Fachsemester 
§ 10  Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
§ 1  Ziel und Zweck 
 
Die Verbesserung des Anerkennungsverfahrens von Prüfungsleistungen sowie sonstiger 
Kenntnisse und Qualifikationen ist ein zentrales Ziel des Bologna-Prozesses, dessen 
Konkretisierung und Umsetzung die Technische Universität Dortmund mit dieser Ordnung 
verfolgt. Dadurch soll die Flexibilität und Mobilität der Studierenden gefördert werden. 
 
 
§ 2  Geltungsbereich 
 
Die Anerkennungsordnung regelt für alle Bachelor- und Masterstudiengänge an der 
Technischen Universität Dortmund auf der Grundlage des § 63a des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) und unter 
Beachtung des „Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region“ (Lissabonner Anerkennungskonvention 
vom 11.04.1997) das Verfahren zur Anerkennung von Prüfungsleistungen sowie sonstiger 
Kenntnisse und Qualifikationen. Soweit Ordnungen der Technischen Universität 
Dortmund Regelungen enthalten, die von den Bestimmungen dieser Ordnung abweichen, 
gilt diese Ordnung vorrangig. 
 
 
§ 3  Grundsätze der Anerkennung  
 
(1) Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten 
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Berufsakademien oder in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen erbracht worden sind, werden auf Antrag 
anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt werden. Satz 1 gilt entsprechend 
bei einem Wechsel zwischen Studiengängen an der Technischen Universität 
Dortmund. 
 
(2) Maßstab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht 
bestehen, ist ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen, wie sie für die 
erbrachte Leistung vorausgesetzt worden sind, mit jenen, die für die Leistung gelten, 
auf die hin anerkannt werden soll. Für die Feststellung der Wesentlichkeit von 
Unterschieden von an ausländischen Hochschulen erbrachten Prüfungsleistungen 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz 
gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten. Im Übrigen kann bei Zweifeln die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden.  
 
(3) Im Rahmen des European Credit Transfer Systems (ECTS) erworbene 
Leistungspunkte werden bei Vorliegen der notwendigen Voraussetzungen 
anerkannt. Vor Abreise der oder des Studierenden ins Ausland soll eine schriftliche 
Vereinbarung zwischen der oder dem Studierenden, einer oder einem Beauftragten 
des Prüfungsausschusses und einer Vertreterin oder einem Vertreter des 
Lehrkörpers an der Gasthochschule erfolgen, die Art und Umfang der für eine 
Anerkennung vorgesehenen Leistungspunkte regelt, es sei denn, der Austausch 
erfolgt im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung. 
 
(4) Den Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund einer 
Einstufungsprüfung gemäß § 49 Absatz 12 HG berechtigt sind, das Studium in einem 
höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung 
nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf die Prüfungsleistungen der 
Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung anerkannt. Die Feststellungen im Zeugnis 
über die Einstufungsprüfung sind für den Prüfungsausschuss bindend. 
 
(5) Vor Aufnahme des Studiums bereits erbrachte Prüfungsleistungen von 
Jungstudierenden gemäß § 48 Absatz 6 HG werden auf Antrag anerkannt. 
 
(6) Auf Antrag können sonstige Kenntnisse und Qualifikationen anerkannt werden, 
wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prüfungsleistungen, die sie ersetzen 
sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 
 
§ 4 Mindesterwerb 
 
Die Anerkennung setzt voraus, dass für den Studienabschluss an der Technischen 
Universität Dortmund noch Prüfungsleistungen in einem solchen nennenswerten Umfang 
zu erbringen sind, dass die Verleihung des akademischen Grades durch die Technische 
Universität Dortmund berechtigt erscheint. Daraus folgt, dass mindestens 25% der 
erforderlichen Prüfungsleistungen des jeweiligen Studiengangs an der Technischen 
Universität Dortmund erbracht werden müssen. Diese Grenze kann nur im Rahmen einer 
bestehenden Kooperationsvereinbarung mit einer anderen Hochschule unterschritten 
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werden. Sonstige Kenntnisse und Qualifikationen im Sinne des § 3 Absatz 6 können 




§ 5 Auflagenhöchstgrenze 
 
Sind im Rahmen des Zugangs zu einem Masterstudiengang nach erfolgter 
Wesentlichkeitsprüfung Auflagen notwendig, so können diese nur im Umfang von 
höchstens 30 Leistungspunkten festgesetzt werden, sofern nicht höhere Auflagen zum 
Ausgleich der Regelstudienzeit des bisherigen Studiums notwendig sind. 
 
 
§ 6 Zuständigkeiten 
 
(1) Zuständig für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und sonstigen Kenntnissen 
und Qualifikationen sowie für die Entscheidung über Widersprüche gegen 
Entscheidungen, die nach dieser Ordnung getroffen wurden, ist der 
Prüfungsausschuss, der gemäß der Prüfungsordnung für den entsprechenden 
Studiengang gebildet wurde. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung des 
Anerkennungsverfahrens im Rahmen der laufenden Geschäfte auf die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden oder ein anderes Mitglied des Prüfungsausschusses aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer übertragen. Dies gilt nicht 
für die Entscheidungen über Widersprüche im Rahmen dieser Ordnung. Vor 
Feststellungen über nicht wesentliche Unterschiede oder über die Gleichwertigkeit 
sind die zuständigen Fachvertreterinnen und Fachvertreter zu hören. 
 
(2) Wird die aufgrund eines Antrags im Sinne des § 3 Absatz 1 begehrte Anerkennung 
versagt, kann die antragstellende Person eine Überprüfung der Entscheidung durch 
das Rektorat beantragen. Das Rektorat gibt dem Prüfungsausschuss eine 
Empfehlung für die weitere Behandlung des Antrags. 
 
 
§ 7 Antragstellung, Mitwirkungspflichten 
 und Verfahrensobliegenheiten 
 
(1) Antragsberechtigt sind Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die sich in 
einen zulassungsbeschränkten Studiengang an der Technischen Universität 
Dortmund einschreiben wollen oder Studierende, die in dem betreffenden 
Studiengang der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben oder gemäß      
§ 52 Absatz 2 HG als Zweithörerinnen oder Zweithörer zugelassen sind. 
 
(2) Der Antrag auf Anerkennung soll im zeitlichen Zusammenhang mit der Bewerbung 
und Einschreibung oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer gestellt 
werden. Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat darzulegen, für welche 
Module ihres oder seines Studiengangs sie oder er eine Anerkennung begehrt. 
 
(3) In Fällen, in denen für eine Anerkennung in Betracht kommende 
Prüfungsleistungen, Kenntnisse oder Qualifikationen erst nach Studienbeginn 
vorliegen, ist die Antragstellung auch zu einem späteren Zeitpunkt möglich. Eine 
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Anerkennung bezogen auf ein Modul, in dem das in der Prüfungsordnung 
vorgesehene Prüfungsverfahren für die Studierende oder den Studierenden bereits 
begonnen hat, ist ausgeschlossen. 
 
(4) Im Rahmen des Anerkennungsverfahrens sind die geltend gemachten Sachverhalte 
durch die Antragstellerinnen und Antragsteller in geeigneter Form im Zeitpunkt der 
Antragstellung nachzuweisen. Sachdienliche Unterlagen zur Ermittlung nicht 
wesentlicher Unterschiede oder der Gleichwertigkeit sind: Notenspiegel, Zeugnisse 
und Urkunden, Transcript of Records, Learning Agreements, Diploma Supplements, 
ggf. Modulbeschreibungen und andere Beschreibungen. Unterlagen für das 
Anerkennungsverfahren müssen in deutscher oder englischer Sprache, ggf. in 
beglaubigter Übersetzung, vorgelegt werden. 
 
(5) Ablehnende Entscheidungen im Rahmen des Anerkennungsverfahrens hat der 
Prüfungsausschuss nachvollziehbar und schriftlich zu begründen. Die Beweislast 
dafür, dass ein Antrag im Sinne des § 3 Absatz 1 die Voraussetzungen für die 
Anerkennung nicht erfüllt, liegt beim Prüfungsausschuss. 
 
 
§ 8 Anerkennungsverfahren, Fristen und Termine 
 
(1) Kommt der Prüfungsausschuss zu dem Ergebnis, dass keine wesentlichen 
Unterschiede bestehen, erfolgt eine vollständige Anerkennung der erbrachten 
Prüfungsleistungen. Eine Prüfungsleistung kann auch nur bezogen auf einen Teil 
eines Moduls anerkannt werden. Das entsprechende Modul ist erst dann bestanden 
und die jeweiligen Prüfungsleistungen werden erworben, wenn die fehlenden 
Prüfungsleistungen nach Maßgabe der Prüfungsordnung erbracht worden sind. 
Entsprechendes gilt für die Anerkennung von sonstigen Kenntnissen und 
Qualifikationen. Die Anerkennung wird im Zeugnis und im Transcript of Records 
gekennzeichnet. 
 
(2) Wird die Anerkennung von Prüfungsleistungen beantragt, welche zugleich 
Teilnahmevoraussetzungen für Lehrveranstaltungen oder Prüfungen darstellen, 
kann der Prüfungsausschuss die Studierende oder den Studierenden zu den 
betreffenden Lehrveranstaltungen oder Prüfungen vorab zulassen, wenn die 
Anerkennungsentscheidung nicht rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen 
Lehrveranstaltung oder Prüfung getroffen werden kann.  
 
(3) Werden Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten – soweit die Notensysteme 
vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote 
einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
„bestanden" aufgenommen. Führt die Anerkennung von Prüfungsleistungen oder 
sonstigen Qualifikationen und Kenntnissen, die unter unvergleichbaren 
Notensystemen erbracht worden sind, dazu, dass eine Modulnote nicht gebildet 
werden kann, so wird dieses Modul nicht in die Berechnung der Gesamtnote mit 
einbezogen. Prüfungsleistungen oder sonstige Kenntnisse und Qualifikationen, die 
unter unvergleichbaren Notensystemen erbracht worden sind, können höchstens 
bis zu einem Anteil von einem Drittel der erforderlichen Prüfungsleistungen des 
jeweiligen Studiengangs anerkannt werden. 
 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
25/2015             Seite 131 
 
(4) Entscheidungen der Prüfungsausschüsse über Anträge auf Anerkennung von 
Prüfungsleistungen oder sonstigen Kenntnissen und Qualifikationen sind binnen 
einer Frist von drei Monaten zu treffen. Die Frist beginnt, sobald alle erforderlichen 
Unterlagen und Informationen über den Antragsgegenstand dem 
Prüfungsausschuss vorliegen. 
 
(5) Widersprüche gegen Entscheidungen, die nach dieser Ordnung getroffen werden, 
sind innerhalb eines Monats nach deren Bekanntgabe, schriftlich oder zur 
Niederschrift gemäß § 70 Verwaltungsgerichtsordnung bei der oder dem 
Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsausschusses einzulegen. Der 
Widerspruchsbescheid soll innerhalb eines Monats nach Einlegen des 
Widerspruchs ergehen. Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, ist der Bescheid zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
 
§ 9 Einstufung in höhere Fachsemester 
 
Auf der Grundlage der Anerkennung nach § 3 Absatz 1 oder auf Antrag der oder des 
Studierenden erfolgt eine Einstufung in ein Fachsemester, dessen Zahl sich aus dem 
Umfang der durch die Anerkennung erworbenen Leistungspunkte im Verhältnis zu dem 
Gesamtumfang der im jeweiligen Studiengang insgesamt erwerbbaren Leistungspunkte 
ergibt. Ist die Nachkommastelle kleiner als fünf, wird auf ganze Semester abgerundet, 
ansonsten wird aufgerundet. 
 
 
§ 10 Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
(1) Diese Anerkennungsordnung findet auf alle Anerkennungsverfahren für alle 
Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund 
Anwendung. 
 
(2) Die Anerkennungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen 
Universität Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 in 
Kraft. 
 
(3) Gleichzeitig tritt die Anrechnungsrahmenordnung für alle Studiengänge an der 
Technischen Universität Dortmund vom 12. Juli 2013 (AM Nr. 16/2013, S. 1 ff.) außer 
Kraft. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Technischen Universität 
Dortmund vom 17. September 2015. 
 
Dortmund, den 24. September 2015 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
